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Hitlers Machtübernahme 

Wer grüßt auf römische Art und hat einen englischen Bart? Wer trägt die Locke Napoleon 
gleich, ist aber geboren in Österreich? Wer regiert wie Attila mit der Peitsche? Adolf der 
Teitsche!  
NS-Flüsterwitz 

Als Reichspräsident Hindenburg den NSDAP-Führer Adolf Hitler am 30. Januar 1933 zum 
Reichskanzler ernannte, leitete er gleichzeitig das Ende der deutschen Demokratie ein.  
Der "Vorwärts" schrieb am 30. Januar 1933 (x034/634): >>Hitler-Papen-Kabinett: "Feine 
Leute" und drei Nazis - Kabinett des Großkapitals: Der Reichspräsident hat mit der Ernen-
nung dieser Regierung die furchtbarste Verantwortung übernommen, die jemals ein Staats-
oberhaupt übernommen hat.<< 
Der Diplomat und Schriftsteller Harry Graf Kessler berichtete am 30. Januar 1933 (x032/9): 
>>... Berlin ist heute nacht in einer reinen Faschingsstimmung.<< 
Der DDP-Politiker Theodor Heuss erklärte am 30. Januar 1933 (x032/9): >>... Das wird für 
euch Juden eine schlimme Zeit werden.<< 
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Der deutsche Schauspieler, Kabarettist und Autor Werner Finck schrieb später über die NS-
Massenaufmärsche in Berlin (x115/239): >>Dann aber kam auf den Straßen diese Unruhe. Es 
wurde doch sehr massiv in Berlin. Große Gruppen von Menschen lärmten auf den Straßen. 
Sie haben die Arme ausgestreckt und "Heil" gerufen. Immer so in Dreier-Reihen "Heil-Heil-
Heil", daß es knallte. Welch eine Ironie des Schicksals: Gerade in dem Land, wo am meisten 
"Heil" gerufen wurde, ist am wenigsten Heil geblieben. 
Ich kann sagen, ich habe gezittert, mir war es furchtbar unangenehm. Ich habe richtige Angst 
gehabt. Ich dachte, um Gottes willen, wie wird das enden. Wenn ich natürlich damals schon 
gewußt hätte, was man heute weiß, - daß das alles nur Mitläufer waren, dann hätte man doch 
nicht gezittert. Aber das ahnte man noch nicht. Das hat doch kein Mensch damals gesagt. ...<< 
Der deutsche Maler und Graphiker Max Liebermann meinte beim Betrachten des Fackelzuges 
am 30. Januar 1933 (x844/...): >>Ich kann nicht so viel fressen, wie ich kotzen möchte. ...<<  
Der französische Botschafter in Berlin berichtete damals in seinem Tagebuch über die chaoti-
schen Verhältnisse im Deutschen Reich (x069/58): >>Das Reich scheint in das Chaos der Jah-
re 1918/19 und 1923 zurückzufallen und nochmals, ja noch ernsthafter von Anarchie bedroht 
zu werden. Man muß sich dieses Bild Deutschlands vor Augen halten, als die Straßen auf dem 
Land und in den Städten von rivalisierenden Umzügen des Stahlhelms, der Rotfront, der SA 
und SS durchschritten werden. Die Schlagzeilen der Zeitungen berichten täglich von neuen 
Unruhen, neuen Opfern.  
Man muß sich jenes Deutschland vor Augen halten, in dem Unsicherheit und Unordnung 
herrschen und die Sorge um die nächste Zukunft und die Furcht vor einer bolschewistischen 
Revolution die Gemüter bedrücken, um zu begreifen, daß die nationalistischen Leidenschaften 
aufgepeitscht werden konnten mit der Behauptung, das Ausland sei an diesem ganzen Un-
glück schuld, um zu verstehen, mit welchen Gefühlen 1933 die Machtübernahme durch jenen 
Mann mit der eisernen Faust aufgenommen wurde, einen Mann, der so tapfer den Roten die 
Stirne bietet und sich anheischig macht, im Innern Ordnung und Freiheit, nach Außen Macht 
und Größe des Reiches wieder herzustellen.<< 
Erich Ludendorff, ein berühmter deutscher General des Ersten Weltkrieges und aktiver "Hit-
lerputsch-Teilnehmer, schrieb am 31. Januar 1933 an den Ex-General und amtierenden 
Reichspräsidenten Hindenburg (x034/635): >>... Ich prophezeie ihnen feierlich, daß dieser 
unselige Mann unser Reich in den Abgrund stürzen und unsere Nation in unfaßbares Elend 
bringen wird. Kommende Geschlechter werden sie wegen dieser Handlung in Ihrem Grabe 
verfluchen.<<  

 
Abb. 64 (x062/461): "Hitler, ein deutsches Verhängnis", Paul Weber im Januar 1933. 
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Für die meisten ausländischen Staaten ist Hitlers Regierungsübernahme vorerst nur "ein Sieg 
der nationalen Opposition".  
In jener Zeit gab es natürlich auch Millionen von jungen Idealisten und Schwärmern, die irr-
tümlich an Hitlers NS-Regime glaubten. Nach den bitteren Kriegs- und Nachkriegsjahren 
träumten diese naiven Phantasten von der Verwirklichung einer wahren, gerechten Volksge-
meinschaft. Die meisten Deutschen wollten lediglich alle Ungerechtigkeiten und früheren 
Feindschaften vergessen und gemeinsam die Folgen der Versailler Verträge beseitigen, aber 
der allgegenwärtige Terror des NS-Regimes zerstörte schon bald alle Hoffnungen und naiven 
Wunschträume.  
Eine Anhängerin des NS-Regimes berichtete Anfang des Jahres 1933 über ihre Erwartungen 
(x149/75): >>Keine Parole hat mich je so fasziniert wie die Parole von der Volksgemein-
schaft. ... Ich glaubte den Versprechungen der Nationalsozialisten, daß sie die Arbeitslosigkeit 
und damit die Not von 6 Millionen Menschen beseitigen würden. Ich glaubte ihnen, daß sie 
das deutsche Volk aus der Zersplitterung von über 40 politischen Parteien zu einer Einheit 
zusammenführen und daß sie die Folgen des Versailler Diktats überwinden würden. ...<< 
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über Hitlers Machtübernahme 
(x057/230-231): >>Die Umwandlung des Deutschen Reiches von einer demokratischen Re-
publik zu einer Diktatur war das Werk des Führers ... Adolf Hitler. Er stammte aus Österreich, 
begann nach dem ersten Weltkrieg seine politische Laufbahn, die ihn im Verlauf von 14 Jah-
ren durch Willenskraft, Fanatismus und eine nie gekannte Propaganda an die Spitze der 
Reichsregierung brachte. 
In seinem Parteiprogramm und seinem Buch "Mein Kampf" hatte er die Grundfragen einer 
neuen politischen Idee, einer "nationalsozialistischen Weltanschauung", zu prägen versucht 
und sie als mitreißender Volksredner zuerst in seine Partei hineingetragen. Diese war in straf-
fer Disziplin organisiert mit den Kampfformationen SA und SS. Eine arische Rassenlehre mit 
dem Symbol des Hakenkreuzes sollte eine Vereinigung von Nationalsozialismus und Sozia-
lismus verkörpern mit einer mystischen Heldenverehrung seiner Person und einer bedingungs-
losen Gefolgschaftstreue. 
Enttäuscht von der inneren und äußeren Lage Deutschlands strömten ihm im Laufe der dreißi-
ger Jahre eine Unzahl von verbitterten oder hoffnungsvollen Menschen zu, um der neuen Be-
wegung zur Herrschaft im Staate zu verhelfen. Die Parolen wie "Brechung der Zinsknecht-
schaft", "Gemeinnutz vor Eigennutz", "Positives Christentum", "Führerprinzip", "Nationaler 
Sozialismus", "ein Volk, ein Reich" usw. wurden von der Masse oft mißverstanden oder so 
ausgelegt, wie man es selber wünschte.  
Nach dem Willen des "Führers" sollte ein "Germanischer Staat deutscher Nation" geschaffen 
werden. Vieles war dem Ausland und anderen autoritären Organisationen nachgeahmt und 
fand nur schwer Eingang in die deutschen Volkskreise. Nur wenige ahnten die tragische Ent-
wicklung des deutschen Volkes und Reiches, aber niemand, weder vom Ausland noch vom 
Inland, hatte etwas Entscheidendes gegen die Machtübernahme unternommen. So gelang es 
Hitler, als Reichskanzler einer Koalitionsregierung in der Weimarer Republik beginnend, all-
mählich eine Diktatur aufzurichten, wobei er mit wechselnden Mitteln, der Entfaltung mitrei-
ßender Begeisterung oder einer rücksichtslosen Gewalt vorging.<< 
US-Präsident Hoover kritisierte damals das ungewöhnlich nachgiebige Verhalten der franzö-
sischen Regierung nach Hitlers Machtübernahme (x069/165): >>Kaum war Hitler an die 
Macht gekommen, so nahm die französische Regierung eine völlig veränderte Haltung ein 
und machte eine Reihe von Vorschlägen, die, solange Brüning an der Macht war, mehr als 
ausreichend gewesen wären. Immer größere Zugeständnisse wurden von Frankreich angebo-
ten und von Hitler zurückgewiesen.  
Sogar in Frankreich hatte man in weiten Kreisen das Gefühl, daß Hitler nie die Regierung in 
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seine Hand gebracht hätte, wenn man dem Reichskanzler Brüning in vernünftiger Weise ent-
gegengekommen wäre und ihm geholfen hätte, das Gefühl des Unrechts und der Demütigung 
zu zerstreuen.<< 
 
Der NS-Staatsstreich 
Hitler erklärte am 8. Februar 1933 vor leitenden Vertretern der deutschen Presse (x032/15): 
>>... In 10 Jahren wird es in Deutschland keinen Marxismus mehr geben.<< 
Als der niederländische Anarchist Marinus van der Lubbe am 27. Februar 1933 das Berliner 
Reichstagsgebäude in Brand setzte, nutzte Hitler den Reichstagsbrand sofort als Vorwand, um 
die gefährlichsten "Staatsfeinde" auszuschalten. In der Nacht des Brandes und am nächsten 
Tag wurden ca. 4.000 kommunistische Funktionäre verhaftet und die KPD wegen angeblicher 
"kommunistischer Rebellion" indirekt verboten.  
An der Brandstiftung war vermutlich auch der damalige preußische "Innenminister" Hermann 
Göring beteiligt.  
Im Jahre 1946 erklärte Generaloberst Halder z.B. unter Eid (x059/73): >>Anläßlich eines Mit-
tagessens beim Führer im Jahre 1942 kam das Gespräch auch auf das Reichstagsgebäude ... 
Ich habe mit eigenen Ohren gehört, wie Göring in das Gespräch hineinrief: "Der einzige, der 
den Reichstag wirklich kennt, bin ich. Ich habe ihn ja angezündet."<<  
Joseph Goebbels berichtete am 27. Februar 1933 in seinem Tagebuch (x191/57): >>Nun ist 
der entscheidende Augenblick gekommen. Göring ganz groß in Fahrt. Der Führer verliert 
nicht einen Augenblick seine Ruhe. ...  
Sofort verbietet Göring die gesamte kommunistische und sozialdemokratische Presse. Die 
kommunistischen Funktionäre werden in der Nacht dingfest gemacht. Die SA wird alarmiert. 
... Mitten in der Nacht noch erscheint Oberregierungsrat Diels vom preußischen Innenministe-
rium und gibt mir eingehend Bericht über die bisherigen Maßnahmen. Die Verhaftungen sind 
reibungslos verlaufen. ... 
Wenn Widerstand geleistet wird, dann Straße frei für die SA. ...<< 
Am 28. Februar 1933 genehmigte Reichspräsident von Hindenburg auf Grund des Artikels 48 
Abs. 2 eine ihm vorgelegte Notverordnung - sogenannte "Reichstagsbrandverordnung" bzw. 
Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat. Diese scheinbar "legale 
Notverordnung" setzte wesentliche demokratische Grundrechte der Weimarer Verfassung au-
ßer Kraft, wie z.B. freie Meinungsäußerung, Pressefreiheit, Versammlungsfreiheit, Brief- und 
Fernsprechgeheimnis und andere persönliche Freiheiten.  
Mit Hilfe der "Reichstagsbrandverordnung" konnte das NS-Regime die demokratische Ver-
fassung der Weimarer Republik zwar vermeintlich "legal" liquidieren, aber diese "Notverord-
nung zum Schutz von Volk und Staat" war nicht durch Artikel 48 gedeckt und deshalb unge-
setzlich, weil sie nicht vorübergehend erlassen wurde. Die "Reichstagsbrandverordnung" wur-
de zunächst auf 4 Jahre begrenzt und danach dreimal durch das NS-Regime verlängert, so daß 
sie schließlich bis zum Zusammenbruch des NS-Staates in Kraft blieb.  
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die "Reichstagsbrandverordnung" (x051/486): 
>>Reichstagsbrandverordnung, am 28.2.33 unter der Bezeichnung "Verordnung des Reichs-
präsidenten zum Schutz von Volk und Staat" erlassene Notverordnung.  
Vorausgegangen war ihr der Reichstagsbrand am 27.2., der von den Nationalsozialisten den 
Kommunisten zur Last gelegt wurde. "Zur Abwehr kommunistischer staatsgefährdender Ge-
waltakte" - so die Präambel - setzte die Reichstagsbrandverordnung die in Artikel 114, 115, 
117, 118, 123, 124 und 153 der Weimarer Verfassung verbrieften Grundrechte der persönli-
chen Freiheit, der Unverletzlichkeit der Wohnung und des Brief-, Post-, Telegraphen- und 
Fernsprechgeheimnisses, der Meinungsfreiheit, der Versammlungs- und der Vereinigungsfrei-
heit und der Garantie des Privateigentums außer Kraft, gab der Reichsregierung das Recht, 



 6 

"zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung" in den Ländern die Befu-
gnisse der Landesregierung "vorübergehend wahrzunehmen", und verschärfte die Strafandro-
hungen für bestimmte Delikte, führte u.a. für Hochverrat und Brandstiftung die Todesstrafe 
ein.  
Die Reichstagsbrandverordnung gab der von Hitler geführten Regierung eine scheinbar legale 
Grundlage zur Gleichschaltung der Länder und zur Verfolgung von tatsächlichen oder angeb-
lichen Gegnern des Nationalsozialismus; allein 1933 kam es aufgrund der Reichstagsbrand-
verordnung zu 3.584 Strafverfahren mit 3.133 Verurteilungen. Vor allem aber beseitigte die 
Reichstagsbrandverordnung wesentliche Elemente des Rechtsstaates und bildete so zusammen 
mit dem Ermächtigungsgesetz vom 24.3.33 die gesetzliche Grundlage der nationalsozialisti-
schen Diktatur.<<  
Mit Hilfe dieser "legalen Notverordnung" verhängte Hitler am 28. Februar 1933 den Ausnah-
mezustand im Deutschen Reich, schaltete bereits indirekt das Parlament aus und übernahm im 
Rahmen der "Nationalen Revolution" wesentliche Machtpositionen des Landes. Zahlreiche 
wichtige Ämter der Behörden, Polizei, Presse, des Rundfunks und sonstige wichtige Posten 
wurden unverzüglich durch die NSDAP besetzt.  
Goebbels berichtete am 28. Februar 1933 in seinem Tagebuch (x191/57): >>... Es erfolgen 
Verhaftungen über Verhaftungen. Nun wird die rote Pest mit Stumpf und Stiel ausgerottet. 
Widerstand zeigt sich nirgendwo. Das gegnerische Lager scheint durch unser plötzliches und 
scharfes Durchgreifen so verblüfft zu sein, daß es sich gar nicht mehr zu wehren wagt.<< 
Der "Daily Express" berichtete am 3. März 1933 (x023/71): >>Wenn die kommunistische 
Gefahr beseitigt ist, wird die normale Ordnung der Dinge zurückkehren.<<  
Bei der letzten "freien Reichstagswahl" am 5. März 1933 erhielt die NSDAP trotz großer 
Massenarbeitslosigkeit - fast 6,0 Millionen Arbeitslose und mehrere Millionen Kurzarbeiter - 
"nur" 43,9 % aller Wählerstimmen bzw. 288 Mandate, so daß Hitler nur mit Hilfe von radika-
len Bundesgenossen ("Kampffront Schwarz-Weiß-Rot" - DNVP = 8,0 % -) die "einfache 
Mehrheit" von 51,9 % erreichte.  
Da spätestens seit dem 28. Februar 1933 diktatorische Machtverhältnisse herrschten - Ein-
schränkung der Grundrechte, Ausnahmezustand, Parteienverbot, SA-Straßenterror etc., zählte 
die Wahl vom 5. März 1933 bereits nicht mehr zu den demokratischen und freien Wahlen. 
Joseph Goebbels berichtete am 5. März 1933 (x032/25): >>Wir sind die Herren im Reich und 
in Preußen; alle anderen sind geschlagen zu Boden gesunken. Eine lange Arbeit wird mit letz-
tem Erfolg gekrönt. Deutschland ist erwacht.<< 
Seit dem 13. März 1933 kontrollierte, "säuberte" und dirigierte Josef Goebbels, NS-Reichs-
minister für Volksaufklärung und Propaganda, sämtliche Informationsmedien (Presse, Buch-
wesen, Rundfunk, Film) und viele kulturelle Einrichtungen.  
Goebbels schrieb später über die Aufgaben seines Ministeriums für Volksaufklärung und Pro-
paganda (x149/77): >>Es genügt nicht, die Menschen mit unserem Regiment mehr oder weni-
ger auszusöhnen, sie zu bewegen, uns neutral gegenüber zu stehen, sondern wir wollen die 
Menschen so lange bearbeiten, bis sie uns verfallen sind. ... 
Im Laufe der Zeit haben sich auf allen Gebieten, namentlich der Technik, revolutionäre Um-
wälzungen vollzogen. wir leben heute im Zeitalter des Rundfunks, der großen Massendemon-
strationen; Massenaufmärsche von hundert-, zweihundert- oder dreihunderttausend Menschen 
sind für uns nichts Unerreichbares mehr. ... 
Wir leben nun einmal in dem Zeitalter, wo Massen hinter einer Politik stehen müssen. ...<< 
Am 17. März 1933 ließ Hitler zu seinem persönlichen Schutz die Leibstandarte SS Adolf Hit-
ler in Berlin aufstellen. Es handelte sich bei dieser bewaffneten Leibwache Hitlers zunächst 
um eine militärische Eliteeinheit. 
Am 20. März 1933 ließ Himmler in der Nähe von Dachau das erste Konzentrationslager in 
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Süddeutschland errichten.  
Am 21. März 1933 eröffnete das NS-Regime mit einem Staatsakt in der Potsdamer Garnison-
kirche den ersten Reichstag des "Dritten Reiches".  

Abb. 65 (x296/129): Hitler begrüßt Hindenburg am 21.03.1933 bei einem Staatsakt in Pots-
dam." 
Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über das Dritte Reich (x051/134-
135): >>Drittes Reich, anfängliche Eigenbezeichnung des nationalsozialistischen Staates, die 
als Epochenbegriff für die deutsche Geschichte 1933-45 in den allgemeinen Sprachgebrauch 
eingegangen ist.  
Die Nationalsozialisten entlehnten das Schlagwort in den 20er Jahren einem Buchtitel von 
Moeller van den Bruck und meinten damit zunächst nur die Fortzählung Erstes Reich = Heili-
ges Römisches Reich Deutscher Nation von 962-1806, Zweites Reich = Hohenzollernreich 
von 1871-1918, Drittes Reich = kommende Herrschaft Hitlers - Weimar galt als Zwischen-
reich. Gleichzeitig aber knüpften sie an christliche Heilserwartungen des Mittelalters an, das 
nach dem ersten Reich des Vaters und dem zweiten des Sohnes ein drittes Reich des Heiligen 
Geistes als Vollendung der Welt- und Menschheitsgeschichte ersehnte. Es sollte die Epoche 
der Versöhnung von Ideen und Wirklichkeit werden.  
Dieser prophetische Entwurf ist vielfach abgewandelt worden, etwa im Werk des norwegi-
schen Dichters Ibsen in der Verschmelzung von Antike und Christentum. Ewigkeitshoffnung 
verband sich damit und der Ruf nach dem Messias, als der Hitler von der nationalsozialisti-
schen Propaganda stilisiert wurde.  
Doch so nützlich das Schlagwort Drittes Reich in der Phase des Machterwerbs war, so rasch 
nutzte es sich ab an der Wirklichkeit des real existierenden Nationalsozialismus und reizte 
zum Spott.  
Am 10.7.39 verbot das Propagandaministerium der deutschen Presse die Benutzung des Be-
griffs und am 21.3.42 hieß es, wie die Briten mit dem Wort "Empire" müsse man künftig "mit 
dem Begriff 'Das Reich' das neue Deutschland in all seinen Besitzungen vor der Weltöffent-
lichkeit als geschlossene staatliche Einheit" aufzeigen. Mit dem imperialen Selbstverständnis 
des Nationalsozialismus als Vollender der deutschen Geschichte vertrug sich ein numeriertes 
Reich nicht mehr.<<  
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"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über das Tausendjährige Reich 
(x051/574): >>Tausendjähriges Reich, in der christlichen mittelalterlichen Geschichtsphiloso-
phie Herrschaft Christi nach der ersten "Auferstehung der Gerechten", erwartet als Drittes 
Reich des Heiligen Geistes.  
Die nationalsozialistische Propaganda münzte den Begriff um zum Schlagwort für die angeb-
liche Vollendung der deutschen Geschichte durch den Nationalsozialismus. Hitler lehnte den 
Ausdruck ab, verkündete aber selbst auf dem Reichsparteitag 1934, es werde "in den nächsten 
tausend Jahren keine Revolution mehr in Deutschland" geben, und sagte z.B. bei Beginn des 
Westfeldzuges am 10.5.40, dieser werde das deutsche Schicksal "für die nächsten tausend Jah-
re" bestimmen.  
Trotz der Gewöhnung an inflationären Gebrauch großer Worte wurde der Begriff Tausendjäh-
riges Reich in der Öffentlichkeit vielfach eher als lächerlich empfunden und bespöttelt.<<  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 22. März 2008) 
über das Dritte Reich (x887/...): >>Wann war das Dritte Reich? 
... Von wann bis wann existierte das Dritte Reich. Von 1933 bis 1945, werden viele sagen und 
vielleicht ergänzen, von der Machtergreifung am 30. Januar 1933 bis zur Kapitulation am 9. 
Mai 1945. Leider unrichtig, wie zu zeigen ist. Außerdem ist Hitlers Bestellung zum Reichs-
kanzler nicht "die Machtergreifung", denn die war ein Vorgang, der lange vor 1933 begonnen 
hatte und sich danach noch fortsetzte. Bis alle gleichgeschaltet oder ausgeschaltet waren. … 
Woher stammen dann die Ausdrücke "Erstes Reich", "Zweites Reich", "Drittes Reich" und 
"Tausendjähriges Reich"? Sie kommen allesamt aus der Religion. Sie hängen zusammen mit 
dem … Glauben an die Wiederkunft des Messias. Für "Drittes Reich" steht auch "Tausendjäh-
riges Reich" - wobei "tausendjährig" nach Ablauf des ersten Jahrtausends nicht mehr wörtlich 
genommen wurde, sondern soviel wie "ewig" bedeuten sollte. 
Erstmals in politischem Sinn verwendete diese Ausdrücke der deutsche Kulturhistoriker und 
Politiktheoretiker Arthur Moeller van den Bruck 1923 in seinem Buch "Das dritte Reich". 
"Parteigenosse" war er keiner und er starb schon 1925. Ob man ihn als "Wegbereiter" be-
zeichnen kann, ist Geschmackssache, aber sicher erleichterte er die Arbeit nationalsozialisti-
scher Ideologen.  
"Drittes Reich" und "Tausendjähriges Reich" paßten trefflich in das mythisch-mystische Ge-
dankengebäude, das der religionsartigen Überhöhung einer durchaus weltlichen Politik diente. 
"Drittes Reich" wird heute zwar pauschal für die NS-Zeit verwendet, war aber nicht mehr als 
ein Schlagwort der Propaganda. Es hatte nie ein Territorium und war nie ein Völkerrechtssub-
jekt. …<< 
Am 23. März 1933 legte Reichskanzler Hitler während der zweiten Sitzung des neuen 
Reichstages das "Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich" - sogenanntes "Ermäch-
tigungsgesetz" - zur Abstimmung vor.  
Da das NS-Regime wegen der erforderlichen Zweidrittelmehrheit keine legale Verfassungs-
änderung durchsetzen konnte, ließ Hitler zahlreiche politische Gegner vorher gewaltsam aus-
schalten. Nachdem man die meisten kommunistischen Abgeordneten bereits während und 
nach dem Reichstagsbrand am 27. Februar 1933 inhaftiert hatte (x063/579), ließ Hitler vor der 
entscheidenden Abstimmung über die Annahme des Gesetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Reich die restlichen KPD-Abgeordneten festnehmen und außerdem noch kurzerhand 26 
der 120 SPD-Reichstagsabgeordneten verhaften oder aussperren, um die erforderliche Zwei-
drittelmehrheit für die Annahme des "Ermächtigungsgesetzes" zu erhalten.  
Am 23. März 1933 stimmten die verbliebenen 94 SPD-Abgeordneten gegen die Annahme des 
verfassungswidrigen "Ermächtigungsgesetzes", obgleich der Berliner Reichstag von schwer-
bewaffneten SA- und SS-Wachen umstellt war und man die anwesenden Abgeordneten der 
Opposition während der Abstimmung unentwegt einschüchterte und massiv bedrohte. 
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Vor dem Berliner Reichstag drohten am 23. März 1933 die SA- und SS-Wachen (x059/76): 
>>Wir wollen das Gesetz - sonst (gibt es) Mord und Totschlag. ...<<  
Während die 94 SPD-Abgeordneten das "Ermächtigungsgesetz" ablehnten, stimmten die 73 
Abgeordneten des Zentrums wegen Hitlers mündlicher Zusagen, die er später jedoch nie ein-
löste, zu. Am 23. März 1933 wurde das "Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich", 
das sog. "Ermächtigungsgesetz", vom Reichstag mit der notwendigen 2/3-Mehrheit von 
444:94 beschlossen. Nach Bekanntgabe der namentlichen Schlußabstimmung gab es im Deut-
schen Reich endgültig keine Demokratie mehr. Die gesetzlosen NS-Terroristen beendeten ih-
ren erfolgreichen Staatstreich mit der sogenannten "NSDAP-Hymne", dem "Horst Wessel-
Lied" (x049/102). 
Mit der gewaltsamen Durchsetzung des "Ermächtigungsgesetzes" am 23. März 1933 begingen 
die Nationalsozialisten verfassungsrechtlich eindeutig Hochverrat. Hitlers NS-Terroristen 
hielten das Deutsche Reich nach dem gewaltsamen Staatsstreich praktisch besetzt.  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein berichtete später über den NS-Staats-
streich (x063/578-579): >>Schon nach wenigen Tagen wurde aus der Ernennung Hitlers zum 
Reichskanzler eine "Nationale Revolution" konstruiert. Man wollte eine Massenpsychose 
schaffen, um kraft revolutionären Rechts die eben beschworene Verfassung totalitär zu verän-
dern. Die Mittel der Propaganda, der Presse und des Rundfunks waren bereits in nationalso-
zialistischer Hand.  
Der Reichstagsbrand vom 27. Februar, von ihnen selbst in Szene gesetzt, gab dann den Vor-
wand zum Verbot nicht nur der kommunistischen, sondern schließlich jeder Opposition. Der 
Terror wurde, um eine paradoxe Ausdrucksweise zu gebrauchen, zum Verfassungsgrundsatz 
erhoben. Daß dies nötig war, liefert zugleich für die Geschichte den Beweis, daß das Regime, 
das sich in frevelhafter Anmaßung mit Deutschland gleichzusetzen wagte, niemals auf dem 
Willen des Volkes ruhte. 
Man sagt oft, die Reichstagwahlen vom 5. März 1933 seien die letzten freien Wahlen gewe-
sen. Aber auch sie fanden schon unter ungemeinem Druck statt. Dennoch erhielten die Natio-
nalsozialisten nur 44 %. Zusammen mit ihren Bundesgenossen in der "Kampffront Schwarz-
weiß-rot" brachten sie es auf 52 % - genug, mit knapper Mehrheit eine Regierung zu bilden, 
aber bei weitem nicht für eine Änderung der Verfassung mit legalen Mitteln.  
Also mußten sie mit anderen Kräften nachhelfen. Schon die Verordnung des Reichspräsiden-
ten zum Schutze von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 ging über alles hinaus, was der 
Artikel 48 decken konnte. Am 23. März nahm der Rumpfreichstag - die Kommunisten und 
einen Teil der Sozialdemokraten hatte man eingesperrt oder am Besuch des Reichstages ge-
hindert - das sogenannte Ermächtigungsgesetz an; alle noch anwesenden Sozialdemokraten 
stimmten dagegen.  
Dieses "Gesetz" übertrug der Reichsregierung legislative Befugnisse, auch unter Abweichung 
von den Bestimmungen der Verfassung. ... Verfassungsrechtlich war das "Gesetz", da bei der 
Abstimmung 81 Abgeordnete mit Gewalt ferngehalten wurden, ohnehin null und nichtig. ...<< 
Goebbels berichtete am 30. März 1933 in seinem Tagebuch (x191/188): >>Der Rundfunk 
muß der Regierung die fehlenden 49 % zusammentrommeln, und haben wir sie dann, muß der 
Rundfunk die 100 % halten, muß sie verteidigen, muß sie innerlich durchtränken mit den gei-
stigen Inhalten unserer Zeit, daß niemand mehr ausbrechen kann.<< 
 
"Wilde SA- und SS-Lager", Konzentrationslager 
Der NS-Staat verfügte schon frühzeitig über Konzentrationslager, in denen "mißliebige Ele-
mente" - Kommunisten, Sozialisten, Geistliche und andere "Volksschädlinge" - Zwangsarbeit 
leisten mußten. Im März 1933 ließ Himmler bei Dachau in Oberbayern und in Oranienburg in 
der Provinz Brandenburg die ersten Konzentrationslager sowie zahlreiche "wilde SA- und SS-
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Lager" in leerstehenden Fabriken oder Lagerhallen errichten.  
Ein Zeitzeuge berichtete über die "Beschränkungen der persönlichen Freiheit" ab März 1933 
(x191/59-60): >>In diesen Märztagen entstanden die Konzentrationslager ...  
Nach den Berichten von Beamten und Freunden trat die SA mit eigenen "Vernehmungsstel-
len" in Berlin selbst in eine grauenvolle Tätigkeit ein. In den einzelnen Stadtteilen entstanden 
"Privatgefängnisse". – Dort waren die Fußböden einiger leerer Zimmer, in denen sich die Fol-
terknechte betätigten, mit einer Strohschütte bedeckt worden.  
Die Opfer, die wir vorfanden, waren dem Hungertode nahe. Sie waren tagelang stehend in 
enge Schränke gepreßt worden, um ihnen "Geständnisse" zu erpressen.  
Die "Vernehmungen" hatten mit Prügeln begonnen und geendet; dabei hatte ein Dutzend Ker-
le in Abständen von Stunden mit Eisenstäben, Gummiknüppeln und Peitschen auf die Opfer 
eingedroschen.  
... Es gab kein Stöhnen und Klagen mehr, nur starres Warten auf das Ende oder auf neue Prü-
gel.<< 
Die "Schwarzwälder Kreiszeitung" berichtete am 4. April 1933 über das Konzentrationslager 
Heuberg (x243/47): >>... Großzügig angelegtes Militärlager - Das größte Konzentrationslager 
in Deutschland – Wundervolle Hanglage – Zur Zeit 1.750 Internierte und 450 Mann Bewa-
chung – Gute Verpflegung und Behandlung – Hinter Stacheldraht – Nichts arbeiten den gan-
zen Tag ... 
Absonderung der "Allerärgsten". Die Rädelsführer, die ganz Schlimmen, sind in einem be-
sonderen Hause untergebracht. ...<< 
Ein internierter Stadtrat berichtete später über die realen Zustände im Konzentrationslager 
Heuberg (x243/47): >>... Im (Strafbau stellte man sie) an die Wand – Nase und Fußspitzen 
mußten die Wand berühren -, bis die Leute rückwärts auf die scharfkantigen Steinbrocken 
fielen, die hinter ihnen aufgeschichtet waren. Das ... wurde so lange fortgesetzt, bis der Häft-
ling liegen blieb. Darauf wurde er unter Knüppelschlägen weggeschleift. ... 
Mein Freund, Geschäftsführer des Metallarbeiterverbandes, ... sagte zu mir: "Ich kann nicht 
mehr, ich nehme mir das Leben!"  
Bald nach seiner Entlassung starb er. ... Er war in den wenigen Wochen seiner KZ-Haft rui-
niert worden. ...  
Als ich entlassen wurde, mußte ich mich verpflichten, draußen kein Wort über meine Internie-
rung zu sprechen, andernfalls hätte ich mit verschärfter Haft zu rechnen.<< 
Später inhaftierte man auch Kriminelle, wie z.B. Berufs- und Gewohnheitsverbrecher, "Vor-
beugungshäftlinge" und "Volksschädlinge" ("Arbeitsscheue", Homosexuelle, Zeugen Jehovas, 
Zigeuner und andere Staatsfeinde) in den NS-Konzentrationslagern. Politische Häftlinge und 
kriminelle Elemente wurden ab 1938 nicht mehr getrennt, sondern bewußt vermischt.  
Der deutsche Historiker Martin Broszat berichtete später über die Kenzeichnung der verschie-
denen KZ-Häftlingsgruppen (x129/67): >>Die verschiedenen Häftlingskategorien wurden in 
den Lagern besonders gekennzeichnet. Das schon in den Jahren vor dem Krieg eingeführte 
einheitliche Schema bestand darin, daß das Stoffdreieck, das jedem Gefangenen auf die Häft-
lingskleidung aufgenäht wurde, je nach Häftlingskategorie in verschiedenen Farben angefer-
tigt wurde: für politische Gefangene = rot, Bibelforscher = lila, Asoziale = schwarz, Kriminel-
le = grün, Homosexuelle = rosa und für Emigranten = blau. 
Jüdische Häftlinge mußten zusätzlich zu dem Farbdreieck ein gelbes Dreieck tragen, das so 
auf das Farbdreieck aufgenäht wurde, daß sich ein sechseckiger Zionsstern ergab. Ein zusätz-
liches Kennzeichen in Gestalt eines Querbalkens über dem Dreieck wurde für sogenannte 
rückfällige Häftlinge eingeführt. ...<< 
Bis 1937/38 löste die SS alle "wilden Lager" auf und internierte die Häftlinge in den neuen 
Konzentrationslagern. Die SS errichtete ab 1938 weitere Konzentrationslager für den Zwangs-
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arbeitseinsatz in der deutschen Rüstungsindustrie und später als Übergangslager für die soge-
nannte "Endlösung".  
In den Jahren 1938 bis 1944 entstanden im NS-Reich z.B. folgende Konzentrationslager "er-
ster Ordnung": Stutthof bei Danzig, Neuengamme bei Hamburg, Ravensbrück bei Fürsten-
berg/Havel, ein Frauenlager, Bergen-Belsen bei Fallingbostel im Landkreis Celle, Buchen-
wald bei Weimar, Groß-Rosen in Niederschlesien, Flossenbürg im Landkreis Neu-
stadt/Waldnaab, Natzweiler im Elsaß, Dachau bei München, Mauthausen bei Linz, Wolters-
dorf bei Wien.  
Der deutsche Staatsanwalt Willy Dreßen schrieb später über die "Konzentrationslager" (KZ) 
des NS-Regimes (x051/325-326): >>Konzentrationslager. Die ersten KZ gab es im Buren-
krieg (1901); sogenannte concentration camps wurden von den Engländern als Internierungs-
lager für Zivilgefangene eingerichtet.  
Im nationalsozialistischen Deutschland dienten sie seit 1933 zur Inhaftierung und Umerzie-
hung aller "mißliebigen Elemente" (wie Kommunisten, Sozialisten, Zentrumsangehörige, 
Geistliche u.a.) und zur Zwangsarbeit.  
Entstanden sind die KZ im Zuge der Verhaftungswelle nach der Machtübernahme 1933, die 
dazu führte, daß die Gefängnisse in kurzer Zeit völlig überfüllt waren und zusätzlicher Haft-
raum benötigt wurde. Die wesentliche Rechtsgrundlage für die Inhaftierung bildete die 
Reichstagsbrandverordnung. Die Haft wurde als vorbeugende Polizeimaßnahme bzw. Schutz-
haft gegenüber staatsfeindlichen Elementen bezeichnet. Rechtsbehelfe gegen sie waren nicht 
zugelassen.  
Die ersten KZ wurden teils von staatlichen Stellen (Polizeibehörden u.a.), teils aber auch ei-
genmächtig von SA und SS in leerstehenden Fabriken, Lagerhallen u.a. eingerichtet. Diese 
"wilden" KZ (Schutzhaft) verschwanden in der Folgezeit nach und nach, die Leitung und Be-
wachung der anderen Lager blieb in den Händen der vom Staat als Hilfspolizei eingesetzten 
SA und SS und ging nach der Röhm-Affäre (30.6.34) allein auf die SS über.  
Das Modell für alle KZ wurde Dachau, dessen Lagerkommandant Eicke, der am 4.7.34 zum 
"Inspekteur der KZ" ernannt wurde, am 1.10.33 eine Lagerordnung erlassen hatte, die bei der 
Einrichtung der anderen Lager als Muster diente.  
Ein KZ hatte danach jeweils fünf Abteilungen, nämlich Kommandantur (I), politische Abtei-
lung (II), Schutzhaftlager (III), Verwaltung (IV) und Lagerarzt (V). Die politische Abteilung 
(II) war praktisch ein Außenposten der jeweiligen örtlichen Gestapo mit einem Gestapobeam-
ten als Leiter. Sie führte Vernehmungen durch und war für die Häftlingskartei, die Häftlings-
akten u.a. zuständig.  
Der Schutzhaftlagerführer (bei großen Lagern gab es neben dem ersten einen zweiten Schutz-
haftlagerführer) war auch Vertreter des Kommandanten. Ihm unterstanden der oder die Rap-
portführer, diesem die Blockführer. Ferner unterstanden ihm der Arbeitseinsatzführer und die 
Kommandoführer. Im Schutzhaftlager (III) waren die Häftlinge untergebracht.  
Die Disziplin der SS-Angehörigen in den Lagern war meist schlecht. Selbst schwere Bestra-
fungen (Todesstrafen) durch SS-Gerichte änderten daran nichts Grundlegendes.  
Parallel zur SS-Organisation wurde später eine Häftlingsselbstverwaltung eingerichtet, an de-
ren Spitze der oder die Lagerältesten standen, gefolgt von den Blockältesten der einzelnen 
Baracken und dem Stubendienst. Funktionshäftlinge (Schreiber, Häftlingsärzte, Leichenträger 
u.a.) waren mit den verschiedensten Arbeiten im Lager betraut. In den Arbeitskommandos 
waren sie als Kapos und Vorarbeiter eingesetzt. Meist waren es Kriminelle oder politische 
Häftlinge, zwischen denen ein ständiger offener oder versteckter Kampf um die besten Posi-
tionen im Lager stattfand.  
Neben dem SS-Personal des Lagers selbst gab es zur Außenbewachung des Lagers SS-
Wachtruppen, "SS-Wachverbände", später Totenkopfverbände genannt.  



 12 

Während zunächst in den KZ nur politische Schutzhäftlinge inhaftiert waren, ging man später 
- u.a. zur Diskriminierung der politischen Gefangenen - dazu über, entsprechend dem Erlaß 
des Reichsjustizministeriums vom 14.12.37 sogenannte "Berufs- und Gewohnheitsverbrecher, 
Asoziale" u.a., die als polizeiliche Vorbeugungshäftlinge bezeichnet wurden, in die Lager ein-
zuweisen. Zusammen mit den Juden und "Zigeunern", den Homosexuellen und den Ernsten 
Bibelforschern (Zeugen Jehovas), den sogenannten Arbeitsscheuen (Himmler-Erlaß vom 
26.1.38) und Personen, die ihre gerichtlich verhängten Strafen bereits verbüßt hatten oder die 
angeblich zu Unrecht freigesprochen worden waren, waren damit schon frühzeitig verschiede-
ne Kategorien von Häftlingen in den KZ inhaftiert.  
Nach Kriegsausbruch wurden dann zunehmend ausländische Häftlinge aus den deutsch be-
setzten Gebieten - z.B. NN-Häftlinge (Nacht-und-Nebel-Erlaß) - in die Lager gebracht. Sie 
stellten schließlich das Gros der Gefangenen.  
Die verschiedenen Arten von Häftlingen wurden durch auf dem Kopf stehende Dreiecke (so-
genannte Winkel) aus farbigem Stoff auf der Kleidung gekennzeichnet; die kriminellen Häft-
linge hatten grüne, die politischen rote, die Asozialen schwarze, die Homosexuellen rosa und 
die Bibelforscher violette Winkel. Die jüdischen Häftlinge waren daran zu erkennen, daß über 
dem jeweiligen Winkel ein gelbes Dreieck so aufgenäht wurde, daß sich insgesamt ein David-
stern ergab, während ausländische Häftlinge dadurch kenntlich gemacht wurden, daß der An-
fangsbuchstabe ihrer jeweiligen Nationalität auf dem Winkel angebracht wurde. Bereits ein-
mal Geflohene oder Fluchtverdächtige waren durch einen großen roten oder schwarzen soge-
nannten Fluchtpunkt auf Brust und Rücken besonders gekennzeichnet.  
Da in den Lagern ein riesiges Reservoir an Zwangsarbeitern zur Verfügung stand, begann die 
SS eigene Wirtschaftsbetriebe zu gründen und errichtete im Februar 42 das Wirtschafts-
verwaltungs-Hauptamt (WVHA) unter Leitung des späteren SS-Obergruppenführers Oswald 
Pohl, dem die Dienststelle des Inspekteurs der KZ unter der Bezeichnung "Amtsgruppe D" 
eingegliedert wurde.  
Mit zunehmender Kriegsdauer machten die ständigen Bombardierungen die Verlagerung gro-
ßer Teile der Rüstungsproduktion unter die Erde erforderlich, wodurch immer mehr Häftlinge 
und Zwangsarbeiter benötigt wurden. Die kleine Gruppe der KZ, die 1939 bestanden hatte - 
Dachau, Flossenbürg, Sachsenhausen, Buchenwald, Mauthausen und das Frauenlager Ra-
vensbrück mit insgesamt 21.400 Häftlingen -, wuchs zu einem weit verzweigten System an, 
das auch die besetzten Länder einschloß. Überall dort, wo die Industrie Arbeitskräfte brauchte, 
wurden Außenkommandos (Nebenlager) eingerichtet. Die Zahl der Häftlinge in Buchenwald 
z.B. vergrößerte sich dadurch auf fast 525.000 im August 44 und betrug Anfang 45 schließlich 
über 600.000 Menschen.  
Das Interesse des WVHA an der Ausnutzung der Arbeitskraft stand in gewisser Weise dem 
Interesse des RSHA auf Ausschaltung bzw. Umerziehung der politischen Gegner entgegen. 
Für die Häftlinge brachte die Unterstellung der KZ unter das WVHA jedoch kaum Vorteile. 
Nach einem Befehl Pohls vom April 42 sollte die Ausnutzung der Arbeitskräfte "im wahrsten 
Sinne des Wortes erschöpfend" gestaltet und Mahlzeiten, Appelle u.a. auf ein nicht mehr zu 
verdichtendes Mindestmaß beschränkt werden.  
Seit September 42 wurden auch bestimmte Justizgefangene (Sicherungsverwahrte u.a.; Deut-
sche, Juden, Zigeuner, Russen, Polen u.a.) nach einer Vereinbarung zwischen Thierack und 
Himmler "zur Vernichtung durch Arbeit" in die KZ eingewiesen. Zudem wurden in den La-
gern regelmäßig alle nicht mehr arbeitsfähigen Häftlinge ("Muselmänner") ausgesondert und 
in Tötungsanstalten der Euthanasie-Aktion oder Vernichtungslager transportiert und dort getö-
tet. In vielen Fällen wurden sie auch in den Lagern selbst durch Giftinjektionen ermordet.  
Die Häftlinge waren in den Lagern bedingungslos der Gewalt der SS und der Gestapo ausge-
liefert. Nach der Eicke'schen Lagerordnung (Dachau) war die Verhängung von Strafen, Prü-
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gelstrafe, Pfahlhängen u.a. bis hin zur Todesstrafe, die allerdings - z.B. bei Fluchtversuchen - 
in der Regel vom RSHA angeordnet wurde, Sache des jeweiligen Lagerkommandanten. Ei-
genmächtige Tötungen und Mißhandlungen von Häftlingen waren ausdrücklich verboten. Es 
war den SS-Angehörigen sogar untersagt, Häftlinge zu berühren.  
Trotz dieses eindeutigen Verbotes waren Häftlingsmißhandlungen und -tötungen (Erschlagen, 
Erhängen, Ertränken, zu Tode foltern u.a.) etwas Alltägliches. Neben den SS-Angehörigen 
waren an ihnen auch Funktionshäftlinge, namentlich die Kapos, beteiligt. Die Täter gingen 
regelmäßig straffrei aus. Von der Inspektion der KZ wurde diese Praxis geduldet.  
Im übrigen waren die Lebensverhältnisse, was Hygiene, Kleidung, Verpflegung und ärztliche 
Versorgung anging, durchweg vollständig unzureichend und unmenschlich. Meist waren die 
Häftlinge in zugigen Holzbaracken, in denen sich dreistöckige, primitive Etagenbetten befan-
den, untergebracht. In jedem Bett schliefen bis zu drei Häftlinge, denen oft nur eine einzige 
Decke zur Verfügung stand, auf Strohsäcken als Unterlage und manchmal sogar auf dem blan-
ken Holz der Bettstatt. Die Kleidung bestand im allgemeinen - auch im Winter - nur aus dem 
dünnen, gestreiften Häftlingsanzug, der zudem sehr selten gewaschen wurde. Als Verpflegung 
gab es neben geringen Brotrationen v.a. Rüben- und Wassersuppen.  
Zusammen mit den schlechten sanitären Verhältnissen, die immer wieder Seuchen hervorrie-
fen, und mit den unmenschlichen Arbeitsverhältnissen führte das zu einer außerordentlich 
hohen Sterblichkeit, die auch durch die Aufforderung des WVHA (Schreiben Pohls vom 
20.1.43), mit allen Mitteln die Arbeitskraft der Häftlinge zu erhalten, nicht gebremst werden 
konnte.  
Darüber hinaus wurden Häftlinge auch zu zahlreichen medizinischen Menschenversuchen 
benutzt, die manchmal terminal angelegt waren, d.h. es stand von vornherein fest, daß die 
Versuchspersonen dabei zu Tode kommen würden.  
Im Rahmen der Endlösung wurden einzelne Lager zur Tötung mittels Giftgas und zur 
Sonderbehandlung, d.h. Exekution "staatsfeindlicher Elemente" und russischer Kriegsgefan-
gener (nach dem Kommissarbefehl vom 6.6.41), benutzt.  
Kurz vor Kriegsende wurden die meisten KZ ins Innere des Reiches evakuiert. Im Chaos des 
Zusammenbruchs kamen dabei zahllose entkräftete Häftlinge in zum Teil offenen Gütertrans-
portzügen ums Leben oder wurden - wenn sie auf Fußmärschen das Marschtempo nicht 
durchhalten konnten - von ihren Bewachern am Straßenrand erschossen. Viele starben in den 
total überfüllten Auffanglagern (nach Schätzungen insgesamt etwa ein Drittel der im Januar 
45 registrierten Häftlinge).<<  
Der französische Politikwissenschaftler und Germanist Alfred Grosser schrieb später über den 
"internen" NS-Terror im März 1933 (x075/73-74): >>... Die Sozialisten stimmten mit Nein, 
die Kommunisten waren bereits aus dem Reichstag ausgeschlossen worden. Die anderen sag-
ten Ja, teilweise aus Angst. Wie so viele Vereine und Gruppierungen Ja sagen werden – ent-
weder aus tatsächlicher Anhängerüberzeugung oder in der Hoffnung, verschont zu bleiben, 
wenn sie zulassen, daß der Nachbar verprügelt wird. ... 
Aber dem Grauen geht der Terror voraus. Und kein beliebiger Polizeiterror. Die ersten, im 
Frühjahr 1933 eingerichteten Konzentrationslager dienten nicht nur dazu, die Regimegegner 
aus dem Verkehr zu ziehen – wie beispielsweise den jungen sozialdemokratischen Abgeord-
neten Kurt Schumacher, der im Reichstag den Nationalsozialismus als "Aufruf an den inneren 
Schweinehund im Menschen" charakterisiert hatte. Die Inhaftierung hatte auch die Erniedri-
gung, die Entwürdigung zum Ziel und bedeutete physische Qualen. So litten und starben 
Hunderttausende von Deutschen in Buchenwald und anderswo, noch bevor die ersten Depor-
tationstransporte aus dem Ausland ankamen. 
Die Brutalität im eigenen Land ging also der Brutalität eines Krieges voraus, in dem Abermil-
lionen von Menschen sterben sollten ...<<  
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Die Verfolgung der Juden 
Hitler rief bereits am 28. März 1933 alle NS-Parteiorganisationen zum Boykott der Juden auf 
(x032/37): >>... Das Deutschland der nationalen Revolution ist nicht das Deutschland einer 
feigen Bürgerlichkeit. ... 
Hitler forderte ... sofort Aktionskomitees zu bilden zur praktischen, planmäßigen Durchfüh-
rung des Boykotts jüdischer Geschäfte, jüdischer Waren, jüdischer Ärzte und jüdischer 
Rechtsanwälte.<< 
Am 1. April 1933 fand bereits die 1. zentral gesteuerte Boykottaktion gegen die jüdischen 
Kaufleute, Ärzte und Rechtsanwälte statt. Die gesellschaftliche Ächtung der Juden begann. 
NSDAP- und SA-Angehörige organisierten den Boykott jüdischer Geschäfte. Vor jüdischen 
Geschäften und Warenhäusern hetzten damals SA-Männer gegen die Juden - "Deutsche wehrt 
euch! Kauft nicht bei Juden!" - "Hier kaufen sie bei einem Juden!".  
Der französische Botschafter berichtete am 1. April 1933 über die ersten Judenverfolgungen 
in Berlin (x191/63): >>Am festgesetzten Tag durchziehen SA-Kolonnen die ganze Stadt, hal-
ten die Juden an und verprügeln sie. Sie dringen in die … Cafes und Restaurants am Kurfür-
stendamm ein und jagen die jüdischen Gäste mit Prügeln hinaus.  
SA-Truppen stellen sich am Eingang der Geschäfte auf, kleben kleine Plakate auf die Schau-
fenster: "Jüdisches Geschäft! Hier kaufen keine Deutschen!" und hindern die Leute am Eintre-
ten. In den Geschäften selbst werden die Besitzer krumm und lahm geschlagen, ihre Waren 
werden geplündert, und unter Androhung weiterer Schläge erpreßt man von ihnen Geld. So 
geht es den ganzen Tag.<< 
Der Diplomat und Schriftsteller Harry Graf Kessler schrieb am 1. April 1933 in Paris über den 
Judenboykott (x032/39): >>... Dieser verbrecherische Wahnsinn hat alles vernichtet, was in 14 
Jahren an Vertrauen und Ansehen für Deutschland wieder gewonnen war.<< 
Der deutsche Historiker Herbert Obenaus schrieb später über den "Judenboykott" am 1. April 
1933 (x051/286-287): >>Judenboykott, erste zentral gesteuerte Aktion der Nationalsozialisten 
gegen die Juden in Deutschland nach der Machtergreifung, am 28.3.33 von der Parteiführung 
für den 1.4., 10 Uhr, befohlen.  
Der Boykott sollte sich gegen jüdische Geschäfte und Warenhäuser, Rechtsanwälte und Ärzte 
wenden. Legitimiert wurde er damit, daß es gelte, der "Greuelhetze" und der Aufforderung 
zum Boykott deutscher Waren zu begegnen, die das "internationale Judentum" gegen das na-
tionalsozialistische Deutschland gerichtet habe. Der Judenboykott stellte damit im Sinne des 
nationalsozialistischen Antisemitismus eine Kampfansage gegen die "Weltverschwörung des 
Judentums" dar.  
Die Aktion, die durch ein "Zentralkomitee zur Abwehr der jüdischen Greuel- und Boykotthet-
ze" unter Streicher in München geleitet wurde, hatte die politische Funktion, die Juden gesell-
schaftlich auszugrenzen und zugleich die Herrschaft des Nationalsozialismus zu stabilisieren. 
"Der Führer sagte mir, sogar die Reichsfahne, das Hoheitszeichen, würde im Ausland belei-
digt, und wir müßten jetzt dem Weltjudentum sagen: Bis hierher und nicht weiter." …  
Überall gründete die NSDAP lokale Aktionskomitees, die den Judenboykott propagieren und 
organisieren sollten. Um den Boykottaufruf mit Gewalt durchzusetzen, zogen um 10 Uhr Po-
sten der SA und SS auf. Sie sollten nach offizieller Formulierung "die Bevölkerung vor dem 
Betreten jüdischer Geschäfte warnen", die vielfach durch Plakate und Schmierereien markiert 
waren. Wer trotzdem in jüdischen Geschäften einkaufte, war oft Schikanen ausgesetzt. Auch 
Übergriffe gegen Juden waren nicht selten und führten zur Verunsicherung der jüdischen Bür-
ger.  
Der Stabilisierung der nationalsozialistischen Herrschaft dienten nach dem Programm des 
Münchener Zentralkomitees Pläne, die Presse zur Unterstützung des Judenboykotts zu bewe-
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gen, ferner Versammlungen in den Betrieben abzuhalten, in denen die Arbeiter von der Not-
wendigkeit des Judenboykotts überzeugt werden sollten.  
Der Boykott, der an einem Samstag stattgefunden hatte, wurde in der folgenden Woche nicht 
fortgesetzt, da die innen- und außenpolitischen Folgen der NSDAP Sorgen bereiteten. Es kam 
aber in der Folgezeit weiterhin zu Einzelaktionen gegen jüdische Geschäfte. Überdies schuf 
die NSDAP durch ihre Propaganda eine permanente Boykottstimmung gegen die Juden.<< 
Der deutsche Historiker Herbert Obenaus berichtete später über den "Antisemitismus" nach 
Hitlers Machtergreifung (x051/31): >>... Daß die NSDAP beabsichtigte, der antisemitischen 
Propaganda tatsächlich Taten folgen zu lassen, stellte sie bald nach der Machtergreifung durch 
den Judenboykott vom 1.4.33 und das Berufsbeamtengesetz vom 7.4.33 unter Beweis. Aus 
dem antisemitischen Programm wurde, was vielfach auch in bürgerlichen Kreisen und auch 
unter den deutschen Juden nicht für möglich gehalten worden war, die Judenverfolgung und 
schließlich die Endlösung. 
Vom Begriff des Antisemitismus wollten die Nationalsozialisten, nachdem sie ihre Macht 
etabliert hatten, bald nichts mehr wissen: 1935 versah das Propagandaministerium die deut-
sche Presse mit der Weisung, "in der Judenfrage das Wort antisemitisch oder Antisemitismus 
zu vermeiden, weil die deutsche Politik sich nur gegen die Juden, nicht aber gegen die Semi-
ten schlechthin wendet. Es soll statt dessen das Wort antijüdisch gebraucht werden." 
Außenpolitische Rücksichten, auf die arabische Welt, veranlaßten die Nationalsozialisten, den 
zentralen Begriff aus der Kampagne gegen die Juden zu verbannen. … 
Nachdem 1933 alle politischen Gegenpositionen bis auf Reste in der Kirche ausgeschaltet 
worden waren, konnte sich auf Basis des verbreiteten Antisemitismus ein "dynamischer" und 
nach Aktionen drängender Antisemitismus ungehindert entfalten. ... Er dominierte in der 
NSDAP und bildete für den Zusammenhalt der Partei und besonders der SS eine wichtige In-
tegrationskraft. 
Innerhalb der Bevölkerung fand die Partei für den dynamischen Antisemitismus nur begrenzt 
Anklang. Deutlich wurde das anläßlich der Kristallnacht, an der die Bevölkerung nur hier und 
da und oft nur mit Randgruppen aktiv beteiligt war. Die Zuschauerrolle dominierte, ja, kriti-
sche Stellungnahmen gewannen an Gewicht, wie sich aus dem Ansteigen entsprechender Fälle 
vor dem Sondergericht München ersehen läßt.  
Es gelang allerdings der NSDAP, die antisemitische Haltung in der Bevölkerung fester zu 
verankern. Das führte dann dazu, daß die Deportation der deutschen Juden 1941 und die auf-
kommenden Gerüchte über ihre Ermordung nur sehr schwache Reaktionen hervorriefen. La-
tenter Antisemitismus, sicher auch eine allgemeine Einschüchterung, bewirkten bei der Do-
minanz eigener Sorgen im Kriegsalltag eine Indifferenz gegenüber dem Schicksal der Juden, 
die der NSDAP die ungehinderte Durchführung ihrer Ausrottungspolitik ermöglichte.<< 
In Chicago und New York protestierten am 10. Mai 1933 erstmalig nordamerikanische Juden 
gegen die "Inquisition in Deutschland" und forderten den Wirtschaftsboykott Deutschlands 
(x032/54): >>... Nieder mit dem Hitlerismus, dem Zerstörer der deutschen Arbeiterbewegung 
und der Gefahr für den Weltfrieden. ... Öffnet den deutschen Juden die Tore der Vereinigten 
Staaten. ...<< 
Die britischen Gewerkschaften forderten am 25. Mai 1933 wegen der Judenverfolgungen er-
neut zum Boykott deutscher Waren auf (x032/59). 
Der stellvertretende Chef der Sicherheitspolizei, Reinhard Heydrich, forderte am 24. Mai 
1934, die Auswanderung der Juden vorzubereiten, zu lenken und zu beschleunigen (x172/61): 
>>... Jede zuständige Behörde soll ihre Bemühungen insbesondere darauf konzentrieren, die 
zionistischen Organisationen im Auge zu behalten und ihre Ausbildungs- und Emigrationsbe-
strebungen anzuerkennen; gleichzeitig sollten alle Aktivitäten von deutsch-jüdischen Gruppen 
insoweit eingeschränkt werden, daß sie die Idee aufgäben, in Deutschland zu bleiben.<< 
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Der NS-Reichstag beschloß am 15. September 1935 in Nürnberg ein "Gesetz zum Schutze des 
deutschen Blutes und der deutschen Ehre" sowie das sogenannte "Reichsbürgergesetz". Nach 
dem Erlaß der "Nürnberger Gesetze" verloren die Juden alle staatsbürgerlichen Rechte, wenn 
sie keinen "Ariernachweis" besaßen. Das NS-Regime forderte bereits seit April 1933 einen 
sogenannten "Ariernachweis" von allen staatlichen Bediensteten. Der "Ariernachweis" mußte 
mit Geburts- und sonstigen Urkunden nachgewiesen werden - Adel bis zum Jahre 1750 und 
NSDAP-Parteimitglieder bis zum Jahre 1800 - (x032/185). 
Die Assessorin Alisa Schapira schrieb später über die "Nürnberger Gesetze" (x051/423-424): 
>>… Das sogenannte Blutschutzgesetz sah für Übertretungen des Verbots der Eheschließung 
und des außerehelichen Geschlechtsverkehrs zwischen Juden und "Deutschblütigen" Zucht-
hausstrafen vor und war die Grundlage für eine Vielzahl von Strafverfahren wegen 
Rassenschande. Mit dem Reichsbürgergesetz wurde für "Arier" der neue Status des Reichs-
bürgers geschaffen, an den alle politischen Rechte geknüpft waren, während Juden nur die 
Staatsbürgerschaft behielten.  
Jude war, wer von drei jüdischen Großelternteilen abstammte, als Jude galt, wer zwei jüdische 
Großeltern hatte und der jüdischen Glaubensgemeinschaft angehörte oder mit einem "Vollju-
den" verheiratet war. … 
Auf der Grundlage der Nürnberger Gesetze wurden weitere Berufe für Juden geschlossen und 
die letzten Juden aus dem öffentlichen Dienst entlassen. Da schon der bloße Verdacht der 
"Rassenschande" gefährlich wurde, gerieten die Juden weiter in die Isolation und wurden 
Menschen zweiter Klasse. … 
Nach der Kristallnacht vom 9./10.11.38 und der Arisierung wurden die Juden absolut rechtlos 
gestellt.<<  
Am 14. November 1935 wurden alle Juden, die noch öffentliche Arbeitsplätze besaßen, auf-
grund des "Reichsbürgergesetzes" entlassen. Gemäß Reichsbürgergesetz-DVO vom 14. No-
vember 1935 galt jeder Deutsche als Jude, wenn er von mehr als 2 volljüdischen Großeltern 
abstammte. Die Juden wurden von der Reichsbürgerschaft ausgeschlossen, verloren alle Bür-
gerrechte, mußten sich aber den "Gesetzen" des NS-Staates unterordnen. Alle jüdischen Kin-
der, auch wenn nur ein Elternteil Jude war, mußten sofort die höheren Schulen verlassen. Eine 
Ehe zwischen "arischen" Deutschen und Juden oder Halbjuden stellte eine unentschuldbare 
"Rassenschande" dar. 
Angesichts der äußerst bedrohlichen Lage der verfolgten Juden in West- und Osteuropa for-
derte damals der jüdische Politiker David Ben Gurion zur Rückkehr nach Eretz Israel in "das 
erbliche Land der Israeliten" auf (x043/432): >>... Wir kehren nicht einer Laune wegen in die-
ses Land zurück. Für uns ist es eine Existenzfrage, eine Frage auf Leben und Tod.  
Wir werden hierher kommen, ob es nun eine arabisch-jüdische Verständigung gibt oder nicht. 
Gewaltakte werden uns nicht aufhalten. Wenn wir die Wahl zwischen Verfolgung in Deutsch-
land, Polen oder anderen Ländern und Unruhen in Palästina haben, ziehen wir Palästina vor. 
...<<  
Infolge der NS-Rassenverfolgungen drängten die deutschen Juden verstärkt nach Palästina, 
obgleich die Gewalttaten der extremistischen Araber ständig zunahmen. Im April 1936 bra-
chen große arabische Aufstände gegen die jüdischen Siedler und die britischen Besatzungs-
truppen in Palästina aus. Die Araber - erstmalig unter Führung der ungewöhnlich fanatischen 
El Fatah-Terrororganisation - bekämpften in erster Linie die jüdischen Siedler, während der 
Widerstand gegen die Briten nur eine untergeordnete Rolle spielte. In Palästina ereigneten 
sich vielerorts arabische Greueltaten, denen zahlreiche Juden zum Opfer fielen. Um das Ein-
wanderungsverbot für Juden durchzusetzen, riefen die Araber schließlich zum Generalstreik 
auf.  
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Die NS-Gleichschaltung 
Am 7. April 1933 begannen großangelegte "NS-Gleichschaltungswellen", die mit Massenent-
lassungen aller mißliebigen Beamten endeten - gleichzeitige Einführung des NS-Berufsbeam-
tentums. In allen Ländern waren danach NS-Reichsstatthalter für die Durchführung der NS-
Richtlinien verantwortlich. Beamte, die nichtarischer Abstammung oder politisch unzuverläs-
sig waren, konnten sofort entlassen werden.  
Die NSDAP übernahm am 10. April 1933 sämtliche Beamtenverbände und ernannte den 1. 
Mai per Gesetz zum "Feiertag der nationalen Arbeit". 
Joseph Goebbels berichtete am 10. April 1933 (x032/43): >>Von da an beginnt dann die Aus-
einandersetzung mit den Gewerkschaften. Wir werden nicht eher Ruhe bekommen, bis sie 
restlos in unserer Hand sind.<< 
In Berlin wurde am 26. April 1933 das Geheime Staatspolizeiamt - "Gestapa bzw. Gestapo" - 
gegründet. 
Hans von Tschammer und Osten wurde am 28. April 1933 zum NS-Reichssportkommissar 
ernannt, um alle deutschen Sportvereine gleichzuschalten. 
Bernhard Rust wurde am 30. April 1933 zum NS-Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung 
und Volksbildung ernannt. 
Der nordamerikanische Historiker William S. Allen schrieb später über die "NS-Macht-
übernahme" in den deutschen Schulen (x129/54-55): >>Die Umwandlung der Schulen in 
ideologische Bastionen des neuen Staates war ein Prozeß, der fast sofort in Angriff genommen 
wurde. Neue Lehrbücher wurden im Jahr 1933 eingeführt. Aus den vorhandenen Schulbiblio-
theken entfernte man die "entartete" Literatur, dafür wurden sie mit Büchern vollgestopft, die 
den Nationalismus und Militarismus verherrlichten.  
Die Lehrer mußten an Kursen teilnehmen, in denen ihnen die Richtlinien dafür gegeben wur-
den, wie Geschichte und andere Fächer gelehrt werden sollten. Als neue Stoffe führte man 
"Rassenlehre" und "Germanische Vorgeschichte" ein. Die Arbeitsgemeinschaften und Schu-
lungskurse für die Lehrer gingen unaufhörlich weiter. Häufig wurden die gleichen Themen in 
jedem Kurs wieder behandelt. Die Lehrer bemühten sich sehr, sich genau an die Richtlinien zu 
halten, da bald bekannt wurde, daß die HJ der NSDAP meldete, was die Lehrer im Unterricht 
taten. 
Neben den neuen Themen und der neuen Einstellung zu alten Themen forderte man von den 
Schulen einen stärkeren Nachdruck auf Sport und körperliche Ertüchtigung, besonders Schie-
ßen und Wehrsport. Im naturwissenschaftlichen Unterricht sollten die Schüler beispielsweise 
Segelflugmodelle bauen. Nationalsozialistische Propagandafilme wurden ausgiebig eingesetzt 
und Radioapparate in den Klassenzimmern aufgestellt, damit die Schüler Propagandareden 
hören konnten. ... 
Die Hitlerjugend spielte in all diesen Veränderungen eine aktive Rolle. Im Jahr 1934 wurde 
eine Werbeaktion unternommen, um jeden Schüler in die HJ oder den BDM hereinzuholen. 
Vorhandene Schulvereine wurden aufgelöst. Doch dadurch, daß der Einfluß der HJ verstärkt 
wurde, nahm die Autorität der Lehrer beträchtlich ab. Ein früherer Rektor sagte dazu: "Der 
Unterricht wurde fast unmöglich." ...<< 
Der 1. Mai wurde im Jahre 1933 gesetzlicher Feiertag - "Tag der Nationalen Arbeit". Hitler 
erfüllte damit eine langjährige Forderung der freien Gewerkschaften und der linken Parteien.  
Joseph Goebbels berichtete am 1. Mai 1933 (x032/50): >>Der große Tag des deutschen Vol-
kes ist angebrochen ... richtiges Hitlerwetter.<< 
Der französische Botschafter schrieb damals über diese Maifeier auf dem Tempelhofer Feld 
(x032/50): >>Ja, es ist wirklich ein schönes, ein wundervolles Fest! Die Deutschen und die 
Ausländer, die ihm beiwohnten, nehmen den Eindruck mit, daß ein Hauch der Versöhnung 
und der Einigkeit über das Dritte Reich weht! ...<< 
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Das preußische Innenministerium erteilte am 2. Mai 1933 folgende geheime Weisung (x243/-
48): >>An alle Oberpräsidenten, Landräte, Regierungspräsidenten. – Der ... Aktion der 
NSDAP gegen die freien Gewerkschaften ist ... nicht entgegenzutreten. ...<< 
Am 2. Mai 1933 ließ Hitler alle Führer der 36 Arbeitergewerkschaften und der 6 Angestell-
tenverbände in "Schutzhaft" nehmen. Die Gewerkschaftshäuser wurden durch SA-Verbände 
besetzt und sämtliche Gewerkschaften zerschlagen. Die Gewerkschaften wurden später 1934 
in der NS-Zwangorganisation "Deutsche Arbeitsfront" zusammengefaßt. Danach übernahm 
die NSDAP auch die "gleichgeschalteten" 200 Arbeitgeberverbände und 48 Handelsvereini-
gungen. 
Am 10. Mai 1933 ließ Göring alle SPD-Niederlassungen, Druckereien und Zeitungen sowie 
das gesamte Parteivermögen der SPD beschlagnahmen. Die Polizei- und SA-Einheiten um-
stellten damals vielerorts komplette Gebäudekomplexe und durchsuchten alle Räume nach 
Waffen und "staatsfeindlichen Schriften".  
Bis Ende Juni 1933 ließ Hitler alle 32 Parteien des ehemaligen Deutschen Reichstages verbie-
ten oder auflösen, wie z.B. die SPD am 22.06.1933.  
Am 6. Juli 1933 informierte Hitler während einer öffentlichen Rede über die Ausschaltung 
und Auflösung aller demokratischen Parteien (x149/73): >>Die politischen Parteien sind jetzt 
endgültig beseitigt. Dies ist ein geschichtlicher Vorgang, dessen Bedeutung und Tragweite 
man sich vielleicht noch gar nicht bewußt geworden ist. Wir müssen jetzt die letzten Überre-
ste der Demokratie beseitigen, insbesondere auch die Methoden der Abstimmung und der 
Mehrheitsbeschlüsse, wie sie bis heute noch vielfach bei den Kommunen, in wirtschaftlichen 
Organisationen und Arbeitsausschüssen vorkommen, und die Verantwortung der Einzelper-
sönlichkeit überall zur Geltung bringen.<< 
Am 14. Juli 1933 erließ das NS-Regime ein "Gesetz gegen die Neubildung von Parteien" 
(x032/72): >>... In Deutschland besteht als einzige politische Partei die Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei. ...<< 
Das NS-Regime erließ am 14. Juli 1933 ferner ein "Gesetz über die Verfassung der deutschen 
evangelischen Kirche", um die evangelische Kirche in das NS-System einzuordnen. 
Das NS-Schriftleitergesetz vom 4. Oktober 1933 gewährleistete, daß nur noch rechtsradikale 
Journalisten leitende Positionen übernehmen durften (x023/133): >>Die im Hauptberuf oder 
auf Grund der Bestellung zum Hauptschriftleiter ausgeübte Mitwirkung an der Gestaltung des 
geistigen Inhalts der im Reichsgebiet herausgegebenen Zeitungen und politischen Zeitschrif-
ten durch Wort, Nachricht oder Bild ist eine in ihren beruflichen Pflichten und Rechten vom 
Staat durch dieses Gesetz geregelte öffentliche Aufgabe.  
Niemand darf sich Schriftleiter nennen, der nicht nach diesem Gesetz dazu befugt ist. ...  
Schriftleiter sind in Sonderheit verpflichtet, aus den Zeitungen alles fernzuhalten, was ... ge-
eignet ist, die Kraft des Deutschen Reiches nach außen oder im Inneren ... zu schwächen ...<<  
Alle wichtigen Verwaltungsposten wurden unverzüglich von "zuverlässigen" NSDAP-Leuten 
besetzt. Bürgermeister, die keine NS-Mitglieder werden wollten, mußten zurücktreten. Hitlers 
NS-Diktatur wurde später von 43 Gauleitern, 890 Kreisleitern, 30.801 Ortsgruppenleitern, 
121.406 Zellenleitern und 539.445 Blockwarten organisiert und durchgesetzt (x090/275). 
Der NS-Pöbel regierte im Namen des "Einheitsstaates". Amtsanmaßung, Korruption, Rechtlo-
sigkeit, Vetternwirtschaft und Unterschlagung waren im gleichgeschalteten NS-Staat an der 
Tagesordnung. Unfähige Schreihälse und Mitläufer nutzten damals die einmalige Gelegenheit 
und erhielten verantwortungsvolle Machtpositionen. Zahlreiche Anführer der "SA-Knüppel-
garde", die man während der Weimarer Republik mehrheitlich wegen Faulheit oder Dumm-
heit zuerst entlassen hatte, besetzten jetzt vielerorts leitende Posten.  
Viele NS-Führer waren gewöhnlich im Verwaltungsbereich hoffnungslos überfordert, so daß 
man weiterhin auf Berufsbeamte angewiesen war. Die Beamten, von denen im Jahre 1939 rd. 
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28 % Parteimitglieder waren, mußten grundsätzlich den Treueid auf den Führer leisten (x051/-
63).  
Ein NS-Flüsterwitz zum Thema "Gleichschaltung" lautete damals wie folgt: >>Wie konjugiert 
man "gleichschalten"? 
Ich schalte gleich, 
du fliegst raus. 
Er setzt sich rein!<< 
Der deutsche SPD-Politiker Ernst Niekisch schrieb 1935/36 über die NS-Gleichschaltung 
(x129/34-35): >>Ein Taumel der Gleichschaltung erfaßte das ganze Volk. Alle öffentlichen 
und privaten Einrichtungen, Organisationen und Korporationen, alle wirtschaftlichen Betriebe 
und kulturellen Gesellschaften, alle Verbände und Vereine "schalteten sich gleich".  
Zweck der Gleichschaltung war die Herstellung der "Volksgemeinschaft". Die "Volksgemein-
schaft" ist kein gesellschaftlicher Ordnungszustand höherer Art. Nirgends trügt der Schein 
mehr, als er hier es tut. ...  
In der "Volksgemeinschaft" soll das ganze Volk auf die formlos chaotische Existenzweise 
menschlichen Abschaums heruntergebracht werden. Sinn und Inhalt der Volksgemeinschaft 
ist lediglich die Solidarität des lumpenproletarischen Gesindels. 
Irgendwelche untergeordnete Organe oder Angestellte zogen plötzlich ihr nationalsozialisti-
sches Mitgliedsbuch, daß sie bisher sorgfältig verborgen hatten, aus der Tasche und trumpften 
damit auf; zuweilen war es der Portier, der sich überraschend als Vertrauensmann der nationa-
len Revolution entpuppte und sich über Nacht zum wichtigsten und ersten Mann empor-
schwang. Das Mitgliedsbuch und das braune Hemd waren Ausweise, durch welche sich die 
Inhaber befugt hielten, nach den Zügeln zu greifen und die Leitung zu übernehmen.  
Der Wille der Wähler, der bisher in der Zusammensetzung des Parlaments seinen Ausdruck 
gefunden hatte, galt nichts mehr; die Persönlichkeiten ihres Vertrauens räumten das Feld. Das 
Sprachrohr des Volkswillens war nur noch der Mann mit dem Mitgliedsbuch oder mit dem 
Braunhemd. ... 
Die Gleichschaltung der nationalsozialistischen "Revolution" war die deutsche Spielart jener 
Gleichheit, welche durch die Französische Revolution 1789 verkündet worden war. Die 
Gleichheit war Gleichheit des Rechts; so blieb kein Platz mehr für feudale Vorrechte. Die 
Gleichschaltung ist Vereinheitlichung der Gesichtspunkte, Uniformierung der Gesinnung. 
Sie ist wie ein technischer Prozeß: man drückt auf einen Hebel, und der ganze menschliche 
Bestand ist auf ein Einheitsmodell vereinfacht; niemand weicht vom Nächsten ab. Der 
Mensch verhält sich wie ein mechanisches Element, das von außen her ausgerichtet und in 
Form gebracht wird. Bis zum täglichen Gruß hin reagiert er nach obrigkeitlich verordnetem 
Schema: wer immer zur Tag- und Nachtzeit seinen Nächsten sieht, streckt den Arm in die Luft 
und schreit "Heil Hitler". 
Der Punkt, an dem der Hebel ansetzt, welcher den Menschen gleichschaltet, ist die Existenz-
frage. Wenn der Mann nicht richtig liegt, bekommt er kein Futter mehr. Unverhüllter wurde 
noch niemals auf den Magen gedrückt, um die richtige Gesinnung herauszupressen. Der Be-
amte zitterte um Gehalt und Versorgung: das "Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeam-
tentums" brachte den festen Turm seiner "wohlerworbenen Rechte" zum Einsturz. ...  
Die nationalsozialistische Empörung über marxistische "Parteibuchbeamte" entlarvte sich als 
purer Brotneid; die "Wiederherstellung des Berufsbeamtentums" bestand darin, alle Ämter mit 
nationalsozialistischen Parteibuchbeamten zu überschwemmen. Die bürokratische Gleich-
schaltung war eine großangelegte Veranstaltung allgemeiner "Umbonzung". 
Angestellten und Arbeitern erging es nicht besser; sie verloren die Arbeitsplätze, wenn ihr 
Eifer der Gleichschaltung enttäuschte. Entzog sich ein Arbeiter dem anbefohlenen Aufmarsch, 
wurde er fristlos entlassen: er war als "Staatsfeind" nicht würdig, wirtschaftlich geborgen zu 
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sein. Der Organisationszwang, dem die Angehörigen der freien Berufe, Gewerbetreibende, 
Handwerker, Kaufleute, Unternehmer unterlagen, bot Handhaben, sie zu maßregeln; wurden 
sie aus ihrer "Berufskammer" entfernt, war ihnen das Recht auf Berufsausübung genommen; 
sie waren brotlos und ins wirtschaftliche Nichts verstoßen.  
Die nationalsozialistische Weltanschauung zog ihre überzeugende Kraft aus der Sorge um den 
Futterplatz; weil der nationalsozialistische Herr den Brotkorb monopolisiert hatte, sang je-
dermann sein Lied. ...<<  
Ab 1934 bestimmten und kontrollierten die NS-Gau-, Kreis-, Ortsgruppen- und Blockleiter 
sowie NS-Blockwarte - ca. 15-20 Personen bildeten jeweils einen Block - das gesamte Leben 
der deutschen Volksgenossen. Der Blockleiter - "Hoheitsgebiet" ca. 160-240 Personen - führte 
z.B. Karteien über alle Bewohner, kassierte Parteimitgliedsbeiträge und war verpflichtet, alle 
"schädigenden Gerüchte" zu melden.  
Mit Hilfe der politischen "NS-Hoheitsträger", die ihre Machtpositionen häufig schamlos aus-
nutzten, reichte der Einfluß des NS-Regimes bis in jede Familie. Das kirchliche Leben wurde 
zwar erheblich eingeengt, aber Gottesdienste und die meisten Seelsorger blieben zunächst 
noch unbehelligt. 
Seit 1934 wurden fast alle Deutschen allmählich planmäßig durch die zahlreichen NS-Organi-
sationen "erfaßt", auch wenn sie keine Parteimitglieder waren. Es gab für die Deutschen prak-
tisch kein Privatleben mehr. Alle Sport-, Gesangs-, Kegel- und Schützenvereine, Handwerks-, 
Angestellten- und Beamtenverbände sowie sonstigen Gemeinschaften wurden von NS-Beauf-
tragten überwacht und "gleichgeschaltet". 
Wer im NS-Staat berufliche oder wirtschaftliche Erfolge erreichen wollte, wie z.B. Angestell-
te und Beamte des öffentlichen Dienstes oder Handwerker und Unternehmer, die Staatsaufträ-
ge benötigten, mußte zwangsläufig NSDAP-Mitglied werden.  
Man begrüßte sich auch nicht mehr, wie bisher mit "Guten Tag", sondern in den Schulen, Ge-
schäften und Behörden mußte man ab 1934/35 grundsätzlich mit dem sogenannten "Deut-
schen Gruß" (heben des ausgestreckten rechten Armes und den Worten "Heil Hitler") grüßen. 
Der "Deutsche Gruß" wurde auch beim Schriftverkehr verlangt - "Mit Deutschem Gruß Heil 
Hitler". Der persönliche "Deutsche Gruß" gegenüber Hitler lautete etwa seit 1925 "Heil, mein 
Führer".  
Viele Deutsche, die sich weigerten, in eine der vielen NS-Organisationen einzutreten, mußten 
wenigstens als gutwillige Mitglieder der "Volksgemeinschaft" persönlich Spenden sammeln 
oder großzügige Spenden leisten.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Gleichschaltung" des NS-
Regimes (x051/216-217): >>Gleichschaltung, Wort aus der Elektrotechnik; von der national-
sozialistischen Propaganda eingesetzt zur Bezeichnung der Ausrichtung von Verbänden, Or-
ganisationen, Parteien und schließlich jedes einzelnen Bürgers auf die Ziele der nationalsozia-
listischen Politik; geprägt von Reichsjustizminister Gürtner für die Formulierung des Gesetzes 
vom 31.3.33 zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich.  
Erstes Opfer der Gleichschaltung wurde denn auch der Föderalismus: Nachdem schon in der 
Woche nach der Reichstagswahl vom 5.3.33 alle Länderparlamente auf Druck der NSDAP 
dem Reichsergebnis entsprechend zusammengesetzt worden waren, verfügte am 7.4.33 ein 
zweites Gleichschaltungsgesetz die Entsendung von Reichsstatthaltern. Sie wurden auf Vor-
schlag des Kanzlers vom Reichspräsidenten ernannt, hatten Ernennungsrecht für die Landes-
regierungen und deren Beamte und waren bis auf Epp Gauleiter der NSDAP.  
… Mit Auflösung des Reichsrates am 14.2.34 und der Vereinheitlichung der Justizverwaltun-
gen am 1.4.35 war die Gleichschaltung der Länder abgeschlossen.  
Noch rascher verschwand die Parteienvielfalt: Auch ihre Gleichschaltung setzte schon im 
März 33 ein, als sich der Reichstag durch das Ermächtigungsgesetz selbst entmachtete. Die 
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KPD war schon seit der Reichstagsbrandverordnung faktisch ausgeschaltet und wurde am 
28.3.33 endgültig verboten; die SPD, die als einzige Widerstand gegen das Ermächtigungsge-
setz geleistet hatte, wurde, eines Großteils ihrer Mitglieder durch Flucht und Verhaftung be-
raubt, am 22.6.33 verboten; die Mitglieder der bürgerlichen Parteien liefen in Scharen zur 
NSDAP über und lösten sich nach und nach selbst auf … 
Nach dem "Gesetz gegen die Neubildung von Parteien" vom 14.7.33 existierte nur noch die 
NSDAP, die per Gesetz am 1.12.33 zur Körperschaft öffentlichen Rechts aufstieg. Die 
Gleichschaltung des Parteienstaates vollendete das "Gesetz über das Staatsoberhaupt des 
Deutschen Reiches" vom 1.8.34, das die Ämter des Reichspräsidenten und des Regierungs-
chefs verschmolz: Hitler wurde "Führer und Reichskanzler".  
Instrumente der Gleichschaltung der Verbände wurden das Berufsbeamtengesetz und der 
Arierparagraph. Das Schema war immer dasselbe: Auf Druck von NSDAP-Mitgliedern wur-
den die Vorstände der Berufsverbände umgebildet und Nationalsozialisten aufgenommen. Die 
"säuberten" dann die Vorstände und führten die Verbände unter das Dach der Partei.  
Wo das nicht half, griff die NS-Führung zur Gewalt: Am 2.5.33 wurden die Häuser und Büros 
der Gewerkschaften von SA und Polizei besetzt, ihre Akten beschlagnahmt, ihr Vermögen 
konfisziert und die Organisation in die Deutsche Arbeitsfront überführt. Ähnlich ging es den 
Bauernorganisationen, die sich am 15.9.33 alle zwangsvereinigt fanden im Reichsnährstand. 
Länger hielt sich die gewerbliche Wirtschaft, die aber auch im August 34 enger an den Staat 
gebunden wurde, indem sie in Reichsgruppen unter maßgeblichem Einfluß des Wirtschafts-
ministeriums gegliedert wurde; der Vierjahresplan verpflichtete sie dann am 15.10.36 ganz 
auf die … Ziele der NS-Führung.  
Zur Gleichschaltung der Meinungen und der Kultur bestellte Hitler mit Goebbels am 13.3.33 
eigens einen Minister für Volksaufklärung und Propaganda. Wer beruflich schreiben, musizie-
ren, filmen, malen, schauspielern wollte, mußte spätestens vom 22.9.33 an Mitglied der ent-
sprechenden Untergliederung der Reichskulturkammer sein. Die Aufnahmebedingungen, u.a. 
der Arierparagraph, sorgten dafür, daß Mißliebige fortan in Deutschland kein Gehör mehr 
fanden.  
Nur die Gleichschaltung der Kirchen gelang nie ganz, obwohl im Kirchenkampf alles versucht 
wurde, diesen letzten Winkel möglicher Opposition zu beseitigen. Die Bestellung des Kir-
chenministers Kerrl am 16.7.35 oder der Kanzelparagraph konnten aber die Widersetzlichkeit 
der Bekennenden Kirche ebenso wenig brechen, wie die Priesterprozesse die katholische Kir-
che in die Knie zwangen.  
Dennoch: Nach dem Sommer 34 gab es kaum einen Deutschen mehr, der nicht auf dem Um-
weg über seinen Beruf, seine Stellung oder seinen Verein in irgendeiner Weise mit der Partei 
verbunden war. Nach Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht, Reichsarbeitsdienst-
pflicht und dem "Gesetz über die Staatsjugend" war die Einbindung der Heranwachsenden in 
den neuen Staat perfekt.  
Hitler skizzierte seine Vision der totalen Erfassung des Volkes in einer Rede vor Kreisleitern 
im Jahr 1938: Mit zehn hole er die Kinder ins Jungvolk, mit 14 in die HJ, es folgen Partei, SA 
oder SS, dann Arbeitsdienst, Wehrmacht und wieder Parteigliederungen. Hitler schloß mit den 
Worten: "... und sie werden nicht mehr frei ihr ganzes Leben."<<  
 
Das NS-Regime und die katholische Kirche  
Am 20. Juli 1933 schlossen Papst Pius XI. und das NS-Regime in Rom ein feierliches Kon-
kordat. In diesem Vertrag mit der katholischen Kirche garantierte der NS-Staat "die Freiheit 
des Bekenntnisses und die Ausübung der katholischen Religion". 
Der deutsche Historiker Bernd-Jürgen Wendt schrieb später über das "Konkordat" zwischen 
dem NS-Regime und der katholischen Kirche (x051/323-324): >>Konkordat (Reichskonkor-
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dat), Vertrag zwischen der deutschen Reichsregierung und dem Heiligen Stuhl vom 20.7.33.  
Das Konkordat kam nach mehreren vergeblichen Anläufen in der Weimarer Republik durch 
seit April 33 zwischen Papen, Prälat Kaas und dem Kardinalstaatssekretär Pacelli (Pius XII.) 
laufende Verhandlungen zustande.  
Das am 10.9.33 in Kraft getretene und die bestehenden Länderkonkordate (1924 Bayern, 1929 
Preußen, 1932 Baden) weiter garantierende Vertragswerk sah u.a. vor:  
Gewährleistung der "Freiheit des Bekenntnisses und der öffentlichen Ausübung der katholi-
schen Religion" (Artikel 1), Garantien für das freie Besetzungsrecht der Kirche für alle Kir-
chenämter und Benefizien (Artikel 14), für Orden und Religionsgemeinschaften (Artikel 15), 
für das kirchliche Eigentum (Artikel 17), für die Erhaltung der katholisch-theologischen Fa-
kultäten an den staatlichen Hochschulen (Artikel 19), die Errichtung neuer philosophischer 
und theologischer Lehranstalten für den Klerus (Artikel 20), die Anerkennung des katholi-
schen Religionsunterrichts an den öffentlichen Schulen (Artikel 21), die Beibehaltung und 
Neueinrichtung von katholischen Bekenntnisschulen (Artikel 23), den Schutz katholischer 
Organisationen und Verbände, "die ausschließlich religiösen, rein kulturellen und karitativen 
Zwecken dienen" (Artikel 31, dessen konkrete Ausfüllung Verhandlungen mit dem deutschen 
Episkopat vorbehalten bleiben sollte), das Verbot einer Mitgliedschaft für Geistliche und Or-
densleute in politischen Parteien (Artikel 32).  
Ein geheimes Zusatzprotokoll regelte die Stellung der Geistlichen bei Wiedereinführung der 
allgemeinen Wehrpflicht.  
Gegen Preisgabe der gewerkschaftlichen und politischen Organisationen des deutschen Katho-
lizismus (4./5.7.33 Selbstauflösung des Zentrums und der Bayerischen Volkspartei) hoffte der 
Vatikan angesichts der fortschreitenden totalitären Gleichschaltungsbestrebungen des Re-
gimes durch ein Konkordat dem drohenden Kirchenkampf Einhalt gebieten und eine rechtlich 
abgesicherte Verteidigungsstellung für die Selbstbehauptung der katholischen Kirche, ihre 
Eigenständigkeit und den Schutz des wichtigen Laienelements schaffen zu können.  
Die Vermutung, der Vatikan habe in einer Art "Dolchstoß" das Zentrum bereits im Wissen um 
einen bevorstehenden Abschluß eines Konkordats am 23.3.33 zur Zustimmung zum Ermächti-
gungsgesetz gedrängt, um es dann unmittelbar danach fallen zu lassen, ist nicht eindeutig zu 
belegen.  
Für Hitler bedeutete das Konkordat außenpolitisch Anerkennung und Prestige v.a. gegenüber 
katholischen Ländern, eine völkerrechtliche Verbriefung seiner Vertragswürdigkeit und eine 
Durchbrechung der Isolierung Deutschlands, innenpolitisch einen beachtlichen Legitimitäts- 
und Loyalitätsgewinn bei den Katholiken, eine Anerkennung des Regimes durch den Vatikan 
sowie die Zerschlagung des politischen Katholizismus und eine Entpolitisierung der Geist-
lichkeit.  
Das Konkordat konnte sofort einsetzende einseitige Verstöße besonders gegen die Artikel 15, 
17, 19, 23, 31 - Verfolgung der katholischen Jugendverbände und Standesorganisationen, Of-
fensive gegen die katholische Bekenntnisschule, Prozesse gegen Ordensgeistliche (Priester-
prozesse), Diskriminierung der "Caritas" u.a. - nicht verhindern. Sie führten trotz laufender 
Proteste des Vatikans zur Verschärfung des Kirchenkampfes und am 14.3.37 zur päpstlichen 
Enzyklika "Mit brennender Sorge".  
Die Beurteilung des Konkordats ist zwiespältig: Es spielte zwar eine wichtige Rolle bei der 
inneren und äußeren Stabilisierung des Regimes und der Ausschaltung seiner Gegner; ande-
rerseits rettete es aber für die katholische Kirche einen gewissen Freiraum der Selbstverteidi-
gung und Nichtanpassung gegenüber den Eingriffen und Ansprüchen des Regimes und eine 
Rechtsgrundlage im Kirchenkampf und setzte damit dem Prozeß der allgemeinen Gleichschal-
tung des gesellschaftlichen und religiösen Lebens doch gewisse Grenzen.  
Nach einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 26.3.57 ist das Konkordat für die 



 23 

Bundesrepublik weiterhin gültig.<< 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über "Pius XI." (x051/445): >>Pius 
XI., ursprünglich Achille Ratti, geboren in Desio 31.5.1857, gestorben in Rom 10.2.1939, 
Papst; 1879 Priesterweihe; 1914 Präfekt der Vatikanischen Bibliothek, 1919 Nuntius in Polen, 
1921 als Kardinal Erzbischof von Mailand, 6.2.22 Wahl zum Papst.  
Der Beginn des Pontifikats von Pius XI. fiel mit dem Aufstieg des italienischen Faschismus 
zusammen und stand zugleich unter dem Schock der bolschewistischen Kirchenverfolgung in 
Rußland. Alle Maßnahmen kirchenpolitischer Art zielten daher auf vertragliche Absicherung 
der katholischen Positionen durch Konkordate mit den verschiedenen Ländern: u.a. Bayern 
(29.3.24), Preußen (14.6.29), Baden (12.10.32), Österreich (5.6.33).  
In den Lateranverträgen (11.2.29) gelang auch ein Ausgleich mit Mussolini, dessen antikom-
munistische Haltung eine gewisse Sicherung gegen sozialistische Umstürzler versprach.  
Auch die nationalsozialistische Machtergreifung betrachtete Pius XI., seit 1930 beraten von 
Kardinalstaatssekretär Pacelli (Pius II.), zunächst v.a. unter diesem Gesichtspunkt, drängte den 
deutschen Episkopat zur Aufgabe der anti-nationalsozialistischen Haltung und erreichte am 
20.7.33 auch mit dem Deutschen Reich ein Konkordat unter Opferung des politischen Katho-
lizismus und um den Preis einer erheblichen internationalen Aufwertung des Dritten Reiches.  
Hatte er in Italien den Verlust der politischen Position noch durch die Belebung der 
Katholischen Aktion zum Teil wettmachen können, so wurde das als Schutz geplante Kon-
kordat im Deutschen Reich Auftakt einer sich steigernden Kirchenverfolgung. Lange ließ es 
Pius XI. bei Protestnoten (bis 1936: 34) bewenden, bis er in der Enzyklika "Mit brennender 
Sorge" (14.3.37) mit seinen Klagen an die Öffentlichkeit trat, ohne allerdings mehr als eine 
dramatische Verschärfung des Kirchenkampfes zu erreichen.<< 
Der französische Historiker und Schriftsteller Edmond Paris (1894-1970) berichtete später 
über den Jesuitenorden und das NS-Regime (x1.001/126-133): >>… Die Gestapo und die 
Gesellschaft Jesu  
Blieb Pius' des XI. und Pius' des XII. Wohlwollen und Freundlichkeit gegenüber dem Führer, 
den sie an die Macht gebracht hatten, nie aus, so müssen wir zugeben, daß letzterer sämtliche 
Bedingungen des Abkommens, durch das er dem Vatikan verpflichtet war, erfüllte. Da er aus-
drücklich versprochen hatte, die Antiklerikalen zu "ersticken", folgten jene den Liberalen und 
Juden alsbald in die KZs. Wie der Chef des Dritten Reichs über das Schicksal der Juden ent-
schieden hatte, ist bekannt: sie wurden schlichtweg vernichtet oder, wo vorteilhafter, zur Ar-
beit bis zur Erschöpfung gezwungen und dann liquidiert. In welchem letzteren Falle sich die 
"Endlösung" lediglich verzögerte.  
Schauen wir aber zunächst, wie die besonders "autorisierte", mit dem Christusorden ausge-
zeichnete Persönlichkeit Franco die gemeinsame Sache zwischen Vatikan und Nazis unmiß-
verständlich bestätigte.  
"Réforme" (französische Zeitschrift) zufolge hatte die Presse des spanischen Diktators (Fran-
co) am 3. Mai 1945 … das Folgende veröffentlicht:  
"Der Sohn der katholischen Kirche Adolf Hitler starb in der Verteidigung des Christentums. 
Es ist daher nur verständlich, daß Worte, derer sich der Würdigung seines Lebens so viele 
fanden, für die Trauer um seinen Verlust nicht hinreichen. Über seinen sterblichen Überresten 
steht seine siegreiche tugendhafte Gestalt. Mit der Märtyrerkrone verlieh Gott ihm die Sieges-
lorbeeren." 
Diese Grabrede des Naziführers, eine Herausforderung für die siegreichen Alliierten, wird - 
unter dem Deckmantel von Francos Presse - vom Heiligen Stuhl höchstselbst ausgesprochen. 
Es ist eine vom Vatikan via Madrid gehaltene amtliche Pressemitteilung.  
Natürlich hatte dieser nunmehr fehlende Held die Dankbarkeit der römischen Kirche mehr als 
verdient, und sie versucht es auch nicht zu verbergen. Er diente ihr in Treue: alle jene, die ihm 



 24 

besagte Kirche als ihre Gegner herausstellte, bekamen die Konsequenzen zu spüren. Und die-
ser gute "Sohn" scheute sich nicht, zuzugeben, was er seiner Heiligsten Mutter (der katholi-
schen "Himmelskönigin") und vor allem den sich zu ihren Weltsoldaten gemacht Habenden 
schuldete.  
Zitat Hitler: "Vor allem habe ich von den Jesuiten gelernt. … Die Welt hat niemals etwas an-
nähernd so großartiges gesehen, wie die hierarchische Struktur der katholischen Kirche. Es 
gibt da so einige Dinge, die ich den Jesuiten für die Partei abgeschaut habe. … Ich will Ihnen 
ein Geheimnis sagen: Ich gründe einen Orden. … In meinen Ordensburgen wird eine Jugend 
heranwachsen, vor der sich die Welt erschrecken wird. … Aber es gibt noch Grade, von denen 
ich nicht sprechen darf." 
Ein weiterer hoher Hitler-Funktionär, Walter Schellenberg (1910-1953), früherer Chef der 
deutschen Spionageabwehr, hat nach dem Kriege diese Vertraulichkeit des Führers vervoll-
ständigt:  
"So wurde die SS-Organisation (die Organisation der Sicherungs- und Überwachungsformati-
on der NSDAP) von ihm nach den Grundsätzen des Jesuitenordens aufgebaut. Als Grundlagen 
dienten die Dienstordnung und die Exerzitien des Ignatius von Loyola: das oberste Gesetz war 
das des absoluten Gehorsams, die Ausführung eines jeden Befehls ohne Widerspruch.  
Himmler (Heinrich Himmler, 1900-1945) selbst, als Reichsführer SS, war der Ordensgeneral. 
Der Aufbau der Führerschaft lehnte sich an die hierarchische Ordnung der katholischen Kir-
che an. Bei Paderborn in Westfalen hatte er eine mittelalterliche Burg, die sogenannte We-
welsburg ausbauen lassen - sie war sozusagen das große "SS-Kloster", wohin der Ordensgene-
ral einmal jährlich das Geheimkonsistorium (Geheimtreffen der obersten Ordensführung zur 
Abhaltung von geistigen und Konzentrationsübungen) einberief." 
Ihrerseits demonstrierten die besten theologischen Federn die Ähnlichkeit zwischen katholi-
schen und nationalsozialistischen Lehren. Und in dieser Arbeit waren die Söhne Loyolas die 
Eifrigsten. Schauen wir beispielsweise, wie der Jesuitentheologe Michael Schmaus eine Reihe 
von Studien zu diesem Thema der Öffentlichkeit präsentierte:  
"Reich und Kirche ist eine Schriftenreihe, die dem Aufbau des Dritten Reiches aus den geein-
ten Kräften des nationalsozialistischen Staates und des katholischen Christentums dienen soll. 
… Ich sehe nämlich in der nationalsozialistischen Bewegung den schärfsten und wuchtigsten 
Protest gegen die Geistigkeit des 19. und 20. Jahrhunderts. … Zwischen katholischem Glau-
ben und liberalistischem Denken gibt es keinen ideenmäßigen Ausgleich. … Nichts ist unka-
tholischer als eine extrem demokratische Wertung des Seins. …  
Der heute wieder erwachte Sinn für eine straffe Autorität öffnet von neuem das Verständnis 
für die kirchliche Autorität. … In der katholischen Lehre von der Erbsünde liegt das Mißtrau-
en in die Freiheit begründet. … Die Tafeln des nationalsozialistischen Sollens und die der ka-
tholischen Imperative (Moralgebote) stehen freilich in verschiedenen Ebenen des Seins, jene 
in der natürlichen, diese in der übernatürlichen Ebene, jene besorgt um die natürliche Gesund-
heit des Volkes, diese bemüht um das übernatürliche Heil, wie es dem Zwecke der beiden ent-
spricht. Aber sie weisen in dieselbe Wegrichtung. ..." 
Dieses Ziel war das Europa von Hitler versprochene "neue Mittelalter". Die Ähnlichkeit zwi-
schen dem leidenschaftlichen Antiliberalismus dieses Münchner Jesuiten und dem ebenbürti-
gen, bei dem "Weiheakt der FNC in der Montmartre-Kirche" zum Ausdruck gebrachten Fana-
tismus ist offensichtlich. Während der Besatzung schrieb Léon Merklen (1875-1949, La 
Croix-Leiter): "Dieser Tage scheint die Freiheit nicht mehr länger irgendeines Ansehens wür-
dig." 
Zitate wie dieses ließen sich in die Tausende fortsetzen. Ist nicht dieser Haß auf die Freiheit in 
allen seinen Formen das Wesen schlechthin des römischen Meisters? Leicht ist auch zu ver-
stehen, wie die katholische "Lehre" und die "NS-Lehre" derart gut harmonisieren konnten. Der 
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"Jesuit Michael Schmaus", der diese Übereinstimmung fähig demonstrierte, wurde zehn Jahre 
nach dem Kriege von "La Croix" der "große Münchner Theologe" genannt und es wird keinen 
mehr verwundern, zu erfahren, daß ihn Pius XII. zum "Kirchenfürsten" erhob.  
Was angesichts dessen aus der "erbärmlichen" Enzyklika "Mit brennender Sorge" aus der Fe-
der des angeblich den Nationalsozialismus verdammenden Pius XI. wird? Uns das zu sagen, 
bemühte sich kein Kasuist … wie auch anders!  
Der "große Theologe" Michael Schmaus hatte viele Rivalen - so ein deutscher Autor, der im 
"Katholisch-konservativen Erbgut" das sonderbarste je von deutschen katholischen Verlagen 
herausgegebene Buch sah:  
"Diese Anthologie bringt Texte von den wichtigsten katholischen Theoretikern Deutschlands 
zusammen, von Görres bis Vogelsang; sie macht uns glauben, daß der Nationalsozialismus 
schlicht und einfach aus katholischen Ideen geboren wurde."  
Dem Autoren war, als er dies schrieb, nicht klar, welch perfekte Beschreibung er gab.  
Eine weitere wohlinformierte Person und Triebfeder des Pakts zwischen Heiligem Stuhl und 
Berlin - der päpstliche Geheimkämmerer Franz von Papen - wurde noch deutlicher:  
"Das Dritte Reich ist die erste Macht, die nicht nur die hohen Prinzipien des Papstes aner-
kennt, sondern auch praktiziert." 
In Ergänzung hierzu das Ergebnis dieses "Praktizierens": 25 Millionen KZ-Opfer - die von 
den Vereinten Nationen herausgegebene offizielle Ziffer.  
Hier finden wir es notwendig, etwas Gesondertes hinzuzufügen - für die Offenherzigen, die 
sich aber nicht darauf einlassen können, daß die organisierten Massenmorde eines der päpstli-
chen "hohen Prinzipien" gewesen seien. An der einen Offenheit hält man freilich sorgsam 
fest:  
- "Derartige Barbarentaten gehören der Vergangenheit an!"  
Wie es einige Apostel der Einfachheit halber sagen - achselzuckend - vor Nichtkatholiken, 
"für die die Feuer der Heiligen Inquisition immer noch brennen". 
So sei es! Legen wir die überreichlichen Beweise der kirchlichen Grausamkeit vergangener 
Jahre beiseite, um das 20. Jahrhundert zu betrachten.  
Wir wollen weder an die Heldentaten von Männern wie Stepinatz und Marcone in Kroatien, 
noch Tisos in der Slowakei erinnern, sondern uns auf die Untersuchung der Denkweise von 
gewissen "hohen Prinzipien" beschränken, die man so wunderbar "praktiziert" hatte.  
Sind sie wirklich heutzutage veraltet - diese Prinzipien - verstoßen von einer "aufgeklärten 
Lehre", offiziell abgelehnt vom Heiligen Stuhl samt weiteren Fehlern einer dunklen Vergan-
genheit? Das ist leicht herauszufinden.  
Schlagen wir doch beispielsweise die "Grande Apologétique" ("Große Rechtfertigung") von 
Abt Jean Vieujan auf, die, ist sie doch mit "1937" datiert, kaum als mittelalterlich beschrieben 
werden kann. Was lesen wir?  
"Um das Prinzip der Inquisition zu akzeptieren, braucht man allein eine christliche Einstel-
lung, und das ist es, was vielen Christen fehlt. … Die Kirche hat eine derartige Scheu nicht."  
Besser kann es nicht formuliert werden.  
Wird ein weiterer, nicht weniger konservativer und moderner Beweis gebraucht? Hören wir 
Hw. P. Janvier, einen berühmten Tagungsreferenten in Notre-Dame:  
"Sollte die Kirche kraft ihrer indirekten Macht über zeitliche Fragen nicht das Recht haben, 
von katholischen Staaten zu erwarten, Ketzer selbst bis in den Tod hinein zu unterdrücken, 
um sie dieserart zu bekämpfen?  
Hier meine Antwort:  
Ich befürworte es freilich - selbst bis in den Tod hinein! … Und ich stütze mich zuvorderst auf 
die Praxis und alsdann auf die Lehre der Kirche schlechthin; und bin überzeugt, daß kein Ka-
tholik, ohne sich gewaltig zu irren, das Gegenteil sagen würde." 
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Eine Rätselsprache kann man dem Theologen nicht vorwerfen. Seine Rede ist klar und ver-
ständlich. Mehr mit weniger Worten kann man nicht sagen. Was das Recht betrifft, das sich 
die Kirche anmaßt, um jene, deren Glauben nicht dem ihrigen entspricht, auszurotten, so ist 
alles darin vorhanden: die sie zwingende "Lehre", das sie per Tradition legitimierende "Prakti-
zieren", und sogar der "Aufruf an die christlichen Staaten", von dem der Hitlerfeldzug ein per-
fektes Beispiel gab.  
Genauso wenig sind die folgenden, alles andere als zweideutige Worte in der Finsternis des 
Mittelalters ausgesprochen worden:  
"Die Kirche kann Ketzer zum Tode verurteilen, da sich jegliche Rechte, die sie haben, in un-
serer Nachsicht begründen, und offensichtlich sind diese Rechte keine wirklichen."  
Der dies verfaßte, war Franz Wernz (Jesuitengeneral von 1906-1915), und die Tatsache, daß 
er außerdem Deutscher war, macht diese Erklärung um so gewichtiger.  
Ebenfalls im 20. Jahrhundert schrieb der bekannte Kirchenfürst Kardinal Lépicier (1863-
1936): "Bekundet jemand öffentlich, Ketzer zu sein oder versucht, andere durch sein Reden 
oder Beispiel zu verderben, so kann er nicht nur exkommuniziert, sondern auch zu Recht ge-
tötet werden. ..."  
"Ich verwandle mich in eine Pfeffermühle, wenn das kein klassischer Mordaufruf ist.", so … 
Georges Courteline (französischer Bühnenschriftsteller, 1858-1929).  
Den Beitrag des Oberhirten noch? Hier ist er, von einem modernen Papst, dessen "Liberalis-
mus" kompromißlose Kleriker kritisierten, von Jesuitenpapst Leo XIII.: "Verdammt ist die 
Ansicht, der Heilige Geist wolle nicht, daß wir den Ketzer töten."  
Welche höhere Autorität könnte nach dieser angerufen werden, außer dem Heiligen Geist?  
Mag es auch jenen, die die Rauchwand (den Hinweis auf die während einer Papstwahl Rauch-
zeichen Ausgebenden) manipulieren, den Beschwichtigern unruhiger Gewissen, mißfallen, 
aber die "hohen Prinzipien" des Papsttums bleiben unverändert, und, neben anderem, ist die 
Ausrottung für den Glauben heute genauso gültig und kanonisch (und den Bestimmungen der 
katholischen Kirche entsprechend) wie ehedem. In Anbetracht der Geschehnisse in Europa 
zwischen 1939 und 1945 - ein Schluß von größter "Erleuchtung" - um ein Lieblingswort der 
Mystiker (gefühlsbetont nach unmittelbarer Verbindung mit übersinnlichen Mächten Streben-
den) zu gebrauchen.  
"Hitler, Goebbels, Himmler und die meisten Mitglieder der "alten Garde" der Partei waren 
Katholiken." wie Frédéric Hoffet (französischer Pfarrer u. Psychoanalytiker) uns wissen läßt. 
Nicht durch Zufall war es, daß, durch die Religion ihrer Chefs, die nationalsozialistische Re-
gierung die katholischste war, die Deutschland je hatte. … Diese Verwandtschaft zwischen 
Nationalsozialismus und Katholizismus ist, wo wir uns eingehend mit den Propagandametho-
den und der inneren Organisation der Partei befassen, nur zu auffällig. Zu diesem Thema ist 
nichts aufschlußreicher, als Joseph Goebbels' Werke.  
Er genoß seine Erziehung in einem Jesuitenkolleg und war, ehe er sich der Literatur und Poli-
tik zuwendete, Seminarist (Priesteramtsauszubildender). … Jede Seite, jede Zeile seiner 
Schriften erinnert an die Lehre seiner Meister; und so betont er Gehorsam … die Mißachtung 
der Wahrheit. ... "Manche Lügen sind nützlich wie Brot!" verkündete er kraft eines den Schrif-
ten des Ignatius von Loyola entnommenen moralischen Relativismus (eine absolute Gültigkeit 
moralischer Werte ablehnenden Denkens). ..." 
Die Lorbeeren des Jesuitismus verlieh Hitler seinem Propagandachef nicht, wohl aber, wie er 
es seinen Lieblingen erzählte, dem Chef der Gestapo: "Ich sehe Himmler als unseren Ignatius 
von Loyola an." 
Um derart zu sprechen, mußte der Führer gute Gründe gehabt haben. Zuvorderst müssen wir 
bemerken, daß der Reichsführer von SS, Gestapo und Polizei - Heinrich Luitpold Himmler -, 
unter den katholischen Mitgliedern von Hitlers Gefolge das vom Klerikalismus imprägnierte-
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ste zu sein schien. Sein Vater war Direktor einer katholischen Schule in München, dann Er-
zieher des Prinzen Ruprecht von Bayern (1869-1955). Sein Bruder, ein Benediktinermönch, 
lebte im Kloster Maria Laach, einem der alldeutschen hohen Orte. Und er besaß einen Onkel, 
den Jesuiten Himmler, der am bayrischen Hof den nicht geringen Posten eines Domkapitulars 
(Kirchenbezirksgeistlichen) innehatte.  
Der deutsche Autor Walter Hagen gibt uns zudem diese diskrete Auskunft: "Ein sehr ver-
ständnisvoller Förderer dieser Bestrebungen war der General des Jesuitenordens Graf Wlod-
zimierz Halke von Ledochowski. Dieser hatte auf Grund der Informationen, die sein weitver-
zweigter Orden zu sammeln in der Lage war, einen viel besseren Überblick über die weltpoli-
tische und auch über die militärische Lage als die meisten anderen der hohen kirchlichen 
Würdenträger. Er besaß eine lebendige Vorstellung von der Weltgefahr des Bolschewismus 
und machte sich keine Illusionen darüber, daß die Sowjetunion im Falle einer totalen Kata-
strophe Deutschlands das ganze westliche Europa unmittelbar bedrohen würde. Daher war er 
bereit, auf der gemeinsamen Grundlage des Antikommunismus eine Art Zusammenarbeit zwi-
schen dem Jesuitenorden und dem deutschen Geheimdienst einzurichten." 
Im Ergebnis dessen schuf man innerhalb des SS-Reichssicherheitshauptamtes eine Organisa-
tion, deren wichtigste Posten in schwarze SS-Uniformen gekleidete katholische Priester be-
setzten. Einer dieser übergeordneten Offiziere war Jesuitenpater Himmler.  
Dieser wurde nach des Dritten Reichs Kapitulation verhaftet und in Nürnberg inhaftiert. Seine 
Anhörung durch den internationalen Strafgerichtshof wäre offensichtlich höchst interessant 
gewesen, doch da hatte die Vorsehung ein wachsames Auge: der Onkel Heinrich Himmlers 
erschien niemals vor jenem Gericht. Er wurde tot in seiner Zelle gefunden, eines Morgens, 
ohne daß der Grund seines Ablebens je öffentlich bekannt wurde.  
Wir werden nicht das Andenken dieses Geistlichen beleidigen durch die Mutmaßung, er habe 
seine Tage, entgegen den reinen Lehren der römischen Kirche, willentlich beschlossen.  
Nichtsdestotrotz war sein Tod so plötzlich und gelegen wie der ihm vorausgegangene eines 
anderen Jesuiten, des nicht wahrgenommenen "Mein Kampf-Verfassers" Pater Staempfle. Ein 
in der Tat seltsamer Zufall. …  
Kommen wir aber zurück auf den Gestapo-Chef Heinrich Luitpold Himmler, der meinte, er 
habe des Regimes grundlegende Macht in den Händen. Waren es seine persönlichen Verdien-
ste, die ihm einen derart hohen Posten einbrachten? Sah Hitler in ihm, als er ihn mit dem 
Schöpfer des Jesuitenordens verglich, einen überlegenen Genius? Das freilich implizieren die 
Zeugenaussagen jener, die ihn kannten, nicht, da diese in Himmler nichts anderes als Mittel-
mäßigkeit wahrnahmen.  
Schien jener Stern damals mit geliehener Helligkeit? War es wirklich Heinrich Luitpold 
Himmler, der als angeblicher Chef die Gestapo und die Geheimdienste eigentlich beherr-
schende? Wer war es, der damals Millionen von aus politischen Gründen Deportierten und 
Juden in den Tod schickte? War es der flachgesichtige Neffe - oder war es sein zu Ledo-
chowskis Lieblingen und den übergeordneten SS-Offizieren zählender und vormaliger Dom-
kapitular am bayrischen Hofe sowie Jesuitenpater gewesener Onkel?  
Einen derart indiskreten Blick hinter die Geschichtskulissen zu werfen, mag tollkühn und so-
gar vermessen erscheinen. Das Stück läuft auf der Bühne, vor den Beleuchtungseinheiten der 
Vorder-, der Ober- und der Seitenlichter. So ist das normal bei jeder Show; und wer die Re-
quisiten sehen will, kann leicht als lästig und schlecht erzogen angesehen werden.  
Und doch ist der Ort, von dem die fesselnden Schauspieler kommen, an denen der Blick der 
Öffentlichkeit haftet, die Hinterbühne. Da, wo wir diese "Kirchenmonster" studieren und uns 
klar wird, daß sie weit entfernt davon sind, den Persönlichkeiten, die sie angeblich darstellen, 
zu gleichen, ist das nur zu offensichtlich.  
Und so scheint es auch im Falle Himmler gewesen zu sein. Aber wäre es nicht richtig, selbi-
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ges von dem zu sagen, dessen rechte Hand er war - von Hitler?  
Als wir Hitler gestikulierend auf den Leinwänden sahen oder seine hysterischen Reden brüllen 
hörten, hatten wir da nicht den Eindruck, die Bewegungen eines schlecht eingestellten Robo-
ters mir überdehnten Federn zu sehen? Selbst seine einfachsten und ruhigsten Bewegungen 
erinnerten uns an eine mechanische Marionette. Und erst seine dumpfen und grobschlachtenen 
Augen, fleischige Nase, aufgedunsene Physiognomie (Erscheinung), deren Derbheit hinter 
jenem berühmten Haarteil und scheinbar unter seine Nüstern geklebten Bürstenbart nicht zu-
rücktrat.  
War dieser Kampfhund öffentlicher Versammlungen wirklich ein Chef?, der "wahre" Herr 
über Deutschland, ein "echter" Staatsmann, dessen Genialität im Begriffe war, die Welt aus 
den Angeln zu heben?  
Oder war er nur ein schlechter Ersatz für all jenes? Eine schlau aufgebauschte Deckhaut, ein 
Massenausnutzungsphantom, ein Aufwiegler?  
Er selbst gab es zu, als er sagte: "Ich bin nur ein Bote." Francois-Poncet (André Francois-
Poncet, 1887-1978), damaliger französischer Botschafter in Berlin, bestätigt, daß Hitler sehr 
wenig arbeitete, kein Leser war und seinen Mitarbeitern ihren Willen ließ.  
Den gleichen Eindruck von Leere und Unwirklichkeit vermittelten seine Gehilfen. Deren er-
ster, der 1941 nach Schottland geflohene Rudolf Heß (NS-Politiker, 1894-1987) sah seiner 
eigenen Verurteilung in Nürnberg als gänzlich Fremder zu und wir haben nie erfahren, ob er 
vollständig geisteskrank oder nur ein Irrer war. Der zweite war der groteske, eitle und fette, 
die ungewöhnlichsten Phantasieuniformen tragende Vielfraß, Gemälderäuber und - als Krö-
nung: morphiumsüchtige - Göring.  
Die anderen maßgeblichen Parteipersönlichkeiten bargen dieselbe Ähnlichkeit und bei den 
Nürnberger Prozessen war die für die Journalisten überraschendste Meldung, daß diese NS-
Helden - abgesehen von ihren persönlichen Macken - weder intellektuell noch charakterlich 
glänzten und sie mehr oder weniger unscheinbar waren.  
Der einzige - nicht seines moralischen Wertes, sondern seines Scharfsinnes wegen - über jener 
rohen Horde Stehende war der Kämmerer Seiner Heiligkeit, Franz von Papen, "der Mann für 
alles", … der freilich freigesprochen werden mußte.  
Kommt der Führer als merkwürdige Marionette daher, war da der, dem er sich nachempfand, 
konsequenter? Rufen wir uns die lächerlichen Auftritte jenes "karnevalsreifen Cäsaren" zu-
rück, der seine großen schwarzen Augen unter jenem seltsamen mit Vorhangquasten ge-
schmückten Hute funkeln lassen wollte! Und jene für die Propaganda gemachten Fotografien 
von seinen Füßen, und die alleinig seine gen Himmel weisenden Kinnladen zeigen, den Wun-
dermann als unverrückbaren Felsen - Darstellung eines Willens, der keine Hindernisse kannte!  
Was für ein Wille!  
Aus den Vertraulichkeiten einiger seiner Gefährten bekommen wir das Bild eines stetig Un-
entschlossenen; dieser "furchterregende Mann", für den es hieß, mit Urgewalt "in alles ein-
dringen" (um Kardinal Rattis (Achille Ratti), des späteren Pius XI. Begriffe zu verwenden), 
hat den ihm vom Jesuitenkardinal und Staatssekretär Gasparri im Namen des Vatikans ge-
machten Annäherungsversuchen nicht widerstanden.  
Nach nur wenigen geheimen Treffen war der Revolutionär dazu überredet, unter des Heiligen 
Vaters Flagge mit Sack und Pack anzuheuern und die uns derart gut bekannte glänzende Kar-
riere einzuschlagen - und so konnte der ebenfalls gut bekannte frühere Minister Carlo Sforza 
schreiben:  
"Eines Tages, wenn die Zeit den Groll und Haß abgeschwächt haben wird, wird man - so hof-
fen wir - erkennen, daß die Orgie der grausamen Brutalitäten, die Italien zwanzig Jahre lang in 
ein Gefängnis verwandelte, und der Trümmerschutt des Zweiten Weltkriegs ihren Ursprung in 
einem nahezu einzigartigen historischen Fall genommen hatten: dem völligen Mißverhältnis 
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zwischen der künstlich geschaffenen Legende um einen Namen und den wahren Eigenschaf-
ten der diesen Namen tragenden armseligen Kreatur, eines Mannes, dem Kultur kein Hinder-
nis war." 
Diese perfekte Formel ist anwendbar auf Hitler und Mussolini gleichermaßen: gleiches Miß-
verhältnis zwischen Legende und Eigenschaften, gleiche "Kulturlosigkeit" in jenen beiden 
mittelmäßigen Abenteurern mit nahezu identischen Vergangenheiten; erklären lassen sich ihre 
Blitzkarrieren letztlich nur durch ihre Gabe der sie ins Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit 
rückenden Massenagitation.  
Wenn man weiß, daß die Erscheinung des Führers auf den deutschen Leinwänden aus heutiger 
Sicht nichts weiter als ein großes Lachen hervorruft, dann zweifelt man an der "künstlich ge-
schaffenen" Legende um so weniger.  
War aber nicht gerade die Minderwertigkeit dieser "Männer der Vorsehung" der Grund, wes-
halb man sich dafür entschied, eben diese beiden an die Macht zu hieven? Tatsache ist, daß 
der gleiche Mangel an persönlichen Qualitäten in allen jenen, die das Papsttum zu seinen Ver-
fechtern wählte, zu finden ist.  
Es gab in Italien und Deutschland einige "echte" Staatsmänner, "echte" Chefs, die - unter Ver-
zicht auf dieses wahnsinnige "Mystische" (gefühlsbetonte Streben nach unmittelbarer Verbin-
dung mit übersinnlichen Mächten) - die Fähigkeit, das Ruder zu übernehmen, durchaus gehabt 
hätten. Nur war deren Intellekt zu aufgeweckt und zu unfügsam. Der Vatikan und insbesonde-
re der "schwarze Papst" von Ledochowski konnte diese - der feurigen Formel entsprechend - 
nicht "als Stab in seiner Hand" halten und um jeden Preis bis zum Eintreten der Katastrophe 
seinen Zielen dienen lassen.  
Wie der Revolutionär Mussolini von den Abgesandten des Heiligen Stuhls gleichsam einem 
Handschuh vollends umgekrempelt wurde, haben wir gesehen.  
Als genauso formbar sollte sich der eiserne Hitler erweisen. Ledochowskis Plan bestand ur-
sprünglich darin, eine Föderation katholischer Nationen in Mittel- und Osteuropa zu schaffen, 
in der Bayern und Österreich (regiert vom Jesuiten Seipel) die Vorrangstellung haben würden. 
Bayern galt es, von der deutschen Weimarer Republik zu separieren - und wie durch Zufall 
war der österreichischstämmige Agitator Hitler damals bayrischer Separatist.  
Die Chance aber, diese Föderation zu verwirklichen und einen Habsburger an ihre Spitze zu 
setzen, wurde immer geringer, während sich der von München nach Berlin gezogene Nuntius 
Monsignore Pacelli infolge der kläglichen Unterstützung, die ihr die Alliierten gewährten, der 
Schwäche der Deutschen Republik immer bewußter wurde. Und so wurde im Vatikan die 
Hoffnung geboren, sich Deutschlands in seiner Gänze zu bemächtigen, und der Plan entspre-
chend geändert:  
"Was verhindert werden mußte, war die Vorherrschaft des protestantischen Preußens, und da 
es das Reich war, das Europa beherrschen sollte - um den Föderalismus der Deutschen abzu-
wenden - galt es, ein neues Reich zu schaffen, in dem die Katholiken das Sagen hätten." 
Das war ausreichend. Samt seinen "Braunhemden" völlig aufräumend, wurde der bis dahin 
bayrische Separatist Hitler über Nacht zum motivierten Verfechter des Großreichs.<<  
 
Der NS-Polizei- und Terrorstaat  
Da die politische Polizei den NS-Ansprüchen nicht genügte, ließen Hermann Göring, der ei-
gentliche Gründer der geheimen Staatspolizei, und Heinrich Himmler nach Hitlers Macht-
übernahme alle politischen Polizeiverbände der Länder gleichschalten und gründeten im April 
1933 die Geheime Staatspolizei. Danach herrschte schnell "Ruhe und Ordnung", denn die Ge-
stapo räumte überall gründlich auf und errichtete einen Polizei- und Spitzelstaat, der alle bis 
dahin bekannten europäischen Überwachungs- und Terrormethoden - außer UdSSR - in den 
Schatten stellte.  
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Seit April 1933 führte der SS-Staat in "Nacht- und Nebelaktionen" unentwegt systematische 
Verfolgungen durch, die oft verheimlicht werden konnten. Im Verlauf dieser großangelegten 
"Säuberungsaktionen" nahmen die SS- und SD-Einheiten ungezählte "Staatsfeinde" - Sozial-
demokraten, Kommunisten, Konservative und andere Regimegegner - fest. Tausende wurden 
in den "wilden Schutzhaftlagern" inhaftiert. 
Im Jahre 1933 ließ die NS-Justiz schon 75 % aller Todesurteile vollstrecken, während man 
1932 keinen der 77 Todeskandidaten hingerichtet hatte (x074/1.103).  
Goebbels schrieb am 18. Mai 1934 in der NS-Zeitschrift "Der Angriff" (x025/145): >>Kritik 
ist nur denen erlaubt, die sich nicht fürchten, ins Konzentrationslager zu kommen. ...<< 
Am 4. Juli 1934 wurde Theodor Eicke für "seine persönlichen Dienste" bei der Röhm-Affäre 
zum "Inspekteur der Konzentrationslager und Führer der SS-Wachverbände" (SS-Totenkopf-
einheiten) ernannt.  
Für Eicke gab es damals grundsätzlich nur 2 Dinge, die Gültigkeit hatten: "BEFEHL und BE-
DINGUNGSLOSER GEHORSAM". Alle Angehörigen der SS-Wachmannschaften mußten 
sich total unterordnen und jeden Befehl (spezielle grausame Foltermethoden und Strafen etc.) 
bedingungslos ausführen (x030/79).  
SS-Gruppenführer Theodor Eicke (1892-1943, seit Mitte 1934 Inspekteur der Konzentrations-
lager und Leiter der Wachverbände bzw. später SS-Totenkopfverbände) unterzeichnete am 1. 
August 1934 folgende interne Lagerordnung für das Konzentrationslager Esterwegen (x050/-
154-156): >>... Zweck 
Es bleibt jedem Schutzhaftgefangenen überlassen, darüber nachzudenken, warum er in das 
Konzentrationslager gekommen ist. Hier wird ihm Gelegenheit geboten, seine innere Einstel-
lung gegen Volk und Vaterland zugunsten unserer Volksgemeinschaft auf nationalsozialisti-
scher Grundlage zu ändern, oder, wenn es der einzelne für wertvoll hält, für die schmutzige 2. 
oder 3. Judeninternationale eines Marx oder Lenin zu sterben. 
Zucht und Ordnung 
Ohne Rücksicht auf Herkommen, Stand und Beruf befinden sich die Gefangenen ausnahmslos 
in einem untergeordneten Verhältnis. Ob alt, ob jung, hat sich jeder an militärische Zucht und 
Ordnung vom ersten Tage an zu gewöhnen. Alle SS-Männer, bis zum Kommandanten des 
Konzentrationslagers sind Vorgesetzte der Gefangenen; ihren Befehlen ist unverzüglich und 
ohne Widerrede Folge zu leisten. 
Ehrenbezeugung 
Zur Förderung der Manneszucht sind die Gefangenen gezwungen, vor allen SS-Angehörigen 
militärische Ehrenbezeugung zu erweisen. Wird ein Gefangener von einem SS-Mann ange-
sprochen, so hat er militärische Haltung anzunehmen. ... 
Werden Gefangenen-Unterkünfte durch einen Vorgesetzten betreten, dann hat der nächstste-
hende Gefangene durch den Ruf "Achtung" darauf aufmerksam zu machen. Der Stubenälteste 
meldet die Belegstärke; die Belegschaft hat Haltung anzunehmen. ... 
Pflicht zur Arbeit 
Die Gefangenen sind ausnahmslos zur körperlichen Arbeit verpflichtet. Stand, Beruf und Her-
kommen bleiben außer Betracht. Wer die Arbeit verweigert, sich vor ihr drückt oder zum 
Zwecke des Nichtstuns körperliche Gebrechen oder Krankheit vorschützt, gilt als unverbes-
serlich und wird zur Verantwortung gezogen. 
Die Arbeitzeit im ganzen Lager bestimmt ausschließlich der Lagerkommandant. Beginn und 
Ende der Arbeit werden durch Hornsignale oder durch die Werkstattglocke bekanntgegeben. 
... 
Verhalten im Lager 
Johlen, Schreien und überlautes Rufen ist im Lager untersagt. ... Zusammenrottungen in der 
Nähe der Drahthindernisse an der Lattengrenze sind verboten. Wird dieses Verbot nicht be-
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achtet, dann wird scharf geschossen. Befehle der Lagerposten sind unverzüglich zu vollzie-
hen; einem Befehl kann, wenn erforderlich, mit der Waffe Nachdruck verliehen werden. 
Lagerarzt 
Der Lagerarzt ist nur für Kranke, aber nicht für Arbeitsscheue da. Gefangene, welche sich 
durch eine grundlose oder zimperliche Krankmeldung von der Arbeit zu drücken versuchen, 
werden der Abteilung "Strafarbeit" zugeteilt. ...  
Aufwiegler 
Wer im Lager, an der Arbeitsstelle, in den Unterkünften und auf Ruheplätzen politisiert, auf-
reizende Reden hält ... wird als Aufwiegler behandelt. 
Gemeingefährlich 
Wer einem Posten Geschenke anbietet, zu bestechen sucht, in seiner Gegenwart den Marxis-
mus oder eine andere Novemberpartei verherrlicht, abfällige Bemerkungen über den national-
sozialistischen Volksstaat und seine Regierung macht, sich widerspenstig zeigt, einem frem-
den Lagerbesucher heimlich Mitteilung über das Lager und seine Insassen macht, Briefe, Zet-
tel, Lichtbilder und Kleidungsstücke zusteckt, im Lager verbotene Gegenstände, Kleidungs-
stücke, Mützen, Zigarettendosen, die sich als Verstecke eignen, herstellt, empfängt, weiter-
gibt, verschickt, wird als gemeingefährlich behandelt. 
Strafen 
Verbrechen, Vergehen und Übertretungen werden nach der Disziplinar- und Strafverordnung 
für Schutzhaftgefangene geahndet. ...<< 
Die "SS-Wachverbände" wurden am 29. März 1936 in "SS-Totenkopfverbände" umbenannt - 
Kennzeichen: Totenschädel über 2 gekreuzten Knochen. Die SS-Totenkopfverbände, die da-
mals über etwa 3.500 Mann verfügten, wurden zur Bewachung der Konzentrationslager einge-
setzt. Gruppen dieser SS-Totenkopfverbände setzte Himmler ab 1941 mit den SD-Sonderein-
satzgruppen auch bei den sog. "Sondereinsätzen" hinter den deutschen Kampffronten ein.  
Am 17. Juni 1936 ließ Hitler gemäß Führererlaß die Leitung sämtlicher Polizeieinheiten an 
den Reichsführer SS Heinrich Himmler übertragen. Himmlers Stellvertreter wurde SS-
Obergruppenführer Kurt Daluege, der Leiter der Ordnungspolizei. Himmler, den seine An-
hänger "König Heinrich" nannten, entwickelte in den folgenden Jahren einen "perfekten" 
Kontroll- und Überwachungsapparat. Himmlers SS-Imperium umfaßte auch sämtliche SS-
Hauptämter, die ab 1941 die sogenannte "Endlösung" durchführten.  
Der deutsche Historiker Harald Steffahn schrieb später über Heinrich Himmler (x051/254-
256): >>Himmler, Heinrich, geboren in München 7.10.1900, gestorben (bei) Lüneburg 
23.5.1945, deutscher Politiker.  
Himmler wuchs in einem katholisch-bürgerlichen Haus auf, der Vater war Gymnasiallehrer. 
Nach Notabitur Kriegsfreiwilliger, kam Himmler nicht mehr an die Front und studierte von 
1919-22 Landwirtschaft an der TH München; Abschluß mit Diplom, anschließend Landwirt-
schaftlicher Assistent in Schleißheim.  
Konservativ geprägt, suchte er mit dem Ehrgeiz des militärisch Zuspätgekommenen im natio-
nalen Kampfbund "Reichsflagge" Anschluß und Betätigung, stieß dann zur Hitler-Bewegung 
und nahm am Hitlerputsch als einer der Fahnenträger teil.  
In Hitlers persönliches Kraftfeld geriet er erst nach dessen Entlassung aus der Landsberger 
Festungshaft 1924. Vorgeprägt von Glaubensgeborgenheit als Lebensfundament, aber doch 
nicht gefestigt im Katholizismus, übertrug Himmler seine geistige Heimatsuche bedingungs-
los auf Hitler und die nationalsozialistische Weltanschauung. Mitentscheidend wurde hierbei 
der Berufsweg des Landwirts in einer Zeit, in der sich der Blut-und-Boden-Mythos in nationa-
len Kreisen stark entwickelte.  
Himmler fand Zugang zur bündischen Bewegung der Artamanen und wurde 1925 Gauführer 
darin. Die allgemeinen nationalsozialistischen Ideen von Volk und Rasse fanden für den 
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Mittzwanziger in den Elementen landsässiger Kultur, Brauchtum, Höherzüchtung, Auslese 
und Neogermanentum konkrete Anwendung und Anschaulichkeit.  
Der Agrarfachmann wurde in den Denkkategorien seines erlernten Berufs zum Apostel rassi-
scher Neubesinnung, aber weit mehr als sein Führer mit sektiererischem Einschlag. Wo Hitler 
nur allgemeine Ziele absteckte und Direktiven wies, ging Himmler mit pedantischer Genauig-
keit und pädagogischem Eifer daran, die Richtlinien des Meisters mit Inhalt zu füllen.  
Das Instrument dafür fand er in der Elitetruppe der Schutzstaffel (SS). Hervorgegangen aus 
der persönlichen Stabswache des Parteiführers (1921) innerhalb der paramilitärischen SA, 
führte die SS ihren Eigennamen ab 1925, blieb aber integraler Bestandteil der SA unter deren 
Führung.  
Himmler, der zunächst mit allgemeinen Parteiaufgaben hervortrat – 1925: Geschäftsführer 
Gau Niederbayern, stellvertretender Gauleiter und Propaganda-Obmann Oberbayern-Schwa-
ben –, wurde 1927 zum stellvertretenden Reichsführer SS ernannt. Die SS umfaßte nur weni-
ge hundert Mann. Doch Himmlers organisatorisches Talent, sein Fleiß, die ideologische Un-
beirrtheit, unbedingte Führertreue und skandalfreie Lebensführung mußten frühzeitig auffallen 
und ihn für Beförderungen qualifizieren. Schon 1929 wurde er (der dritte und zugleich letzte) 
Reichsführer SS.  
Himmler wollte sein rassisches Idealbild in der SS verkörpert sehen. Seine Richtlinien für 
Auswahl und Nachwuchs legten strenge "arische" Kriterien fest: nach Abstammung, "erbbio-
logischer" Gesundheit, Wuchs, Gesichtsschnitt.  
Der leidenschaftliche Personalpolitiker Himmler prüfte am liebsten selber Paßbilder mit der 
Lupe, so wenig sein eigener Typus (mittelgroß, dunkelhaarig, kurzsichtig, fliehendes Kinn) 
nordischen Idealanschauungen entsprach. Das Bewußtsein des Elitecharakters der SS ließ 
Himmler hochmütig herabblicken auf die grob-biederen Straßenkämpfernaturen, die das 
Normalbild in der SA ausmachten. Gleichwohl zeigen ihn die Fotos der frühen 30er Jahre 
loyal, mit undurchdringlichem Gesichtsausdruck, im zweiten Glied hinter dem SA-Führer 
Röhm.  
Die Wende des Jahres 1933 bedeutete für Himmler zunächst keinen Aufstieg, der mit dem 
sichtbaren Vorankommen der anderen Hitler-Granden vergleichbar war. Er wurde Polizeiprä-
sident in München. Doch mit Umsicht und vorausplanender Weitsicht nutzte er die Chance 
zielstrebig; denn hier hatte er einen Zipfel staatlicher Exekutive gefaßt.  
Von München aus unterwarf er sich die politische Polizei erst Bayerns, dann aller deutschen 
Länder mit Ausnahme Preußens, wo Ministerpräsident Göring die Geheime Staatspolizei (Ge-
stapo) unter eigener Kontrolle hielt. Himmlers rechte Hand wurde Heydrich, der ab 1931 den 
SS-internen Sicherheits- und Nachrichtendienst (SD) aufbaute.  
1934 ernannte Göring Himmler zum stellvertretenden Chef der Gestapo in Preußen. Dieser 
Schlüsselposten eröffnete Himmler und Heydrich den Eintritt ins Machtzentrum. Zugleich gab 
er ihnen Gelegenheit, die schwelende Röhm-Affäre zur Reife zu bringen. Mit eigens zuberei-
tetem Material überzeugten sie Hitler von angeblichen Putschabsichten der SA. Nach Röhms 
Beseitigung wurde die SS aus der Vormundschaft der nun domestizierten SA gelöst und zur 
selbständigen Organisation (25.7.34) erhoben.  
Dem ersten entscheidenden Schritt in die Machtelite des Dritten Reiches folgte der zweite am 
17.6.36, als dem Reichsführer außerdem die gesamte Polizei im Reich unterstellt wurde (Ti-
tel: Reichsführer SS und Chef der Deutschen Polizei). Damit hatte Himmler zusätzlich zu sei-
ner inzwischen 50.000 Mitglieder zählenden SS den ganzen staatlichen Sicherheitsapparat in 
der Hand. Ein alles durchdringendes Kontroll- und Überwachungssystem war ihm verfügbar 
geworden bzw. entstand jetzt in konsequentem Ausbau der Machtmittel.  
Himmler schuf einen Staat im Staate, ein wucherndes Gebilde verschlungener Kompetenzen, 
zwischen denen Himmlers bürokratischer Verstand den vollen Durchblick und sein Machtin-
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stinkt die uneingeschränkte Aufsicht behielt. Das Imperium der SS reichte von den Nach-
wuchsanstalten (Junkerschulen) und Aufzuchtstätten (Lebensborn) über das Millionenheer der 
Ordnungspolizei bis zum gewaltigen Komplex der Konzentrationslager (KZ) unter der Be-
fehlsgewalt der Totenkopfverbände.  
Jedes der SS-Hauptämter, vom persönlichen Stab des Reichsführers bis zum Ressort "Festi-
gung des deutschen Volkstums" (dies erst im Krieg), war einem Obergruppenführer unter-
stellt, Himmlers Generalität. Inmitten der Riesenmaschinerie rotierte leise und besonders ef-
fektiv der Motor, den Heydrich bediente. Seinem Ressort, dem Reichssicherheitshauptamt, 
unterstanden u.a. der Sicherheitsdienst (SD) sowie die Sicherheitspolizei mit den Abteilungen 
Kripo und Gestapo.  
Mit Kriegsbeginn dehnte Himmler seinen tiefgestaffelten Herrschaftsapparat auf die besetzten 
Gebiete aus und erfaßte dabei mit besonderer Intensität den Osten. Erst jetzt zeigte sich 
Himmler im vollen Licht seiner Doppelnatur, die der Hitlers glich: Programmatiker und Voll-
strecker in einer Person.  
Einerseits dachte er Hitlers Gedanken "von sich aus zu Ende, besaß aber auch ... die Macht, 
sie in die Wirklichkeit umzusetzen: Das bestimmt seinen Rang und seinen Standort in der 
Hierarchie des Dritten Reiches" (Fest). Ideologisch zutiefst durchdrungen, übte er Macht nicht 
um ihrer selbst willen aus, sondern glaubte, eine Mission zu erfüllen, und glich auch darin 
Hitler. Der Kampf im Osten war für beide der Weltanschauungskampf gegen slawische und 
jüdische "Untermenschen".  
Dieses Sendungsbewußtsein erklärt, daß Himmler ohne inneren Zwiespalt sowohl sittliche 
Ideale predigen und zugleich Millionen Menschen vernichten lassen konnte (Einsatzgruppen, 
Endlösung). Er versuchte, seine SS-Männer in vielen (geheimen) Reden gegen alle Skrupel 
des Tötens zu härten, und unterschrieb ohne Hemmung Todesurteile, wenn seine Leute sich 
an jüdischem Eigentum bereicherten.  
So war "König Heinrich", wie die Anhänger ihn nannten (die Spötter sagten "Reichsheini"), 
der Tugendwächter der SS und zugleich der größte Organisator des Massentötens, den die 
Weltgeschichte kennt. Das Ineinander von Ausrottungspolitik und rechtlichem Denken ver-
dichtete sich in dem beispiellosen Satz (Oktober 43 in Posen): "Wenn die Ausrottung nicht 
scheußlich und so furchtbar für uns wäre, dann wären wir ja keine deutschen Menschen."  
In der Ämterhäufung ähnelte Himmler fast Göring. Nachdem er 1939 zusätzlich Reichskom-
missar für die "Festigung des deutschen Volkstums" geworden war, kam 1943 das Innenmini-
sterium dazu, nach dem 20.7.44 der Befehl über das Ersatzheer: So konzentrierte sich seine 
Energie, als der Großraum Osten schon wieder verloren war, erneut auf das innere Reich, 
hierbei besonders auf die Verfolgung der Verschwörer nach dem Zwanzigsten Juli 44 und auf 
die Mobilisierung letzter Kampfreserven, auch des Volkssturms.  
1945 versagte der kriegsunerfahrene SS- und Polizeichef, als er nacheinander zwei Heeres-
gruppen führte. Geheime Waffenstillstandsbemühungen gegenüber dem Westen kamen Hitler 
zu Ohren, der seinen bisher unbedingt ergebenen Gefolgsmann im politischen Testament aller 
Ämter enthob und aus der Partei ausstieß.  
Himmler schlug sich nach Flensburg durch, wo ihn die Regierung Dönitz aber als Belastung 
abwies. Beim Versuch, verkleidet durch die britischen Linien zu entkommen, wurde Himmler 
festgenommen und beging Selbstmord.<<  
Die SS-Terrororganisationen setzten alle politischen, militärischen, wirtschaftlichen, nationa-
len und sonstigen Ziele mit brutaler Gewalt durch. Das allgegenwärtige NS-Regime kontrol-
lierte systematisch sämtliche Lebensbereiche. Mit Hilfe von brutalen Terrormethoden - Inter-
nierung, Folter oder Mord - wurden die persönlichen Freiheiten konsequent erstickt, das Recht 
gebeugt, der Anstand lächerlich gemacht und die christlichen Gebote verhöhnt, um letzten 
Endes das Leben, die Würde, die Gesundheit sowie das Lebensglück von Millionen Menschen 
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zu vernichten. 
Die Hauptaufgabe der Gestapo war es, politische Gegner und verdächtige Personen zu bespit-
zeln, zu verhaften und mit brutalsten Foltermethoden Geständnisse zu erpressen. Die Gestapo 
hatte gegenüber der Ordnungspolizei Weisungsrecht und wurde nicht durch Staatsanwälte der 
Justiz überwacht. Die Gestapo "korrigierte" sogar oftmals zu milde Gerichtsurteile und führte 
eigenhändige Verurteilungen sowie Hinrichtungen ohne offizielle Gerichtsverfahren durch. 
Solange die Gestapo den Willen des Führers durchsetzte, war jede Handlung legal. Die SS-
Geheimpolizei wurde schon bald im gesamten NS-Staat gefürchtet.  
Die Gestapo erhielt später auch den Auftrag, alle Juden, Zigeuner, Homosexuelle, Freimaurer 
und andere "Volksschädlinge" aufzuspüren und zu inhaftieren.  
Der "totale NS-Terrorstaat" kontrollierte und unterdrückte schon bald sämtliche Lebensberei-
che. Die NS-Polizeimaschinerie war militärisch aufgebaut und gewährleistete eine lückenlose 
polizeiliche Überwachung des gesamten NS-Machtbereiches.  
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die Verwirklichung der NS-Diktatur (x051/406): 
>>... Was den Nationalsozialismus aber vor allem vom übrigen europäischen Faschismus - 
auch vom italienischen - unterscheidet, ist die geradezu brutale Folgerichtigkeit, mit der er 
von 1933 an sein politisches Programm verwirklichte:  
1) Die völlige Zerstörung der parlamentarischen Demokratie, die Beseitigung des Rechtsstaa-
tes und der Aufbau einer totalitären Diktatur, d.h. eines nach dem Führerprinzip gestalteten 
Einparteienstaates der NSDAP mit dem "Führer und Reichskanzler" Hitler an der Spitze, war 
schon Mitte 34 im Wesentlichen abgeschlossen.  
Fast alle Deutschen waren in der NSDAP und/oder in den ihr angeschlossenen Verbänden 
total erfaßt, durch die Organe der Staatssicherheit - insbesondere den Sicherheitsdienst der SS 
- einer fast lückenlosen politischen Kontrolle unterworfen und völlig auf die politischen Ziele 
des nationalsozialistischen Regimes ausgerichtet.  
Die Gegner des Nationalsozialismus waren zum Großteil ins Ausland geflohen, inhaftiert oder 
getötet, die innerparteilichen Konkurrenten Hitlers, vor allem die in der SA, ausgeschaltet 
worden.  
Durch die Propaganda der jetzt staatlich gelenkten Medien - Presse, Rundfunk, die ständigen 
Massenveranstaltungen der NSDAP und ihrer Verbände und die vor allem auf den jährlich in 
Nürnberg stattfindenden Reichsparteitagen entfalteten Rituale und schließlich auch durch ge-
lenkte Volksabstimmungen, mit denen Hitler und seine Regierung wichtige politische Maß-
nahmen scheindemokratisch legitimieren ließen, wurde die Fiktion einer unter der Führung 
Hitlers geeinten "Volksgemeinschaft" ständig neu erzeugt und aufrechterhalten. …<< 
 
Der "Röhm-Putsch" 
Bei der NS-Säuberungsaktion am 30.06./1.07.1934 - sogenannte "Nacht der langen Messer", 
die nachträglich durch das "Notwehr-Gesetz" vom 3.07.1934 gerechtfertigt wurde, liquidier-
ten Heydrichs SS-Formationen fast alle bekannten SA-Führer, verschiedene politische Gegner 
und unbequeme Regimekritiker.  
Ernst Röhm, Hitlers ältester Kampfgefährte und Duzfreund, den man wegen seiner angebli-
chen homosexuellen Neigungen landesweit verspottete, weigerte sich nach seiner Verhaftung 
am 30. Juni 1934, Selbstmord zu begehen und wurde daraufhin am folgenden Tag im KZ Da-
chau durch den Lagerkommandanten Theodor Eicke erschossen.  
In der amtlichen Todesliste veröffentlichte man später 83 Namen, aber die "Röhm-Affäre" 
forderte tatsächlich mehrere hundert Mordopfer, die nach willkürlichen Verhaftungen liqui-
diert wurden. 
Zu den Mordopfern des sogenannten "Röhm-Putsches" gehörten z.B.: SA-Stabschef Ernst 
Röhm, Gregor Strasser, während der NS-Gründerzeit Hitlers größter Konkurrent und uner-
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müdlicher NSDAP-Organisator in Nord- und Westdeutschland, Kurt von Schleicher, letzter 
Kanzler der Weimarer Republik, und seine Frau, Edgar Jung, Anwalt und Politiker, plante 
Hitlers Sturz, Erich Klausener, kritisierte während des 32. Berliner Katholikentages die NS-
Rassenpolitik, Gustav von Kahr, bayerischer Ministerpräsident, ließ 1923 den Hitler-Putsch 
niederschlagen.  
Hitler, der vor der Weltöffentlichkeit erstmalig wie ein Gangsterboß handelte und seine Geg-
ner rücksichtslos liquidieren ließ, schaffte es relativ leicht, diese Morde als "Staatsnotwehr" 
und die unschuldigen Mordopfer als verbrecherische, minderwertige Staatsfeinde hinzustellen.  
Ernst Röhm bereitete damals vermutlich keinen direkten Aufstand gegen Hitler vor, sondern 
er beabsichtigte, die "SA-Parteikampfverbände" in eine Volksarmee umzuwandeln. Röhm 
strebte außerdem Verhandlungen mit England und Frankreich an.  
Angesichts der Tatsache, daß die deutsche Reichswehr nachdrücklich die Zuständigkeit für 
alle militärischen Angelegenheiten forderte, mußte Hitler unbedingt einen Militärputsch der 
gefährlichen Reichswehr vermeiden. Die Reichswehr war damals die letzte noch nicht gleich-
geschaltete Organisation des Deutschen Reiches, die aufgrund ihrer militärischen Ausbildung 
und Bewaffnung in der Lage war, das NS-Regime kurzfristig auszuschalten.  
Die Raufbolde und Straßenkämpfer der SA hatten außerdem ihre Pflicht getan. Hitler benötig-
te zukünftig keine ungehobelten Landsknechte oder brutale Schlägerbanden, sondern ausge-
bildete Spezialisten und disziplinierte Soldaten. Nach Ausschaltung der SA übernahm die SS 
alle wesentlichen Aufgaben der SA, während die Reichswehr "Waffenträger der Nation" 
blieb. Nach der späteren Gleichschaltung der Reichswehr kontrollierte Hitler schließlich sämt-
liche wichtigen Machtpositionen des Deutschen Reiches und konnte seine Pläne ungestört 
realisieren.  
Als Stalin von Hitlers Säuberungsaktion erfuhr, soll er Hitler angeblich gelobt haben (x080/-
231): >>Hitler, was für ein Kerl! Der weiß, wie man mit politischen Gegnern fertig wird! ...<< 
Dr. Wolfgang Petter schrieb später über die "Röhm-Affäre" (x051/498): >>… Angetrieben 
von Göring, Frick, Goebbels, Reichenau, Himmler und Heydrich steuerte er ab März 34 auf 
eine gewaltsame Auseinandersetzung zu, die er von den Medien propagandistisch vorbereiten 
ließ. Konkurrierende "Schwarze Listen" aus Partei-, SS- und Gestapokreisen bestimmten die 
Todeskandidaten der SA, denen zu offen enttäuschte Konservative – wie Vizekanzler Papen 
und seine Umgebung – hinzugefügt wurden. Die Politische Polizei wurde Himmler unterstellt, 
der damit die SS als Auftragsorgan einsetzen konnte.  
Papens Marburger Rede vom 17.6., in der unter Beifall die konservative Unzufriedenheit öf-
fentlich ausgesprochen wurde, drängte Hitler zum Handeln, obwohl sich durch die Beurlau-
bung der SA, die ihrerseits keine aktuellen Kampfabsichten hegte, die Lage entspannt hatte. 
Die SS empfing Waffen von der Reichswehr, die am Stichtag stellenweise selbst als Rückhalt 
aufmarschierte.  
Hitler beorderte die arglosen SA-Führer zu einer Tagung nach Bad Wiessee, wo er Röhm und 
seine Anhänger am 30.6.34 morgens aus den Betten holte, nach München transportieren und 
dort – Röhm selbst erst nach einigem Zögern – erschießen ließ. Die Anreisenden wurden auf 
dem Münchener Bahnhof abgefangen und meist inhaftiert.  
Diese Festnahmen lösten die vorbereitete Aktion im ganzen Reich aus, die rasch ihre Grenzen 
sprengte und Hunderte von ursprünglich nicht vorgesehenen Opfern forderte. Die amtliche 
Todesliste enthielt 83 Namen, darunter die gesamte SA-Prominenz, soweit sie sich nicht – wie 
der neue Stabschef Lutze – eindeutig gegen Röhm gestellt hatten, dazu Schleicher, Jung, 
Klausener, Kahr, G. Strasser. Papen kam davon. Nicht vermerkt wurden die ungezählten Op-
fer selbstherrlicher Entscheidungen der SS-Mordkommandos, vor allem in Schlesien.  
Das Ermächtigungsgesetz der Reichsregierung vom 3.7.34 legalisierte das Massaker nachträg-
lich als Akt der Staatsnotwehr gegen einen "Röhm-Putsch", den Heydrich aufgrund vagster 



 36 

Hinweise konstruiert hatte. Die stärkste Quelle von Unruhe und Willkür in der ersten Phase 
des Dritten Reiches war ausgeschaltet – freilich zugunsten der kalten Polizeiherrschaft der SS, 
mit der die Reichswehr das Waffenmonopol bald teilen mußte. Hitlers letzter Gegenspieler 
war beseitigt.<< 
 
Emigration und Widerstand 
Nachdem die NSDAP alle wesentlichen Machtpositionen innerhalb des Deutschen Reiches 
besetzt hatte, kontrollierte das NS-Regime planmäßig und konsequent fast sämtliche Lebens-
bereiche. Der SS-Staat war militärisch strukturiert und gewährleistete eine totale Überwa-
chung des gesamten Landes. Das NS-Regime unterdrückte jeden Einwand, jegliche Kritik und 
jede aktive oder passive Opposition mit den härtesten Strafen. Jeder Auflehnungsversuch 
wurde sofort mit drakonischen Strafen geahndet.  
Während der gnadenlosen Hetzjagd nach politischen Feinden schlugen die allgegenwärtigen 
SS-Angehörigen schnell und erbarmungslos zu. Das NS-Regime führte gegen die sogenannten 
"Staatsfeinde" - Sozialdemokraten, Kommunisten, Konservative und andere - systematische 
Verfolgungen durch, die oft vor der deutschen Bevölkerung verheimlicht werden konnten. Im 
Verlauf dieser großangelegten "Säuberungsaktionen" nahm man Tausende von "Verdächti-
gen" fest und inhaftierte sie. 
Obwohl die NS-Diktatur in kurzer Zeit einen totalitären Polizeiapparat errichtet hatte, for-
mierte sich ebenso rasch eine demokratische Widerstandsbewegung. Trotz der allgegenwärti-
gen Gestapo und des tödlichen Terrors nahm diese Widerstandsbewegung den ungleichen und 
selbstmörderischen Kampf um Freiheit und Menschenwürde des deutschen Volkes auf. Tau-
sende von Widerstandskämpfern aus allen Gesellschaftsschichten des deutschen Volkes - Po-
litiker, Diplomaten, Geistliche, Gewerkschaftler, Arbeiter, Angestellte, Beamte, Angehörige 
der freien Berufe, Studenten und Offiziere - sahen damals nicht tatenlos zu, wie die NS-Ter-
roristen die Freiheit und das Recht mit Füßen traten und verhöhnten.  
Die meisten deutschen Widerstandskämpfer stellten Adel und politische Gesellschaftskreise, 
aber auch viele evangelische und katholische Geistliche zählten zu den Gegnern des NS-
Regimes. Zu den aktiven demokratischen Widerstandsgruppen gehörten z.B. Goerdeler Kreis, 
Freiburger Kreis, Kreisauer Kreis, Solf-Kreis und Weiße Rose.  
In jener Zeit gab es natürlich auch viele Deutsche, die sich sofort in das sichere Ausland ab-
setzten, um dort den "Widerstand" fortzusetzen, denn nach Hitlers Machtübernahme quälte 
man Tausende von aufrechten deutschen Frauen und Männern in den Gefängnissen und La-
gern regelrecht zu Tode.  
Da es während der NS-Diktatur keinen ungefährlichen Widerstand gab, sondern höchstens nur 
Märtyrertum und Todesgefahr, entschlossen sich die meisten prominenten Politiker, Literaten 
und Akademiker zur Emigration. Nur sehr wenige ehemalige demokratische Politiker der 
Weimarer Republik, wie Theodor Haubach, Julius Leber, Wilhelm Leuschner, Carlo Mieren-
dorff, Adolf Reichwein, Kurt Schumacher und andere, leisteten damals im Inland aktiven Wi-
derstand.  
Der deutsche Historiker Heinrich Walle berichtete später über die großen Gefahren von Wi-
derstandsaktionen während des NS-Terrors (x301/86): >>Angesichts der Tatsache, daß jeder, 
der sich nicht vollkommen mit den Zielen der NS-Herrschaft identifizierte, als außerhalb der 
Volksgemeinschaft stehend betrachtet wurde und der allgemeinen Ächtung und Verfolgung 
verfiel, war bereits ein geistiges Abweichen von dem in einer allgegenwärtigen Propaganda 
vorgezeichneten Wege ein Schritt in die Isolation. 
Bereits ein Verweigern oder Abseitsstehen wurde von den braunen Nachbarn als aktive Ge-
gnerschaft angesehen und verfolgt. Eine Mitwisserschaft von möglichen Aktionen gegen das 
System oder auch nur von kritischen Äußerungen anderer konnte, wenn sie nicht sofort "ange-
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zeigt" wurden, tödlich sein. ...<< 
Der Sozialdemokrat Friedrich Stampfer forderte damals alle Deutschen zum Widerstand ge-
gen das NS-Regime auf (x149/105): >>Wer da zusieht, wie Deutschland dem Abgrund zuge-
führt wird und sich nicht auflehnt, der begeht wirklichen Landesverrat. ...<<  
Friedrich Stampfer brachte sich jedoch selbst rechtzeitig in Sicherheit. Er emigrierte bereits 
1933 nach Prag, floh 1939 nach Frankreich und 1940 nach Nordamerika.  
In den Jahren 1933 bis 1935 flohen etwa 6.000-8.000 Kommunisten, 5.000-6.000 Sozialde-
mokraten, 2.000 Pazifisten und Demokraten und 2.000 Personen unterschiedlicher politischer 
Richtungen aus dem Deutschen Reich (x149/81). 
Diese angeblichen "Widerstandskämpfer" waren damals nicht bereit, ihre Ehre, Gesundheit 
oder ihr Leben für den Freiheitskampf der Deutschen zu gefährden bzw. zu opfern. Zu diesen 
angeblichen "Widerstandskämpfern" zählten z.B. Willy Brandt, eigentlich Herbert Frahm; 
emigrierte im April 1933 nach Dänemark und später nach Norwegen, Herbert Wehner floh 
1935 nach Schweden und später nach Moskau, Walter Ulbricht, emigrierte ebenfalls schon 
1933 und traf 1938 in Moskau ein.  
Andere deutsche Emigranten, wie die einflußreichen Politiker Heinrich Brüning, Otto Braun 
und Hermann Rauschning, spielten später im Ausland keine Rolle und konnten politisch fast 
nichts ausrichten. Alle Versuche, im Ausland, wie z.B. in Nordamerika und England, ein 
deutsches Nationalkomitee zu gründen, scheiterten an der strikten Ablehnung der jeweiligen 
Regierungen. 
Der italienische Botschafter in Berlin meinte später gegenüber dem schweizerischen Ge-
schichtsprofessor Carl J. Burckhardt (x025/150): >>... Das Leichteste ist emigrieren und pro-
testieren, aber auch Aufstände anzetteln, Komplotte schmieden braucht weniger Kraft als der 
harten Wirklichkeit Tag für Tag das Mögliche abzuringen …<< 
Der deutsche Historiker Sebastian Haffner schrieb später über die "Emigration" der Deutschen 
(x051/147-148): >>Die deutsche Emigration 1933-45 war keine Kollektivbewegung, sie 
brachte es nicht zu einer Organisation, und sie hat politisch nichts ausgerichtet. Der Unter-
schied etwa zu den österreichischen und tschechischen Emigranten von 1938/39 – zu schwei-
gen von dem Londoner "Freien Frankreich" de Gaulles – fällt ins Auge. ... 
Auch unter den deutschen Emigranten gab es einige einst prominente Politiker – Brüning, 
Braun, Rauschning -, aber sie haben im Ausland keine Rolle mehr gespielt und gelegentliche 
Versuche, in England oder Amerika so etwas wie ein deutsches Nationalkomitee zu gründen, 
sind stets im Ansatz steckengeblieben.  
Sie scheiterten nicht erst an der wenig ermutigenden Haltung der englischen und amerikani-
schen Regierung. Schon die deutsche Emigration selbst – immerhin von Anfang an einige 
zehntausend, zum Schluß mehrere hunderttausend Menschen umfassend – war zu diffus, poli-
tisch zu gespalten und in ihrer großen Masse zu unpolitisch. Zugespitzt könnte man sagen: Es 
gab keine deutsche Emigration; es gab nur deutsche Emigranten. ... 
Sehr möglich, daß der Wettlauf um die Atombombe durch die deutsche Emigration entschie-
den worden ist – durch den Zuwachs an wissenschaftlicher Kapazität, den sie Amerika und 
England, den Verlust, den sie für Deutschland bedeutete. Das war freilich zu der Zeit, als die 
zehn oder zwanzig Wissenschaftler der Extraklasse, von denen dieser weltgeschichtliche Ef-
fekt abhing, Deutschland verließen, nicht vorauszusehen, auch von ihnen selbst nicht. Man 
muß zwischen Wirkungen und Motiven unterscheiden. Auch war die wissenschaftliche Pro-
minenz der Zahl nach in der Emigration weit schwächer vertreten als etwa die literarische. Die 
deutsche Wissenschaft erlitt durch die Emigration lediglich einen Aderlaß; die deutsche Lite-
ratur jedoch blutete aus. 
Auch auf den Nachbargebieten wie Journalismus, Theater und Film waren die Verluste 
enorm. Und auf dem Feld des akademischen Humanismus sind in den 30er Jahren Denkschu-
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len von Deutschland nach Amerika verpflanzt worden, die Frankfurter Schule der Soziologie 
zum Beispiel, oder die Psychoanalyse. … 
Emigration war in jedem Fall ein einsamer individueller Entschluß; und dieser Entschluß trug 
fast immer ein Doppelgesicht: Er bedeutete Flucht und Protest. ... Flucht war in dieser Früh-
zeit weit öfter das Emigrationsmotiv von Politikern, die in vielen Fällen auch allen Grund hat-
ten zu fliehen. Brüning und Treviranus etwa standen während der Röhm-Affäre auf der Ab-
schußliste … und wären unfehlbar ermordet worden, wenn sie sich nicht in letzter Stunde in 
Sicherheit gebracht hätten. Hätten sie bleiben sollen? 
Die Frage ist nach 1945 oft in vorwurfsvollem Ton gestellt worden, gerade im Fall der Politi-
ker, aber auch in dem der literarischen und akademischen Prominenz, die einen so großen An-
teil an der Frühemigration hatte. Wenn die Besten weggingen, so hat man gefragt, was konnte 
man vom Durchschnittsmenschen noch erwarten? War Emigration Desertion? 
Die Gegenfrage erledigt solche Vorwürfe: Was hätten sie denn in Deutschland tun sollen? 
Mit ihrer Emigration setzten sie immerhin ein Zeichen. In Deutschland hätten sie kein Zeichen 
mehr setzen können. Es gab hier keine Möglichkeit politischer Opposition, es gab nicht ein-
mal mehr das öffentliche freie Wort. Die Alternative hieß nach März 33 nicht mehr Weggehen 
oder Mitmachen. Denn selbst wer sich zu entziehen suchte, wer in die innere Emigration ging, 
verstummte und sich in einen harmlosen Brotberuf verkroch, konnte sich auf die Dauer nicht 
verhehlen, daß er, wie widerwillig und wie indirekt auch immer, mitmachte. Alles, auch das 
Harmloseste, diente letztlich dem Regime, das sich ganz Deutschlands bis in den letzten Win-
kel bemächtigt hatte. 
Nur eine Alternative gab es noch: Märtyrertum. Aber es war Märtyrertum unter Ausschluß der 
Öffentlichkeit. Die Märtyrer Ossietzky z.B. oder die Geschwister Scholl – haben damals in-
nerhalb Deutschlands wenig bewegt. Die Emigranten dagegen hat man wenigstens nicht tot-
schweigen können – zum mindesten die prominenten Emigranten nicht. ...<<  
Ab 1937 verstärkte das NS-Terrorsystem die Verfolgung der "Staatsfeinde". Verhaftungen 
und Hinrichtungen schwächten die deutschen Widerstandsgruppen immer mehr. Im NS-Staat 
waren falsche Beschuldigungen, üble Nachrede und Verleumdungen an der Tagesordnung. 
Überall trieben Spitzel und sogenannte "Vertrauensmänner" ihr Unwesen. Sie kontrollierten 
und überwachten Tag und Nacht verdächtige Personen. Seit 1942 wurden alle Häftlinge, die 
länger als 6 Jahre in Gefängnissen oder Zuchthäusern saßen, in die Konzentrationslager "ver-
lagert". Allein von April bis Juni 1944 ließ der NS-Justizminister 20.748 Deutsche aus politi-
schen Gründen verhaften (x023/446). 
Obgleich die deutschen Widerstandsbewegungen völlig allein gegen das hoffnungslos überle-
gene NS-System kämpfen mußten, gaben die entschlossenen Widerstandskämpfer den Frei-
heitskampf niemals auf. Trotz der großen Gefahr verübten deutsche Widerstandskämpfer seit 
1933 fast 4 Dutzend Anschläge auf Hitler, die jedoch vielfach durch seltsame Ereignisse oder 
äußerst unglückliche Umstände scheiterten (x023/335).  
Der israelische Historiker Saul Friedländer berichtete später über die totalitäre Macht und den 
totalitären Terror der NS-Diktatur (x036/25-26): >>... Es ist der Wille zur totalen Beherr-
schung von Individuen und Gruppen, der das totalitäre System antreibt, seine Opfer zu unter-
drücken und sie entsprechend auszuwählen. Wenn die Kontrolle es erfordert, entscheidet man 
sich ohne Unterschied für die Vernichtung dieser oder jener Gruppe. Der zu vernichtende 
Feind wird zu einem funktionalen Element im System totaler Herrschaft. Um eine ganze Be-
völkerung zu terrorisieren oder ihre Kräfte zu sammeln, kann mehr oder weniger willkürlich 
erst eine Gruppe und dann eine andere herausgegriffen werden.  
Die Bürokratie ist das wirkungsvollste Element totalitärer Macht und totalitären Terrors. Sie 
besitzt jene niedrigen Diener, deren einziger Ehrgeiz es ist, ihre Aufgabe so wirkungsvoll wie 
möglich zu erfüllen. Und sie kann, einmal in Gang gesetzt, von den einfachsten erkennungs-
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dienstlichsten Maßnahmen bis zur totalen Vernichtung führen. ...<< 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die deutsche Wi-
derstandsbewegung (x063/580): >>Man kann zusammenfassen, daß Deutschland das erste 
von Nationalsozialisten besetzte Land war. Die Allmacht der Geheimen Staatspolizei, der SA 
und SS schützte sie gegen jeden Auflehnungsversuch. Um so bemerkenswerter ist es, daß es 
von Anfang an trotz eines bis dahin in Europa nicht dagewesenen Terrors eine Widerstands-
bewegung gab, die um des wahren Deutschlands, um der Freiheit und Menschenwürde willen 
Verfolgung, Folter und Tod auf sich nahm. ...<< 
 
Der "allmächtige Führer" 
Am 16. März 1935 wurde die Reichswehr in "Wehrmacht" umbenannt.  
Hitler gab am 16. März 1935 die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht bekannt 
(x191/76): >>Die Regierung des heutigen Deutschen Reiches aber wünscht nur eine einzige ... 
Macht: es ist die Macht, für das Reich und damit wohl auch für ganz Europa den Frieden wah-
ren zu können.<< 
Nach der Wiedereinführung der Wehrpflicht wurde das Deutsche Reich fast völlig isoliert. 
England, Frankreich, Italien und alle Staaten Ost-Mitteleuropas verbündeten sich gegen das 
NS-Regime und schlossen entsprechende Militärabkommen.  
Hitler erläuterte in Nürnberg am 15. September 1935 die Notwendigkeit der unentwegten Er-
ziehung des deutschen Volkes (x129/50): >>Was früher vorübergehend zwei Jahre lang eine 
Schulung der Nation war, um dann im Leben und durch die politische Tätigkeit der Parteien 
wieder verloren zu gehen, das wird jetzt treuen Händen übergeben und aufbewahrt werden für 
das deutsche Volk. Dann wird sich erst der Kreis der Erziehung unseres Volkes schließen.  
Der Knabe, er wird eintreten in das Jungvolk, und der Pimpf, er wird kommen zur Hitlerju-
gend, und der Junge der Hitlerjugend, er wird dann einrücken in die SA, in die SS und die 
anderen Verbände, und die SA-Männer und die SS-Männer werden eines Tages einrücken 
zum Arbeitsdienst und von dort zur Armee; und der Soldat des Volkes wird zurückkehren 
wieder in die Organisation der Bewegung, der Partei, in SA und SS, und niemals mehr wird 
unser Volk dann so verkommen, wie es leider einst verkommen war.<< 
Der NS-Reichstag beschloß ferner am 15. September 1935, die schwarz-rot-goldene Flagge 
der Deutschen Republik durch die kaiserlichen Farben schwarz-weiß-rot (mit einem Haken-
kreuz) zu ersetzen. 
Winston Churchill lobte Hitler trotz alledem im Jahre 1935 (x025/128): >>... für den Mut, die 
Beharrlichkeit und die vitale Kraft, die ihn befähigen, allen Mächten und Widerständen, die 
seinen Weg versperrten, zu trotzen oder sie herauszufordern, sie zu versöhnen oder zu über-
winden.<<  
Am 7. März 1936 ließ Hitler deutsche Wehrmachtstruppen in das entmilitarisierte Rheinland 
einmarschieren und brach damit die bestehenden Friedensverträge - einseitige Verletzung des 
Versailler- und Locarno-Paktes bzw. deutsche Angriffshandlung. Angesichts der eigenen mili-
tärischen Schwäche erteilte Hitler die Weisung, jegliche "Feinberührungen" zu vermeiden. 
Nach Ansicht von Militärexperten hätte die deutsche Wehrmacht damals keine energische 
Militäraktion der europäischen Westmächte überstanden und wäre schon innerhalb von weni-
gen Tagen zusammengebrochen (x051/495). Der Völkerbund und die Siegermächte protestier-
ten zwar, verhängten jedoch keine weiteren Sanktionen.  
Nach dem Einmarsch in das entmilitarisierte Rheinland bemühte sich der französische Mini-
sterpräsident … vergeblich um britische Hilfe (x069/170): >>Die ganze Welt, vor allem die 
kleinen Völker, richten heute ihr Augenmerk auf England. Wenn England jetzt handelt, kann 
es die Führung in Europa übernehmen. Dann haben Sie eine Politik, die ganze Welt wird Ih-
nen folgen, und damit werden Sie den Krieg verhindern. Es ist Ihre letzte Chance. Wenn Sie 
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Deutschland nicht jetzt Einhalt gebieten, ist alles verloren. Wenn Sie Deutschland nicht heute 
mit Gewalt zum Stillstand zwingen, ist der Krieg unvermeidlich, selbst wenn Sie eine vorü-
bergehende Freundschaft mit Deutschland schließen.<< 
Die europäischen Großmächte Großbritannien und Frankreich wollten nach dem verlustrei-
chen Ersten Weltkrieg kein Risiko eines weiteren Krieges eingehen. Sie blieben neutral und 
bildeten im September 1936 lediglich den "Londoner Nichteinmischungsausschuß".  
Die Nichteinmischung Großbritanniens und Frankreichs sowie die Duldung der Teilnahme 
von deutschen und italienischen Truppen am Spanischen Bürgerkrieg bestärkten Hitler und 
Mussolini, ihre bisherige aggressive Außenpolitik fortzusetzen bzw. später drastisch auszu-
weiten. 
Hitler eröffnete am 1. August 1936 in Berlin die XI. Olympischen Sommerspiele. An diesen 
Olympischen Spielen nahmen 49 Nationen - ohne Spanien und die Sowjetunion - teil. 
Deutschland und die USA stellten mit 427 bzw. 367 Sportlern die größten Mannschaften 
(x032/295). 
Am 16. August 1936 wurden die XI. Olympischen Sommerspiele mit einer glänzend insze-
nierten Abschlußfeier im Berliner Stadion beendet. Deutschland stellte mit 33 Goldmedaillen, 
26 Silbermedaillen und 30 Bronzemedaillen die erfolgreichste Mannschaft der Spiele. Die 
Vereinigten Staaten von Amerika belegten mit 24 Goldmedaillen, 20 Silbermedaillen und 12 
Bronzemedaillen den 2. Platz der Nationenwertung (x175/328). 
Der evangelische US-Pfarrer Frank Buchmann erklärte nach seiner Rückkehr von den Olym-
pischen Sommerspielen (x032/299): >>... Ich danke dem Himmel für einen Mann wie Adolf 
Hitler, der eine Verteidigungslinie gegen die Antichristen des Kommunismus aufgebaut 
hat.<< 
Die Zeitung "Daily Mail" bezeichnete im Jahre 1936 das Hitler-Reich als eine "Notwendigkeit 
für Europa". Für den britischen Ex-Premierminister David Lloyd George war Hitler damals 
einer der größten lebenden Deutschen, ein "deutscher George Washington" (x025/129). 
US-Botschafter Dodd meldete am 27. Januar 1937 aus Berlin (x068/228): >>Informationen, 
die mir in letzter Zeit zugegangen sind, besagen, daß amerikanische Banken erwägen, Italien 
und Deutschland neue Kredite und Anleihen zu geben, obgleich die Kriegsindustrie dieser 
beiden Länder bereits groß genug ist, um den Frieden der Welt zu bedrohen.<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die Un-
terstützung des NS-Regimes durch US-Banken (x068/228): >>Die Fürsorge des amerikani-
schen Großkapitals für Hitler dauerte sogar nach Jahren seiner Terrorherrschaft noch fort. Und 
natürlich hatte man längst in diese Fürsorge auch die italienischen Faschisten eingeschlossen, 
hatte etwa J. P. Morgan & Co. Mussolini schon in den zwanziger Jahren Kredite und Anleihen 
im Wert von 100 Millionen Dollar gegeben. Warum auch nicht – wenn Mussolinis damaliger 
Bundesgenosse, Papst Pius XI., der ihn schon mit an die Macht gebracht und diese dann wie 
keiner sonst gefestigt hatte, doch auch mit Morgan verbunden war?!  
Denn soweit der größere Teil der vatikanischen Milliarden nicht bei der Crédit Suisse, Zürich, 
steckte, hatte man sie beim Bankhaus in New York deponiert, dessen nicht-katholischem 
Oberhaupt John P. Morgan, Papst Pius XI. denn auch für all seine Verdienste 1938, ein Jahr 
vor Ausbruch des Zweiten Weltkrieges, einen hohen päpstlichen Orden verlieh. Derselbe 
Papst, der auch Hitler die Diktatur ermöglichte, da er von ihm, wiederholt erklärt, die Zerstö-
rung des Kommunismus und Bolschewismus erwartete, was ohne Krieg nicht möglich war.  
... Amerikanische Banken, darunter besonders Morgan und Dillon, Read, hofften seinerzeit 
auf einen Krieg Hitlers gegen Rußland und waren bereit, ihn dafür zu finanzieren.<< 
Die NS-Regierung zog am 30. Januar 1937 die deutsche Anerkennung des Versailler Kriegs-
schuldparagraphen zurück.  
Sir Winston Churchill, von 1940-45 britischer Premier- und Verteidigungsminister, veröffent-
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lichte im August 1937 sein Buch "Große Zeitgenossen". 
In diesem Buch schrieb er z.B. über Hitler (x172/83): >>... Wer Herrn Hitler selbst begegnet 
ist von Staats wegen oder auf gesellschaftlichem Parkett, fand einen hochkompetenten, küh-
len, gutinformierten Funktionär vor, mit angenehmen Umgangsformen und einem entwaff-
nenden Lächeln, und kaum jemand konnte sich seinem persönlichen Charme entziehen. ...<< 
Der italienische Staatschef Mussolini erklärte am 28. September 1937 während einer Massen-
kundgebung in Berlin (x032/389): >>... Die größten und echtesten Demokratien, die die Welt 
heute kennt, sind die deutsche und die italienische. ... 
Wichtig ist, daß unsere beiden großen Völker, eine gewaltige Masse von 115 Millionen, zu-
sammenstehen in einer einzigen unerschütterlichen Entschlossenheit. Diese gigantische 
Kundgebung gibt der Welt den Beweis. ...<< 
Ernst von Weizsäcker schrieb damals über den italienischen Staatschef Mussolini (x032/389): 
>>... Mussolini ist ein vollsaftiger, übersprudelnder Diktator. Ihn anzusehen macht vergnüg-
lich.<< 
Sir Winston Churchill schrieb am 10. Oktober 1937 in der Zeitung "News of the World" 
(x172/86): >>... Es wäre dumm von den Briten, Mussolinis welthistorischen Rang zu unter-
schätzen oder die erstaunlichen Charaktereigenschaften Mut, Verstand, Selbstbeherrschung 
und Ausdauer, für die er beispielhaft steht.<<  
Ein britischer Politiker erklärte im November 1937 während einer Unterhaltung mit Hitler 
(x073/176): >>Er und andere Mitglieder der Regierung (seien) davon durchdrungen, daß der 
Führer nicht nur in Deutschland selbst Großes geleistet habe, sondern daß er auch durch die 
Vernichtung des Kommunismus im eigenen Lande diesem den Weg nach Westeuropa ver-
sperrt habe und daß daher mit Recht Deutschland als Bollwerk des Westens gegen den Bol-
schewismus angesehen werden könne. ...<< 
Der britische Politiker Edward Halifax berichtete am 5. Dezember 1937 über ein Treffen mit 
Hitler (x172/89-90): >>... Ich fand alles, was er erzählte, furchtbar spannend und wollte ihn 
gar nicht gehen lassen.<< 
Hitler erteilte am 11. März 1938 den Geheimbefehl "Unternehmen Otto", militärische Vorbe-
reitungen für den Einmarsch in Österreich zu treffen, um Österreich mit dem Deutschen Reich 
zu vereinigen. 
Der österreichische Bundeskanzler Schuschnigg mußte am 11. März 1938 wegen eines dro-
henden Bürgerkrieges zwangsweise zurücktreten. Nach Schuschniggs Rücktritt wurde der 
österreichische Nationalsozialist Arthur Seyß-Inquart neuer Bundeskanzler und bildete ein 
nationalsozialistisches Übergangskabinett. Seyß-Inquart rief danach per Rundfunk die NS-
Formation zum Schutz von Ruhe und Ordnung auf. 
Der österreichische Bundeskanzler Seyß-Inquart forderte am 12. März 1938 vereinbarungs-
gemäß die "militärische Hilfe" des NS-Regimes an, um den Anschluß mit dem Deutschen 
Reich zu vollziehen. Der deutsche Einmarsch entwickelte sich schnell zum Triumphzug. Die 
deutschen Wehrmachtstruppen marschierten damals, ohne auf Widerstand zu stoßen, unter 
dem Jubel der einheimischen Bevölkerung in Österreich ein.  
Der Wiener Rundfunk sendete am 12. März 1938 eine Rede des österreichischen NSDAP-
Landesleiters (x191/83): >>... Unser Ziel ist erreicht: Ein Volk, ein Reich, ein Führer! Heil 
unserem Führer! Heil Hitler!<<  
Das österreichische Parlament löste am 13. März 1938 den Staat Österreich per Gesetz auf 
und beschloß ein Gesetz über den Reichsanschluß - "Wiedervereinigung Österreichs mit dem 
Deutschen Reich". Österreich war danach ein Teil des Deutschen Reiches. Um die Wiederver-
einigung zu legitimieren, sollten am 10. April 1938 in Deutschland und Österreich Volksab-
stimmungen durchgeführt werden. 
Hitler hielt bereits am 14. März 1938 Reden in Linz und Wien. Die Wiener Bevölkerung emp-
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fing Hitler unter dem Geläut aller Glocken mit großer Begeisterung. Zehntausende jubelten 
Hitler in Wien zu: "Führer, wir danken dir!"  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über den Anschluß Österreichs 
(x051/27): >>(Anschluß) ... Am 14.3. verkündete Hitler unter tosendem Jubel auf dem Wiener 
Heldenplatz "den Eintritt meiner Heimat in das Deutsche Reich". Gleichzeitig trat das "Gesetz 
über die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich" in Kraft. Österreich, ge-
gliedert in Reichsgaue, hieß nun Ostmark. Die Westmächte ließen es bei papierenen Protesten 
bewenden.  
Es kann kein Zweifel sein, daß bei allen Vorbehalten gegenüber nationalsozialistischen Zah-
lenangaben das Ergebnis der Volksabstimmung über den Anschluß am 10.4.38 die überwälti-
gende Zustimmung in beiden Ländern spiegelt - offiziell Österreich: 99,75 %, Deutsches 
Reich: 99,0 %.  
Selbst Sozialistenführer Renner begrüßte in klarer Einschätzung der Volksstimmung Hitlers 
Aktion und stimmte öffentlich mit "Ja", obwohl er die Folgen für die österreichische Sozial-
demokratie genau abschätzen konnte.  
Der österreichische Episkopat unter Kardinal Innitzer ließ die Kirchen mit Hakenkreuzfahnen 
schmücken und würdigte "freudig", daß die Nationalsozialisten "auf dem Gebiet des völki-
schen und wirtschaftlichen Aufbaus ... Hervorragendes geleistet" hätten, ungeachtet der gleich 
nach dem Anschluß einsetzenden Verfolgung der politischen Gegner und der Juden. Schon 
Anfang April 38 wurde das KZ Mauthausen errichtet.<<  
Am 17. März 1938 forderte der sowjetische Volkskommissar für auswärtige Angelegenheiten, 
Litwinow, die Westmächte während einer Pressekonferenz in Moskau auf, die NS-Aggres-
sionen einzudämmen (x058/361). 
Der französische Botschafter in Moskau schrieb im März 1938 in einem Bericht für die fran-
zösische Regierung (x149/91): >>Es ist klar, daß die Unternehmungen Hitlers wie Glieder 
einer Kette ineinandergreifen und daß jedes Glied, indem es sich schließt, ein weiteres erfaßt: 
Wiederaufrüstung, Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht, Wiederbesetzung des 
Rheinlandes, Anschluß Österreichs. 
Ebenso klar ist es, das die bisherige passive Haltung der Westmächte nur dazu angetan ist, 
Hitler zu ermutigen, seiner Kette weitere Glieder anzufügen, und daß er, wenn überhaupt, so 
nicht eher einhalten wird, als bis alle deutschsprachigen Bevölkerungsteile in Europa dem 
Reich einverleibt sind -, es sei denn, daß ihm der Weg dazu verlegt wird.<< 
Der Anschluß Österreichs wurde am 10. April 1938 durch Volksabstimmungen bestätigt. 
99,73 % der Österreicher und 99,08 % der Deutschen waren für den Anschluß und stimmten 
mit "Ja" (x032/438).  
Eine britische Friedensmission traf am 3. August 1938 in der CSR ein.  
Der britische Sonderbeauftragte Runciman schrieb später über das "sudetendeutsche Problem" 
(x069/172): >>... Ich bin daher der Auffassung, daß diese Grenzdistrikte (mit starker deut-
scher Mehrheit) sofort von der Tschechoslowakei an Deutschland abgetreten werden soll-
ten.<<  
Der ungarische Regierungschef Miklos von Horthy reiste vom 22. bis zum 26. August 1938 
ins Deutsche Reich, um mit Hitler einen deutsch-ungarischen Freundschaftsvertrag zu schlie-
ßen. Hitler forderte Horthy während der Verhandlungen auf, ihn bei der Lösung des CSR-
Problems zu unterstützen. Als Gegenleistung versprach Hitler, die Rückgabe der 1919 an die 
Tschechoslowakei verlorenen Gebiete. Obwohl sich Horthy damals noch vorsichtig zurück-
hielt, bekam Ungarn später nach Zerschlagung der Tschechoslowakei, Jugoslawiens und der 
Verkleinerung Rumäniens erhebliche Gebiete zugewiesen. 
Der französische Außenminister stellte dem englischen Botschafter in Paris am 10. September 
1938 folgende vertrauliche Frage (x243/65): >>... Deutschland kann morgen die Tschecho-
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slowakei angreifen. In diesem Falle würde Frankreich sofort mobilisieren. ... 
Marschiert ihr mit uns? Was wird die Antwort Großbritanniens sein? ...<< 
Infolge der Unruhen im Sudetenland ließ Staatspräsident Benesch am 13. September 1938 in 
den Grenzbezirken das Standrecht verhängen. 
Der US-Botschafter in Paris, William Bullit, berichtete am 14. September 1938 über die fran-
zösische Stimmung (x028/53): >>In den letzten Tagen haben die französischen Zeitungen 
viele Landkarten veröffentlicht, aus denen die volkszugehörige Aufteilung der Tschechoslo-
wakei hervorgeht. ...  
Die öffentliche Meinung beginnt Stellung zu beziehen: Warum sollten wir Frankreichs ganze 
Jugend auslöschen und den Kontinent Europa zerstören lassen, nur um die Herrschaft von 7 
Millionen Tschechen über 3.200.000 Deutsche zu sichern? ...  
Bei der allgemeinen Ansicht von Franzosen und Briten, daß Benesch im innersten Herzen be-
schlossen habe, lieber einen allgemeinen europäischen Krieg zu provozieren als eine vollstän-
dige Autonomie der unterworfenen Nationalitäten in der Tschechoslowakei hinzunehmen, 
wird zweifellos starker Druck auf Prag angesetzt werden.<< 
Die tschechische Regierung wurde am 19. September 1938 aufgefordert, die britisch-franzö-
sischen Vorschläge zu akzeptieren, da Großbritannien und Frankreich derzeitig keinen Krieg 
führen könnten (x041/96). 
Am 29. September 1938 arbeiteten die westeuropäischen Diplomaten in München fieberhaft, 
um einen Kriegsausbruch zu verhindern.  
Walther von Brauchitsch, ab 4.02.1938 Oberbefehlshaber des Heeres, und Franz Halder, ab 
1.09.1938 Generalstabschef, wollten Hitlers Kriegspläne verhindern. Ein Stoßtrupp von etwa 
30 jungen Offizieren, Studenten und Arbeitern wartete damals auf den Befehl, in die Reichs-
kanzlei einzudringen und Hitler zu erschießen (x069/173-174).  
Der geplante Staatsstreich wurde jedoch nicht durchgeführt, weil die Briten und Franzosen 
schließlich vereinbarten, wegen der Sudetendeutschen keinen europäischen Krieg zu führen 
und Hitlers Forderungen während der Konferenz von München akzeptierten. Die CSR mußte 
die deutschen Siedlungsgebiete in Böhmen, Mähren und Schlesien bis zum 10.10.1938 an das 
Deutsche Reich abtreten. Die Rest-CSR erhielt Sicherheitsgarantien der Großmächte. 
Der deutsche Historiker Gerhard Ritter schrieb später über die verhängnisvolle britische Au-
ßenpolitik der Nachgiebigkeit (x069/174): >>... Chamberlains "policy of appeasement" 
(Beschwichtigungspolitik) hat sehr dazu beigetragen, daß dieser Staatsstreich nicht zur Durch-
führung gelangte. Wiederholt haben ihn deutsche Diplomaten aufgefordert, vor Hitlers Dro-
hungen nicht zurückzuweichen und Hitler zu eröffnen, daß England zu den Waffen greifen 
würde, wenn er gewaltsam vorgehen wolle.  
Aber Chamberlain glaubt noch, er könne dem deutschen Diktator durch Entgegenkommen zu 
einer Politik des Friedens bestimmen, und will angesichts der unzulänglichen Rüstung Eng-
lands nicht das Risiko eines Krieges auf sich nehmen. 
Enttäuscht schreibt damals Goerdeler, ein Führer der deutschen Widerstandsbewegung, an 
einen Freund in den USA: "Eine ausgezeichnete Gelegenheit ist verpaßt worden. Das deutsche 
Volk wollte keinen Krieg, die Armee würde alles getan haben, ihn zu vermeiden. Wenn Eng-
land eine entschlossene Haltung gezeigt und öffentlich dem deutschen Volk erklärt hätte: wir 
sind bereit, alle eure begründeten Ansprüche zu befriedigen, doch nicht unter dem Druck der 
Gewalt, und nur, wenn alle Fragen auf einmal in aller Offenheit und mit der festen Absicht 
erörtert werden, einen gesicherten Dauerfrieden herzustellen und die gefährlichen Lasten der 
Aufrüstung zu beseitigen, wenn England und Frankreich nur das Risiko eines Krieges auf sich 
genommen hätten, Hitler würde nie Gewalt angewendet haben. Und dann wäre er der Bla-
mierte gewesen und nicht, wie es jetzt der Fall ist, die guten Elemente meines Volkes.  
Indem Chamberlain vor einem kleinen Risiko zurückscheute, hat er einen Krieg unvermeidbar 
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gemacht. Das englische wie das französische Volk werden nun ihre Freiheit mit den Waffen 
zu verteidigen haben. Doch sie werden in der Zukunft unter weit schwierigeren Bedingungen 
zu kämpfen haben."<< 
Als Großbritannien, Frankreich und Italien am 29./30. September 1938 in München dem An-
schluß des Sudetenlandes an das Deutsche Reich zustimmten, atmete ganz Europa auf.  
Hitler und Chamberlain erklärten am 30. September 1938 nach dem Abschluß des Münchener 
Abkommens (x300/148-149): >>Wir haben heute eine weitere Besprechung gehabt und sind 
uns in der Erkenntnis einig, daß die Frage der deutsch-englischen Beziehungen von allererster 
Bedeutung für beide Länder in Europa ist. 
Wir sehen das gestern abend unterzeichnete Abkommen und das deutsch-englische Flottenab-
kommen als symbolisch für den Wunsch unserer beiden Völker an, niemals wieder gegenein-
ander Krieg zu führen. 
Wir sind entschlossen, auch andere Fragen, die unsere beiden Länder angehen, nach der Me-
thode der Konsultation zu behandeln, und uns weiter zu bemühen, etwaige Ursachen von 
Meinungsverschiedenheiten aus dem Wege zu räumen, um auf diese Weise zur Sicherung des 
Friedens Europas beizutragen. ...<<  
Der deutsche Historiker Bernd-Jürgen Wendt schrieb später über das "Münchener Abkom-
men" (x051/394-395): >>Münchener Abkommen, am 30.9.38 geschlossener Vertrag der Re-
gierungschefs des Deutschen Reiches, von Italien, Großbritannien und Frankreich.  
Er zwang die Tschechen zur Abtretung des Sudetengebietes zwischen 1. und 10.10., zu einer 
international überwachten Volksabstimmung in weiteren Gebieten und einer entsprechenden 
Regelung für die polnischen und ungarischen Minderheiten und stellte der Tschechoslowakei 
eine - freilich nie verwirklichte - internationale Garantie in Aussicht. Im Münchener Abkom-
men kulminierten drei Entwicklungslinien:  
… Obwohl die Tschechen in ihrer 1918 gegründeten Mehrvölkerrepublik in der Nationalitä-
tenpolitik ohnehin nicht immer eine glückliche Hand bewiesen hatten, bedeutete die politisch-
ideologische Gleichschaltung der Sudetendeutschen Partei mit der Berliner Politik ab Ende 33 
eine zusätzliche Belastung für die innertschechische Stabilität. Die Sudetenkrise eskalierte 
"planmäßig" entsprechend Hitlers Weisung an Henlein vom 28.3.38, stets mehr zu fordern, als 
die Tschechen erfüllen könnten.  
… Hitler ging unmittelbar nach dem Anschluß Österreichs an die Verwirklichung seiner Plä-
ne, die Tschechoslowakei zu "zerschlagen".  
Das geschickt instrumentalisierte und dramatisch propagierte Prinzip der nationalen Selbstbe-
stimmung war für ihn nur ein Hebel zur Erreichung weiterer geostrategischer und ökonomi-
scher Etappenziele auf dem Weg zur Ostexpansion: Vernichtung der vorgeschobenen tsche-
chischen Bastion der Sowjetunion, Aufhebung der Flankenbedrohung, Verbreiterung der 
Wirtschaftsbasis, Glacis für den Aufmarsch gegen Osten.  
… Die britische und in ihrem Schlepptau die französische Regierung sahen keinen Anlaß, die 
scheinbare Verwirklichung des von ihnen selbst mitproklamierten Prinzips der nationalen 
Selbstbestimmung zu blockieren, schätzten ihre Möglichkeiten zu militärischen Hilfeleistun-
gen für eine bereits international isolierte Tschechoslowakei im Konfliktfall äußerst gering ein 
und verfolgten im Rahmen des Appeasement nur das Ziel, die an sich längst zugestandenen 
Grenzrevisionen ohne Gesichtsverlust friedlich am Verhandlungstisch abzuwickeln. … 
Das Münchener Abkommen, ein frühes Beispiel moderner "Gipfeldiplomatie", rettete den 
Frieden für ein Jahr …<<  
Der deutsche Historiker Alfred Schickel berichtete später (am 27. September 2008) in der 
Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung (x887/...): >>Wie das Sudetenland zum 
Reich kam 
Vor 70 Jahren schlossen Deutschland, Großbritannien, Frankreich und Italien das Münchner 
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Abkommen … 
Das wegen seiner äußeren Umstände und umstrittenen Akteure oft übel beleumundete Ab-
kommen, bei dessen Formulierung die betroffene Tschechoslowakei gar nicht mitgewirkt hat 
und das deswegen gern als "Diktat" abqualifiziert wird, beinhaltete seinem Wortlaut nach in 
Wahrheit aber gar nicht die Abtretung des Sudetenlandes, sondern legte nur Zeit und Art ihres 
Vollzugs fest und traf Ausnahmeregelungen.  
Tatsächlich wurde die Abtretung bereits zwischen dem 17. und dem 22. September 1938 ver-
einbart, und zwar unter aktiver Mitwirkung des damaligen tschechoslowakischen Staatspräsi-
denten Edvard Benesch. … 
Da Eile geboten war, schickte er seinen früheren Sozialminister Jaromir Necas am 16. Sep-
tember, gleich nach Chamberlains Treffen mit Hitler in Berchtesgaden, nach Paris und ließ 
den beiden Westmächten ausrichten, daß er bereit sei, sudetendeutsches Gebiet abzutreten, 
wenn ihm dies "abgefordert" werde. Das Angebot umfaßt allerdings nur knapp 20 Prozent des 
mehrheitlich von Deutschen besiedelten Grenzlandes. Außerdem verlangte Necas im Auftrag 
seines Präsidenten, daß dafür rund 55 Prozent aller Sudetendeutschen die Tschechoslowakei 
verlassen müßten. Da in den angebotenen Teilen des Sudetenlandes - dem westlichen Eger-
land und dem sogenannten Rumburger Zipfel - weit weniger Menschen lebten, kann man hier 
bereits von einem Vertreibungsplan sprechen. 
Dennoch war diese Offerte ein Versuch Beneschs, vor seinen Landsleuten und vor der Welt 
als angeblich konzessionsbereites "Opfer" der Großmächte dazustehen und auf diese Weise 
seine gescheiterte Politik seit 1918 in ein günstigeres Licht zu rücken. Vor allem Großbritan-
nien war mit diesem fragwürdigen Angebot aber nicht mehr zufrieden und drängte Prag ent-
schieden zur Abtretung aller Gebiete, in denen die Deutschen die Mehrheit stellten - andern-
falls, so die Botschaft aus London und Paris, würde die Tschechoslowakei im Falle eines 
deutschen Angriffs alleine dastehen. Daraufhin lenkte Benesch am 21. September in einer No-
te ein, und eben dieser Notenwechsel ist die Vereinbarung, auf die im ersten Satz des Münch-
ner Abkommens bezug genommen wird. …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete später (im Jahre 2014) im COM-
PACT-Spezial Nr. 4 über die Münchner Konferenz und die Kriegspäne gegen Rußland 
(x350/32-34): >>Schlachtfeld Deutschland  
_ von Valentin Falin  
Die Einkreisung Rußlands war nicht erst ein Projekt des 20. Jahrhunderts, sondern begann 
schon vor über 250 Jahren. Großbritannien war oft der Motor dieser Aggressionspolitik, ihre 
Frontlinie lief vielfach durch Mitteleuropa. … 
Stalin und Deutschland  
Wir registrieren meist, dies oder das hat Rußland oder die Sowjetunion nicht getan. Man ver-
steht kaum Josef Stalins Politik vor, während und nach dem Zweiten Weltkrieg. Dazu eine 
Tatsache, die Ihnen unbekannt ist:  
Vor dem Verlassen der Münchner Konferenz (zur Sudetenfrage) hat der britische Premier Ne-
ville Chamberlain am 30. September 1938 noch ein Treffen mit Adolf Hitler gehabt und zu 
ihm gesagt: "Sie haben genug Bomber, um Rußland anzugreifen, besonders jetzt nach dem 
Münchner Abkommen, weil sowjetische Flugzeuge nicht auf tschechoslowakischen Flugplät-
zen plaziert werden können."  
Unsere Aufklärung hat all diese Dokumente an Stalin weitergeleitet. …  
Stalin hat nach unserem unglücklichen Krieg mit Finnland 1939/40 angefangen, die sowjeti-
sche Armee durchgreifend zu reformieren, und seine Pläne sollten in groben Zügen bis Herbst 
1942 vollendet werden. Die Reaktion Hitlers war dieselbe wie die Reaktion von Wilhelm II. 
vor dem Ersten Weltkrieg. Zar Nikolaus II. plante 1913 eine Reform seiner Armee, die 1914 
beginnen und 1917 beendet werden sollte. Die Reaktion von Wilhelm II. war: "Warum sollen 
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wir warten, bis Rußland stark wird, wir sollten sofort handeln."  
Genauso war es mit dem Angriff Hitlers auf Rußland. All die Legenden des Buchautors Vik-
tor Suworow lassen Sie beiseite, aber Folgendes ist wichtig: Als die Wehrmacht vor den To-
ren Moskaus steht, sagt Stalin in seiner Rede am 6. November 1941: "Die Hitlers kommen 
und gehen, Deutschland und das deutsche Volk bleiben bestehen." Das war in einer für die 
Sowjetunion schlimmen Situation, denn wenn Moskau gefallen wäre, hätte ihr sofort Japan 
den Krieg erklärt, die Türkei hätte sie mit ihren 27 Divisionen attackiert und Schweden hätte 
sich der Hitler-Allianz angegliedert. … 
Valentin Michailowitsch Falin (*1926) war Berater des sowjetischen Partei- und Regierungs-
chefs Nikita Chruschtschow sowie des Außenministers Andrei Gromyko. Von 1971 bis 1978 
war Falin Botschafter der UdSSR in Bonn, leitete anschließend die Nachrichtenagentur No-
wosti und war zweimal Direktor des Internationalen Ausschusses des Zentralkomitees der 
KPdSU, bis zu deren Auflösung 1991. Er ist bis heute ein gefragter Kommentator in russi-
schen Medien. - Der obige Text ist die leicht redigierte und gekürzte Fassung des Vortrages, 
den Falin auf der "Souveränitätskonferenz" von COMPACT Magazin Ende November 2012 
in Berlin hielt. …<< 
Der Frieden war scheinbar gerettet, denn Hitler beteuerte, daß er nach Abtretung der sudeten-
deutschen Gebiete keine weiteren Gebietsforderungen stellen würde. In München fanden da-
mals große Freudenkundgebungen statt. Die Briten und Franzosen bereiteten ihren Minister-
präsidenten ebenfalls begeisterte Friedensfeiern. Die Menschen freuten sich aber leider zu 
früh, denn Hitler dachte in jenen Tagen erwartungsgemäß keinen Augenblick daran, die ver-
traglichen Zusagen des Münchener Abkommens einzuhalten.  
Der französische Botschafter in Moskau schrieb am 4. Oktober 1938 an den französischen 
Außenminister (x243/69): >>Die letzten Ereignisse ... haben gezeigt, daß weder Frankreich 
noch England bereit sind, sich einer deutschen Expansion in Mittel- und Osteuropa zu wider-
setzen. ...  
Welcher Ausweg bleibt der UdSSR als auf die Politik einer Verständigung mit Deutschland 
zurückzukommen? ... Eine Zerstückelung Polens ... böte ... eine Notlösung, ... um das deut-
sche Reich von der Ukraine abzulenken – indem sie es nach Polen hineinführen, in der Hoff-
nung, es werde dort seinen Landhunger stillen. ... 
Ich habe Grund zu der Annahme, daß diese Idee bereits jetzt die sowjetischen Machthaber 
beschäftigt. ... Der stellvertretende sowjetische Außenminister sagte mir, "Polen bereitet seine 
vierte Teilung vor". ...<< 
Winston Churchill war im Jahre 1938 immer noch von Hitler begeistert. Churchill meinte, daß 
die bisherigen Leistungen des "Führers" weltgeschichtlich als Wunder einzuordnen seien 
(x025/128).  
Das US-Nachrichtenmagazin "TIME" wählte Hitler im Jahre 1938 sogar zum Mann des Jah-
res (x268/50). 
Der britisch-nordamerikanische Historiker Geoffrey Parker schrieb später über Hitlers aggres-
sive Innen- und Außenpolitik (x192/439-440): >>... Alle Maßnahmen, die der Beseitigung des 
Versailler Vertrages galten, wurden im Volk freudig begrüßt. Weimar verhandelte mühsam, 
Hitler setzte eigenmächtig Fakten und scherte sich keinen Deut um Verträge.  
Das machte Eindruck – nicht nur in Deutschland, wo die Verehrung für den "Führer" ins Kul-
tische wuchs, sondern sogar im Ausland, das allenfalls mit müden Protestnoten reagierte. Sei 
es die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, das Rüstungsprogramm für die Land-, See- 
und Luftstreitkräfte oder die Besetzung der entmilitarisierten Zone des Rheinlands - stets wuß-
te die Propaganda diese politischen Schachzüge als patriotische Pflichterfüllung des "Führers" 
zu würdigen, der angeblich das deutsche Volk aus den Fesseln von Versailles befreite. 
Wer sich allerdings von der Propaganda nicht benebeln ließ, konnte bald erkennen, daß es 
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Hitler nicht um eine Revision von Versailles ging, sondern um Etappen auf dem Weg zu ei-
nem Weltanschauungskrieg zwischen Nationalsozialismus und Kommunismus. ... 
Nicht alle Beobachter beklagten diese unverhüllten Verletzungen der Friedensvereinbarungen 
von 1919, und auch die harten Maßnahmen der linken und rechten totalitären Regierungen 
wurden nicht einmütig verurteilt. Im Westen hatte man vielfach den Eindruck, daß die faschi-
stischen und kommunistischen Diktatoren ihre Wirtschafts- und Sozialprobleme auf ähnliche 
Weise - und mit deutlich mehr Erfolg als die eigenen, demokratischen - zu lösen suchten, und 
beide Ideologien erfreuten sich in den meisten Demokratien einer nicht geringen Anhänger-
schaft.  
Die autoritären Methoden, die gegen Regimegegner eingesetzt wurden – wahllose Verhaftun-
gen, Schauprozesse, Arbeits- und Konzentrationslager – waren zweifellos bekannt, doch viele 
entschuldigten sie mit dem Argument: "Wo gehobelt wird, da fallen Späne." Wer zum Wider-
stand gegen den Kommunismus oder gegen die Aggression Hitlers und Mussolinis aufrief, 
wurde als Kriegstreiber abgestempelt ...<< 
Der deutsche Historiker Walter Post berichtete später in der katholischen Monatsschrift 
"THEOLOGISCHES" Nr. 7 und 8 - 2001 über den "Weg in den Zweiten Weltkrieg" 
(x853/...): >>... In der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre wurde die internationale Politik zu-
nehmend von Spannungen beherrscht. Diese fanden ihren Ausdruck im Einfall Japans in Zen-
tralchina, dem Krieg Italiens gegen Abessinien, der deutsch-italienischen Intervention im 
Spanischen Bürgerkrieg, vor allem aber der Revision der Versailler Ordnung durch Deutsch-
land. 
Der deutsche Reichskanzler Hitler war ein typischer österreichischer Alldeutscher und ein 
ebenso typischer "Frontkämpfer" des Weltkrieges 1914/18. Sein erklärtes außenpolitisches 
Ziel war die Wiederherstellung jener Vormachtstellung, die Deutschland und Österreich-
Ungarn bis 1918 in Mitteleuropa innegehabt hatten, diesmal aber unter dem Vorzeichen eines 
"Großdeutschland", in dem alle in Mitteleuropa lebenden Deutschen vereinigt sein sollten. 
Zwar sprach Hitler gelegentlich davon, daß Deutschland "Lebensraum im Osten" gewinnen 
müsse, aber es gab keinerlei konkrete Planung zur Verwirklichung dieses Zieles.  
Bis 1941 gingen sämtliche deutschen Rüstungsprojekte nur von einem Krieg in Mitteleuropa 
aus. Die von Hitler angestrebte Restauration der Machtverhältnisse in Europa mußte alle Er-
gebnisse des Ersten Weltkrieges zunichte machen, weshalb ein Interessenkonflikt mit den 
Siegermächten von 1918, vor allem mit England und Frankreich, unvermeidlich war. 
Im Jahre 1938 erfolgte der Anschluß Österreichs und des Sudetengebiets, der deutschen Kern-
gebiete des ehemaligen Österreich-Ungarn, an das Deutsche Reich. Im März 1939 besetzte die 
deutsche Wehrmacht die sogenannte "Resttschechei", die als "Protektorat Böhmen und Mäh-
ren" einen ähnlichen Status erhielt wie einstmals eine Provinz in der k.u.k. Monarchie. Eng-
land und Frankreich hatten die deutsche Revisionspolitik nur mit äußerstem Widerwillen hin-
genommen, aber der britische Premierminister Chamberlain hatte erkannt, daß ein neuer 
Weltkrieg den Ruin des britischen Weltreiches bedeuten würde und hatte daher alles getan, 
um einen militärischen Konflikt zu vermeiden. Aufgrund der innenpolitischen Instabilität 
Frankreichs waren die Pariser Regierungen außenpolitisch nur begrenzt handlungsfähig und es 
blieb ihnen nichts anderes übrig, als Chamberlain zu folgen. 
Deutschland konnte sich beim Anschluß Österreichs und des Sudetengebiets auf das Selbstbe-
stimmungsrecht der Völker berufen, und es wäre den Regierungen in England und Frankreich 
schwergefallen, ihre Öffentlichkeit von der Notwendigkeit eines Krieges zu überzeugen, nur 
um die Österreicher und die Sudetendeutschen daran zu hindern, sich an das Deutsche Reich 
anzuschließen. ...<< 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete später über die Grün-
de für den Ausbruch des Zweiten Weltkrieges (x878/...): >>Die Ursprünge des 2. Weltkriegs  
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Im Jahre 1961 veröffentlichte Alan Taylor ein Buch über die "Ursprünge des 2. Weltkriegs", 
das in Großbritannien heftigste Diskussionen auslöste. … 
Vorausgeschickt werden muß, daß Taylor ein anerkannter Fachhistoriker der Außenpolitik der 
europäischen Großmächte … und der deutschen Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts war. 
Er war ein hervorragender Kenner insbesondere der britischen Außenpolitik und der einschlä-
gigen Aktenlage. Nicht ohne Grund war er bis zu seinem "Rauswurf" 1964 Professor an der 
Eliteuniversität Oxford. ... 
Solange er das Recht der Deutschen auf Selbstbestimmung in Österreich oder den Sudeten 
einforderte, hatte er ein Prinzip des Versailler Vertrags auf seiner Seite. Versailles hatte das 
Selbstbestimmungsrecht allen Völkern zugesprochen - außer den Deutschen:  
Das österreichische Parlament hatte 1919 einstimmig für den Anschluß an das Deutsche Reich 
votiert, was in den Versailler Verträgen dann verboten wurde. Die dreieinhalb Millionen 
Deutschen in Böhmen/Mähren hatte niemand gefragt, ob sie tschechoslowakische Staatsbür-
ger werden wollten. Die Trennung Ostpreußens vom Reich durch den polnischen Korridor 
und die Lage Danzigs waren in Deutschland durchweg als unerträglich abgelehnt worden. Die 
Revision des Versailler Vertrags wurde von der überwältigenden Mehrheit der Deutschen 
mitgetragen. Das wußte man in London und Paris. Man war beunruhigt und fragte sich, wie 
man die sich abzeichnenden und zuspitzenden Krisen/Konflikte entschärfen könnte. ... 
Hitlers politischer Instinkt, mit dem er sich vorsichtig und abwartend von Erfolg zu Erfolg 
gehangelt habe, sei durch München korrumpiert worden. Danach habe er geglaubt, mit Bluff, 
Einschüchterungen, Drohungen und gekonnt orchestrierten Nervenkriegen weitere Erfolge 
einfahren zu können. Schließlich hatte man in London und Paris das Münchner-Abkommen 
als großen Erfolg und Triumph der Appeasement-Politik gefeiert. …<< 
Bis 1938 nahm Hitler eine Reihe von innen- und außenpolitischen Korrekturen vor, die nicht 
unberechtigt waren. Der selbsternannte "Führer" handelte meistens instinktiv richtig und er-
kannte oft frühzeitig die internationale Entwicklung und Schwachstellen seiner Gegner. Die 
eigenmächtig durchgeführten riskanten Revisionen stellten nicht nur eine angemessene inter-
nationale Beteiligung des Staates her, sondern sie beseitigten gleichzeitig einige nicht haltba-
re, vorsätzliche Ungerechtigkeiten des Versailler Vertrages.  
Nach den kampflosen Aktionen des Jahres 1938, wie z.B. die "Heimkehr Österreichs und des 
Sudetenlandes, herrschte zwar große Zufriedenheit, aber keine ausgelassene Stimmung. Das 
"Münchener Abkommen" wurde lediglich als "Wiedergutmachung" für das 1919 angetane 
Unrecht angesehen. Infolge der beeindruckenden innen- und außenpolitischen Erfolge waren 
nicht wenige Deutsche der Meinung, daß es weiter aufwärts gehen würde.  
Der erfolgsverwöhnte Führer wurde nicht selten abgöttisch verehrt. Für viele war der selbst-
herrliche Hitler damals der "allmächtige Führer" bzw. eine "erlöserhafte Heilsfigur". Er besaß 
1938/39 nachweislich das Vertrauen großer Bevölkerungsschichten. Millionen von begeister-
ten Anhängern des NS-Regimes, nicht nur die Jugend, sondern auch viele naive oder ge-
täuschte Erwachsene, folgten diesem fanatischen Diktator mit blinder Ergebenheit bis zum 
bitteren Ende in das Verderben.  
 
Deutsch-polnischer Krieg  
Der US-Diplomat William C. Bullit, bis 1941 US-Botschafter in Frankreich, erklärte bereits 
im Februar 1939 (x076/255): >>... Wir werden sicher nicht zu Anfang am Krieg teilnehmen, 
aber wir werden ihn beenden.<< 
Nach der kampflosen Besetzung der "Rest-CSR" am 15. März 1939 erwarteten die West-
mächte weitere "NS-Raubzüge". England und Frankreich, die während der "Sudetenkrise" im 
September 1938 noch nicht "kriegsbereit" waren, bereiteten sich jetzt in fieberhafter Eile auf 
den drohenden Krieg vor.  
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Trotz der gewaltsamen Besetzung der Tschechoslowakei erläuterte der britische Premiermini-
ster Chamberlain am 17. März 1939 in Birmingham, "daß die in den Pariser Verträgen festge-
legten Grenzen ungerecht gewesen seien" (x028/56). 
Premierminister Chamberlain erklärte am 17. März 1939 während dieser Rede in Birmingham 
(x243/67): >>... Wieviel Rücksicht hat man genommen auf den Grundsatz der Selbstbestim-
mung, ... als er die Trennung des Sudetengebietes von der Tschechoslowakei und dessen Ein-
verleibung in das Reich forderte? 
Deutschland hat der Welt unter seinem jetzigen Regime eine Serie von unangenehmen Über-
raschungen bereitet. Das Rheinland, der Anschluß Österreichs, die Lostrennung des Sudeten-
gebietes. ...<< 
Am 23. August 1939 unterzeichnete Reichsaußenminister von Ribbentrop in Moskau den 
deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt. Obwohl die Sowjetunion bereits monatelang Ge-
heimverhandlungen mit den Westmächten geführt hatte, schlossen die vermeintlichen Tod-
feinde Hitler und Stalin am 23. August 1939 "völlig überraschend" einen deutsch-sowje-
tischen Nichtangriffspakt ab - "die übrige Welt reagierte damals völlig sprachlos".  
Dieser "Hitler-Stalin-Pakt" ermöglichte eigentlich erst den Angriff auf Polen, denn der 
deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt gab Hitler endlich die erforderliche Rückendeckung, 
um seine Kriegspläne zu verwirklichen.  
Als sich Ribbentrop verabschiedet hatte, sagte Stalin zum sowjetischen Außenminister Molo-
tow (x069/176): >>Das war die Kriegserklärung Hitlers an die Sowjetunion! ...<<  
Am 1. September 1939, um 4.45 Uhr (Beschießung der Westerplatte), begann ohne vorherige 
Kriegserklärung der überfallartige deutsche Angriff gegen Polen ("Fall Weiß").  
Nach dem deutschen Angriff, die deutschen Angreifer trafen auf eine kampfbereite polnische 
Armee, verkündete der polnische Staatspräsident Moscicki am 1. September 1939 (x064/136-
137): >>Bürger!  
Diese Nacht hat unser Erbfeind Angriffshandlungen gegen den polnischen Staat begonnen. Ich 
stelle das vor Gott und der Geschichte fest.<<  
Nach dem deutschen Blitzsieg gegen Polen richtete Hitler am 6. Oktober 1939 Friedensange-
bote an England und Frankreich (x059/94): >>... Wir verzichten auf alle Gebietsforderungen 
im Westen, verlangen aber dafür freie Hand im Osten.<<  
Am 10. Oktober 1939 wurde Hitlers Friedensangebot vom 6. Oktober 1939 durch Frankreich 
abgelehnt (x040/16). 
Der britische Premierminister Chamberlain lehnte Hitler Friedensangebot am 12. Oktober 
1939 ab (x040/16). 
 
Die NS-Euthanasie 
Hitler ordnete am 1. September 1939 das Euthanasieprogramm ("Vernichtung lebensunwerten 
Lebens") an. NS-Reichsleiter Philipp Bouhler und Karl Brandt (1904-1948, Mediziner und ab 
1944 SS-Gruppenführer, seit 1934 Hitlers Begleitarzt) wurden mit der Durchführung beauf-
tragt. Die Euthanasie sollte sich vor allem auf unheilbar Geisteskranke und behinderte Kinder 
erstrecken, deren Unterhalt und Pflege der Gesellschaft nicht zugemutet werden konnte. 
Die ersten Mordopfer, die das NS-Regime vergasen ließ, waren keine Juden, sondern Geistes-
kranke und andere sogenannte "lebensunwerte" Deutsche. SS-Oberführer Viktor Brack war 
für die "Abwicklung" der Euthanasie-Aktion "Gnadentod" bzw. "Aktion T4" zuständig.  
Von Dezember 1939-1941 ließ Brack mehr als 70.000-100.000 deutsche Geisteskranke und 
sogenannte "unheilbar Kranke" in den Euthanasie-Anstalten "beseitigen"(x036/70, x061/483). 
Während der "Aktion T 4" wurden mindestens 70.273 Menschen umgebracht (x033/200). 
Nach anderen Quellen wurden im Rahmen des Euthanasie-Programms rund 190.000 behin-
derte Deutsche ermordet und etwa 375.000 Deutsche zwangssterilisiert (x244/399). 
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Infolge der massiven Proteste von Angehörigen der Opfer und Geistlichen beider Kirchen 
stoppte das NS-Regime ab August 1941 vorübergehend die Vergasungen der "lebensunwer-
ten" Deutschen. Die NS-Ärzte und das Pflegpersonal setzten die Ermordung der Behinderten 
danach jedoch in vielen Anstalten mit Giftspritzen und Hungerrationen fort. Bis zum Kriegs-
ende wurden insgesamt etwa 200.000 behinderte Menschen durch das NS-Regime ermordet 
(x067/126).  
SS-Oberführer Viktor Brack war nach Einstellung der "Aktion T4" wesentlich am Aufbau der 
Vernichtungslager in Polen beteiligt und leitete dort hauptsächlich den Bau der Gaskammern. 
Auch die anderen "erfahrenen Tötungsspezialisten" der "Aktion T4" (ca. 500 Personen) wur-
den später mehrheitlich in den Vernichtungslagern eingesetzt.  
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schrieb später über die "Euthana-
sie" (x051/165-166): >>Euthanasie (griechisch = schöner Tod), Sterbehilfe; die Hilfe zur Be-
schleunigung des Ablebens eines Menschen, der dem sicheren Tod geweiht ist.  
Sie ist rechtlich nur zulässig, wenn mit ihr keine Abkürzung des Lebens verbunden ist. Als 
Euthanasie bezeichneten die nationalsozialistischen Machthaber die in den Jahren 1939-45 
durchgeführte Vernichtung sogenannten lebensunwerten Lebens.  
Die Euthanasiemaßnahmen im Dritten Reich waren Ausfluß der nationalsozialistischen Welt-
anschauung: "Alles Schwache muß ausgeschaltet werden."  
Mit allen Mitteln der Propaganda wurde das nationalsozialistische Gedankengut in die Öffent-
lichkeit getragen. Vor allem der Film wurde hierzu verwendet, indem suggestiv die Frage ge-
stellt wurde, wozu den einzelnen und den Staat mit unheilbaren Geisteskranken, die als "un-
nütze Esser" galten, belasten, wenn ein vernünftiger Arzt sie von ihrem Leiden erlösen kann 
(z.B. "Das Erbe", 1935; "Opfer der Vergangenheit", 1937).  
Später wurde die Problemstellung nicht mehr auf Geisteskranke beschränkt, sondern auf un-
heilbar Kranke ausgedehnt ("Ich klage an").  
Am Anfang stand die Kinder-Euthanasie. Der Anstoß zu dieser Vernichtungsaktion kam von 
außen: Ende 1938 wandten sich Angehörige eines mißgebildeten Kindes an Hitler mit der Bit-
te, das Kind von "seinem Leiden" zu erlösen. Er erteilte die Genehmigung und beauftragte 
seinen Leibarzt, Brandt, das Erforderliche zu veranlassen.  
Gleichzeitig gab er ihm und Reichsleiter Bouhler, Chef der "Kanzlei des Führers", mündlich 
die Ermächtigung, in ähnlichen Fällen analog zu verfahren, wobei die KdF keinesfalls in Er-
scheinung treten dürfe. Unter dem Namen "Reichsausschuß zur wissenschaftlichen Erfor-
schung erb- und anlagebedingter schwerer Leiden" wurde daraufhin eine Organisation ge-
schaffen, die anfangs geisteskranke und mißgebildete Kinder bis zum Alter von drei Jahren 
erfaßte, später auch ältere.  
Die Kinder wurden von ausgewählten Ärzten aufgrund der Meldung und einer kurz gefaßten 
Krankengeschichte begutachtet. Die als "lebensunwert" selektierten Kinder kamen in soge-
nannte Kinderfachabteilungen besonderer Heil- und Pflegeanstalten, wo sie getötet wurden.  
Parallel zu der Kinder-Euthanasie lief das Euthanasie-Programm für erwachsene Geisteskran-
ke an. Im Oktober 39 unterschrieb Hitler mit Datum vom 1.9.39 eine diesbezügliche Tötungs-
ermächtigung.  
Aufgrund dieser Ermächtigung wurde die "Aktion T4", die Massentötung psychisch kranker 
Erwachsener mittels Gas, durchgeführt. Auch in diesem Fall wurden die Kranken durch eine 
Fragebogen-Aktion erfaßt und die Fragebogen durch besondere ärztliche Gutachter - die 
"Kreuzleschreiber" - ausgewertet.  
Die zur Tötung ausgewählten Personen wurden zur Tarnung in Zwischenanstalten verlegt und 
von dort in eine der sechs Tötungsanstalten gebracht. Zur Vermeidung von Rückschlüssen auf 
die KdF waren auch bei der "Aktion T4" Scheinorganisationen gegründet worden, derer man 
sich im Verkehr nach außen bediente.  
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Als die Tötungen trotz Tarnmaßnahmen in der Bevölkerung bekannt wurden, stellte sich her-
aus, daß die propagandistischen Maßnahmen keinen Erfolg gehabt hatten. Auf Proteste - ins-
besondere von kirchlicher Seite - gab Hitler im August 41 den Befehl, die Aktion einzustellen.  
Damit war die Ermordung von Geisteskranken jedoch nicht abgeschlossen.  
Nicht betroffen von der Einstellung waren die Kinder-Euthanasie und die "Aktion 14f13", 
eine Erweiterung der "Aktion T4" auf geisteskranke sowie arbeitsunfähige KZ-Häftlinge 
(Invaliden-Aktion). Letztlich wurden weiterhin erwachsene Kranke der Heil- und Pflegean-
stalten getötet, allerdings nicht mehr durch Gas in den Tötungsanstalten, sondern durch Ein-
gabe von Tabletten, Verabreichung von Spritzen oder Entzug der Nahrung im allgemeinen in 
den Verwahranstalten selbst. Nach noch vorhandenen Unterlagen fielen den Euthanasiemaß-
nahmen mindestens 100.000 Menschen zum Opfer.<<  
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schrieb später über die "Invaliden-
Aktion" (x051/279): >>Invaliden-Aktion (Aktion 14f13), Bezeichnung für die Ausdehnung 
des Euthanasie-Programms auf KZ-Häftlinge.  
Auf Veranlassung Himmlers begann man im Frühjahr 41 in den KZ kranke und arbeitsunfähi-
ge Häftlinge unter der Tarnbezeichnung "Aktion 14f13" (nach dem Aktenzeichen des Inspek-
teurs der KZ) zur "Vernichtung" auszusondern. Die Selektionen führten Ärzte der "Organisa-
tion T4" durch. Eine körperliche Untersuchung erfolgte im Allgemeinen nicht; die Ärzte stell-
ten Fragen nach Krankheiten aufgrund vorgefertigter Meldebogen und trafen dann ihre Ent-
scheidung: "Ausmusterung" oder Verbleiben im KZ.  
Ausgesondert wurden nicht allein kranke und arbeitsunfähige Häftlinge; verschiedentlich fie-
len unter die Selektionen auch asoziale, kriminelle, politische und jüdische Häftlinge z.B. mit 
der Begründung: "deutschfeindliche Hetzer", "im Lager anmaßend, faul, frech", "mehrfache 
Lagerstrafen".  
Die "Gutachter" lieferten die mit ihrer Entscheidung versehenen Meldebogen bei der "Organi-
sation T4" ab, wo sie von der Unterabteilung Gemeinnützige Krankentransport GmbH (Ge-
krat) weiterbearbeitet wurden. Von der "T4" gingen nach der Bearbeitung der Meldebogen 
Verlegungslisten der "Ausgemusterten" an die "Tötungsanstalten" Bernburg, Sonnenstein oder 
Hartheim, die ihrerseits mit den KZ in Verbindung traten und die Überstellung der Ausgeson-
derten vereinbarten.  
Vermutlich im April 43 befahl Himmler, nur noch geisteskranke Häftlinge "auszumustern". 
Die "Tötungsanstalten" Bernburg und Sonnenstein wurden geschlossen; Hartheim blieb beste-
hen. Anfang April 44 wurde der ursprüngliche "Vernichtungsbefehl" erneut erteilt. Die Tö-
tungen erfolgten in Hartheim. Der letzte Transport von ausgesonderten Häftlingen wurde dort 
am 11.12.44 vergast. Danach mußten Häftlinge aus dem KZ Mauthausen die Vergasungsanla-
gen der Anstalt beseitigen.  
Über die Gesamtzahl der bei der Invaliden-Aktion getöteten Häftlinge liegen nur lückenhafte 
Erkenntnisse vor. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, daß bis zum April 43 minde-
stens 10.000 in den "Tötungsanstalten" ermordet wurden. In Hartheim sind in der 2. Phase der 
Invaliden-Aktion seit April 44 allein 3.228 Häftlinge getötet worden.<<  
Der deutsche Historiker Rolf Winau (1937-2006) schrieb später über die NS-Zwangssterili-
sation (x051/660-661): >>Zwangssterilisation, Unfruchtbarmachung ohne Einwilligung des 
Betroffenen.  
Erste Aktion der Nationalsozialisten im Zuge einer Politik der Aufartung war die durch das 
Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14.7.33 ermöglichte Zwangssterilisation 
von sogenannten Erbkranken. Als erbkrank im Sinne des Gesetzes galt, wer an angeborenem 
Schwachsinn (Intelligenzminderung), Schizophrenie, zirkulärem Irresein (manisch-depressiv), 
an erblicher Fallsucht (Epilepsie), Veitstanz (Chorea Huntington), Blindheit, Taubheit oder an 
schwerer körperlicher Mißbildung litt. Auch schwere Trunksucht (Alkoholkrankheit) konnte 
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als Erbkrankheit eingestuft werden.  
Über die Anträge auf Zwangssterilisation, zu der beamtete Ärzte und Anstaltsleiter verpflich-
tet waren, entschieden Erbgesundheitsgerichte. Wurde die Zwangssterilisation beschlossen, so 
war sie innerhalb von 14 Tagen durchzuführen. Bei Nichtbefolgung wurden Zwangsmaßnah-
men bis zur polizeilichen Einlieferung in eine Klinik ergriffen. Die Entlassung aus Heil- und 
Pflegeanstalten ohne vorherige Zwangssterilisation wurde verboten.  
1939 wurde durch die Erbpflegeverordnung die Zwangssterilisation auf "dringende Fälle" be-
schränkt. Im Dritten Reich sind zwischen 250.000 und 300.000 Menschen zwangssterilisiert 
worden. Merklichen Widerstand dagegen gab es zunächst nicht, da die Nationalsozialisten 
auch hier geschickt Diskussionen der Weimarer Zeit um Eugenik (Erbpflege) und Rassenhy-
giene aufnahmen.  
Methoden zur Zwangssterilisation ganzer Gruppen und Völker wurden in Menschenversuchen 
in den KZ Auschwitz und Ravensbrück erprobt.<<  
 
Deutsch-sowjetischer Ostkrieg 
Stalin wurde am 1. Juli 1940 durch den britischen Botschafter Stafford Cripps aufgefordert, 
gegen die Deutschen in den Krieg einzutreten (x041/105). Stalin lehnte Churchills Forderun-
gen jedoch kommentarlos ab. Für Stalin war die Kriegsteilnahme in jenen Tagen kein Thema, 
denn Stalin benötigte unbedingt einen deutschen Angriff gegen die Sowjetunion, um die ge-
plante Expansion nach Westeuropa zu begründen und zu verwirklichen. Zu diesem Zeitpunkt 
war die Rote Armee außerdem noch nicht kriegsbereit. 
Die sowjetische Expansionspolitik in Rumänien und Bulgarien verstärkten später die deutsch-
sowjetischen Spannungen. Hitler geriet gegenüber der Sowjetunion allmählich in Zugzwang 
(x090/283).  
Hitler unterzeichnete schließlich am 18. Dezember 1940 die Weisung Nr. 21 "Fall Barbaros-
sa" (x106/79): >>... Die deutsche Wehrmacht muß darauf vorbereitet sein, auch vor der Been-
digung des Krieges gegen England, Sowjetrußland in einem schnellen Feldzug niederzuwer-
fen. …<< 
Stalin informierte die Armeeführer der Roten Armee Ende Dezember 1940, daß mit einem 
baldigen Angriff der deutschen Wehrmacht gegen die Sowjetunion zu rechnen sei (x264/28). 
Der deutsche Historiker Walter Post berichtete später in der katholischen Monatsschrift 
"THEOLOGISCHES" Nr. 7/8 - 2001 über die sowjetischen Vorbereitungen und Planungen 
für den Krieg gegen Deutschland (x853/...): >>... Die Sowjetunion bereitete sich seit dem 
Herbst 1939 systematisch auf einen Krieg vor, die Rüstungsproduktion lief auf vollen Touren. 
Zwischen dem 1. September 1939 und dem 22. Juni 1941 wuchs die Rote Armee von 1,4 Mil-
lionen auf über 5 Millionen Mann an. 
Nach der Niederlage Frankreichs legten der damalige Generalstabschef Schaposchnikow und 
der Volkskommissar für Verteidigung Timoschenko eine ausführliche Analyse über die mög-
lichen militärischen Gegner der Sowjetunion sowie über die eigenen Kräfte vor. ...<< 
Der deutsche Journalist und Geheimagent Richard Sorge informierte die Sowjets bereits An-
fang Mai 1941 über die deutschen Angriffsvorbereitungen gegen die Sowjetunion. Sorge ver-
schätzte sich bei dem voraussichtlichen deutschen Angriffstermin nur um 2 Tage (x030/327).  
Ab Mai 1941 verlagerte die UdSSR in den folgenden 3 Monaten etwa 1.360 Betriebe aus den 
kriegsbedrohten Gebieten nach Sibirien und errichtete dort nach dem deutschen Überfall vom 
22.06.1941 weitere 2.250 Betriebe (x074/1.143). 
Michail Kalinin, seit 1919 Vorsitzender des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR, 
erklärte am 5. Juni 1941 vor Zuhörern der Militärpolitischen Akademie … (x046/79): >>... 
Die Deutschen beabsichtigen uns anzugreifen. ... Wir warten darauf! Je eher sie das tun, desto 
besser, da wir ihnen dann ein für allemal den Hals umdrehen werden.<< 
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Generalfeldmarschall Keitel, Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, warnte am 11. Juni 
1941 das NS-Regime vor einem baldigen Angriff der Roten Armee. 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete später (am 29. Juli 2000) über Stalins 
Angriffspläne (x887/...): >>Neuer Suworow belegt Stalins Angriffspläne bis ins Detail ... 
Suworows Erstling "Der Eisbrecher" hat bis heute 87 Auflagen in 18 Sprachen erlebt, darunter 
zwei russische Auflagen mit Megazahlen. Vor kurzem erschien Suworows 350-Seiten-Werk 
"Stalins verhinderter Erstschlag. ... 
Der Kommunismus hinterließ nicht nur ein anthropologisch falsches Menschenbild. Zu sei-
nem Erbe zählt auch ein falsches Weltbild, in dem Stalin als der heimtückisch Überfallene 
glänzt. Historiker im Westen bekämpfen das Trugbild viel zu schwach und zudem mit nicht 
überzeugenden Argumenten. Joachim Hoffmann und Ernst Nolte hierzulande und der russi-
sche Patriot Viktor Suworow bilden rühmliche Ausnahmen. Daraus resultiert ihr Erfolg im 
gesamteuropäischen Historikerstreit. 
Suworow ist unangreifbar, weil er sich auf Dokumente stützt. Im Zentralarchiv des Ministeri-
ums für Verteidigung der Russischen Föderation befindet sich das weltgeschichtlich bedeut-
samste Dokument, belegt es doch die gegen Deutschland gerichtete strategische Kriegsvorbe-
reitung Stalins, nur ein knappes Jahr nach der Unterzeichnung des Nichtangriffspaktes. Aus 
diesem Dokument geht hervor: Stalin plante den Erstschlag, keinen Verteidigungskrieg. Stalin 
plante den Überfall, nicht die Reaktion auf einen Überfall. Stalin plante den Vormarsch, nicht 
eine Defensive. … 
Heute steht eindeutig fest, daß Stalin sich auf seinen Krieg, einen Angriffskrieg, lange vor 
dem Entschluß Hitlers, einen Präventivschlag gegen die Rote Armee zu führen, vorbereitet 
hat. ... 
"Stalin wußte: In keinem Land der Welt würde eine kommunistische Partei auf legalem Wege 
an die Macht kommen", schreibt Suworow. Er zitiert Stalin: "Die Erfahrungen der letzten 
zwanzig Jahre zeigen, daß es in Friedenszeiten unmöglich ist, in Europa eine kommunistische 
Bewegung zu haben, die so stark ist, daß eine bolschewistische Partei die Macht ergreifen 
kann. Eine Diktatur dieser Partei wird nur durch einen großen Krieg möglich." 
Dies habe Stalin am 19. August 1939 in einer Rede gesagt, die bis 1994 streng geheimgehal-
ten wurde. "Er sagte das in dem Moment, als er die Schleusen des Zweiten Weltkrieges öffne-
te. Stalin wußte, daß die Kommunisten nur durch einen Krieg an die Macht gelangen konn-
ten." ...<< 
Am 22. Juni 1941, um 3.15 Uhr morgens, begann der deutsche Überraschungsangriff gegen 
den sowjetischen Bündnispartner von 1939 - Napoleon hatte den Rußlandfeldzug im Jahre 
1812 ebenfalls "rein zufällig" am 22. Juni eröffnet. Während Italien und Rumänien rechtzeitig 
Kriegserklärungen abgaben, untersagte Hitler ausdrücklich die Abgabe der üblichen Kriegs-
erklärung.  
Die Wehrmacht griff mit 152 Divisionen, 3.050.000 Soldaten, 3.700 Panzern und 7.200 Ge-
schützen an. Die deutschen Luftflotten 1, 2 und 4 verfügten über 1.280 einsatzbereite Kampf-
flugzeuge (x040/78-79).  
Die deutsche Wehrmacht setzte damals 3 Heeresgruppen ein:  
Der Angriff der Heeresgruppe Nord - Führung: Generalfeldmarschall von Leeb - erfolgte aus 
Ostpreußen in Richtung baltische Länder und Leningrad. 
Der Angriff der Heeresgruppe Mitte - Führung: Generalfeldmarschall von Bock - erfolgte aus 
Ostpreußen in Richtung nördliches Generalgouvernement und Moskau.  
Der Angriff der Heeresgruppe Süd - Führung: Generalfeldmarschall von Rundstedt - erfolgte 
aus dem südlichen Generalgouvernement in Richtung Kiew - Dnjeprbogen.  
Nach Hitlers Plänen sollte der Rußlandfeldzug höchstens 5 Monate dauern. Die deutsche 
Wehrmacht wurde zunächst von der 3. und 4. rumänischen Armee unterstützt. Später nahmen 
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außerdem noch verbündete Kampfverbände aus Finnland, Frankreich, Italien, Spanien, der 
Slowakei und Ungarn am Rußlandfeldzug teil.  
Die sowjetischen Streitkräfte verfügten zum Zeitpunkt des deutschen Angriffes an der West-
front über 291 Divisionen und 94 Brigaden (x047/276) mit mindestens 4,7 Millionen Solda-
ten, 15.000 Panzern, 35.000 Geschützen und 9.000 Flugzeugen. 
Die deutsche Panzergruppe 3 meldete am 23. Juni 1941 (x046/63): >>Im gesamten Abschnitt 
war der Feind offenbar doch stärker als am Anfang der Operation angenommen wurde. ...<< 
Der deutsche Historiker Joachim Hoffmann berichtete später über die unterschätzte personelle 
und materielle Stärke der Roten Armee (x046/63): >>... Da die Deutschen vor dem 22. Juni 
1941 das Bestehen von rund 100 Panzer- und motorisierten Divisionen nicht erkannt hatten, 
sie vielmehr nur 7 Panzerdivisionen und 38 motorisierte, mechanisierte Brigaden voraussetz-
ten, zeigten sie sich nach Kriegsbeginn sehr überrascht von der Masse der Panzerdivisionen, 
die ihnen mit einem Male gegenüberstanden.  
Es "stellte sich bald heraus, daß der Russe weit mehr Verbände zur Verfügung hatte, als vor 
Beginn des Ostfeldzuges vom OKH angenommen war", vermerkte die 1. Panzerarmee am 19. 
Dezember 1941. ... Das Erstaunen bezog sich dabei nicht nur auf die Panzer und Flugzeugzah-
len, die alle Erwartungen übertroffen hatten, sondern auch auf die Güte der sowjetischen Waf-
fen und des Gerätes.<<  
Der US-Unterstaatssekretär Sumner Welles erläuterte am 23. Juni 1941 die Ansichten der 
nordamerikanischen Regierung über den deutsch-sowjetischen Krieg (x106/108): >>Für das 
amerikanische Volk (sind) die Grundsätze und Lehren der kommunistischen Diktatur ebenso 
unerträglich und ihren eigenen Anschauungen ebenso fremd, wie die Grundsätze und Lehren 
der nationalsozialistischen Diktatur. ...  
Aber die Frage, die sich jetzt dem amerikanischen Volke unmittelbar präsentiert, ist, ob der 
Plan der Welteroberung und der grausamen, brutalen Versklavung aller Völker sowie der 
schließlichen Zerstörung der letzten freien Demokratien, ein Plan, den Hitler jetzt verzweifelt 
durchzuführen versucht, erfolgreich aufgehalten und zunichte gemacht werden kann. ...  
Nach Ansicht der amerikanischen Regierung wird ... jede Verteidigung gegen den Hitlerismus 
... den schließlichen Untergang der gegenwärtigen deutschen Führer beschleunigen und sich 
von Vorteil erweisen.<< 
Der US-Senator und spätere Präsident Harry S. Truman erklärte am 23. Juni 1941 (x172/388-
389): >>... Wenn es so aussieht, als würde Deutschland gewinnen, sollten wir Rußland helfen, 
und wenn Rußland sich als stärker erweist, sollten wir Deutschland helfen. Dann können sie 
sich nach Herzenslust umbringen. Allerdings möchte ich unter gar keinen Umständen Hitler 
als Sieger sehen.<< 
Nach dem deutschen Überraschungsangriff gegen die UdSSR begrüßte Churchill am 24. Juni 
1941 die neuen Verbündeten und versprach großzügige Hilfslieferungen. Aufgrund des Leih- 
und Pachtgesetzes vom 11. März 1941 unterstützte Nordamerika auch die Sowjetunion. Schon 
2 Tage nach dem deutschen Angriff gegen die UdSSR kündigte US-Präsident Roosevelt den 
Sowjets Hilfslieferungen an und vergab große Staatsaufträge an die nordamerikanische Rü-
stungsindustrie.  
In der Anfangsphase des Ostkrieges wurden die sowjetischen Truppen von der deutschen 
Wehrmacht fast überall zurückgedrängt. Während die deutsche Luftwaffe alle wesentlichen 
strategischen Verteidigungsstellungen der Sowjets sturmreif schoß und die Aufmarsch- und 
Rückzugsstraßen mit vernichtendem Feuer belegte, stürmten die deutschen Panzer- und Infan-
terietruppen unaufhaltsam vorwärts und legten in nur wenigen Tagen 150-200 km zurück. Die 
Rote Armee mußte frühzeitig gewaltige Verluste hinnehmen. In den ersten Kriegswochen 
meldete das Oberkommando der deutschen Wehrmacht täglich neue Erfolge.  
Die deutsche Heeresgruppe Mitte begann am 2. Oktober 1941 den Angriff auf Moskau (Un-
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ternehmen: "Taifun"). Infolge der dauernden Regenfälle blieb der deutsche Angriff bereits am 
7. Oktober 1941 fast völlig im tiefen Schlamm liegen. Endlose Regenfälle verwandelten die 
Ebenen in eine bodenlose Sumpf- und Schlammwüste. Panzer, Lastkraftwagen, Geschütze, 
Pferdefuhrwerke und Soldaten blieben im knietiefen Schlamm stecken. Die deutschen Trup-
pen kamen nicht mehr von der Stelle und der Nachschub fiel vielerorts tagelang aus.  
Die Truppenbewegungen im Mittelabschnitt der Ostfront wurden bereits am 15. Oktober 1941 
durch heftiges Schneetreiben und Schneeverwehungen behindert. Im Hinterland der Ostfront 
nahm die Partisanentätigkeit ständig zu.  
Am 5. Dezember 1941 begann die sowjetische "Kalininfront" mit ihren ausgeruhten und gut-
ausgerüsteten Reserve-Armeen eine großangelegte Gegenoffensive. Überall im Norden, in der 
Mitte und im Süden der Ostfront mußte sich das deutsche Heer anschließend zurückziehen, 
damit es nicht zur gefürchteten Einkesselung kam.  
Hitler forderte die Soldaten der Ostfront am 16. Dezember 1941 zum fanatischen Widerstand 
auf und erteilte den sogenannten "Halt-Befehl". Hitlers selbstmörderisches Abwehrkonzept 
der "festen Plätze" und der starren Verteidigung verursachte in den folgenden Kriegsmonaten 
verheerende Verluste. Weitere unsinnige Durchhalteverfügungen und taktische Fehlentschei-
dungen bewiesen später in erschreckender Weise, daß Hitler ein vollkommen unfähiger Mili-
tärstratege war.  
Die Wehrmachtstruppen waren im Dezember 1941 mit ihrer Kraft fast am Ende. Nach dem 
Scheitern des Blitzkriegskonzeptes war der Feldzug gegen die UdSSR bereits im Winter 
1941/42 verloren.  
Der deutsche Historiker Gerhard Hümmelchen schrieb später über den "Rußlandfeldzug" 
(x051/507-509): >>Rußlandfeldzug, Bezeichnung für den Kampf der deutschen Wehrmacht 
und ihrer Verbündeten gegen die Rote Armee 1941-45.  
Nachdem England nicht zu bezwingen war, sollte der Rußlandfeldzug die Kriegsentscheidung 
bringen und zudem das Lebensraum-Konzept verwirklichen, das Hitler als "heiligste Mission 
meines Lebens" bezeichnete. Er deklarierte daher den Rußlandfeldzug als "Krieg zweier 
Weltanschauungen", in dem Ritterlichkeit und traditionelle soldatische Ehrbegriffe fehl am 
Platz seien (Kommissarbefehl, Einsatzgruppen). Ziel der Eroberung sollte die "rücksichtslose 
Germanisierung" sein, von der Hitler schon am 3.2.33 vor hohen Militärs gesprochen hatte 
und deren Details der Generalplan Ost enthielt.  
Über den Deutsch-Sowjetischen Nichtangriffsvertrag setzte sich Hitler ohne Bedenken hin-
weg, da er einem sowjetischen Überfall zuvorkommen müsse.  
Die deutschen Vorbereitungen für einen Rußlandfeldzug hatten schon im Sommer 40 ("Auf-
bau Ost", 5.8.40) begonnen und waren mit Weisung Nr. 21 vom 18.12.40 (Fall "Barbarossa") 
konkret geworden: "In einem schnellen Feldzug" die Linie Archangelsk - Astrachan erreichen, 
ehe die UdSSR ihre riesigen Reserven von zwölf Millionen Soldaten mobilisieren könne.  
Zum durch den Balkanfeldzug verzögerten Angriff ohne Kriegserklärung traten dann am 
22.6.41 rund 75 % des deutschen Feldheeres (drei Millionen Mann mit 3.580 Panzern und 
Sturmgeschützen) in drei Heeresgruppen mit insgesamt 152 Divisionen an: Nord (General-
feldmarschall von Leeb) mit Stoßrichtung baltische Länder und Leningrad, Mitte (General-
feldmarschall von Bock) in Richtung Minsk-Smolensk-Moskau und Süd (Generalfeldmar-
schall von Rundstedt) in Richtung Kiew - Dnjeprbogen. Dazu kam ab 2.7. die rumänische 
Armeegruppe Antonescu mit 15 Divisionen.  
Der deutsche Angriff traf auf fünf sowjetische Heeresgruppen, formiert in 15 Armeen mit 149 
Divisionen.  
Die deutsche Luftwaffe bot in den Luftflotten 1, 2, 4 und 5 insgesamt 1.945 Bomber, Stukas, 
Zerstörer und Jäger auf, die Sowjetunion über 8.000 Maschinen.  
Der Sommerfeldzug brachte den deutschen Armeen große Landgewinne: Baltikum, Weißruß-
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land, Ukraine. In der Kesselschlacht von Bialystok und Minsk (bis 9.7.) gingen 324.000 so-
wjetische Soldaten in Gefangenschaft, bei Smolensk (bis 5.8.) weitere 310.000 und in der 
Doppelschlacht von Wjasma und Brjansk (bis 15.10.) sogar 673.000.  
Die Erfolge verleiteten Hitler früh zur Annahme, der Rußlandfeldzug sei bereits gewonnen. 
Mit Befehl vom 14.7. verfügte er die Verlegung des Rüstungsschwerpunktes auf den U-Boot- 
und Flugzeugbau zu Lasten des Heeres.  
Am 2.10. trat die Heeresgruppe Mitte zum Angriff auf Moskau an und kam so gut voran, daß 
die sowjetische Regierung am 16.10. die Stadt verließ und nach Kuibyschew ging.  
Nach Einbruch des Winters, auf den das deutsche Heer nicht vorbereitet war, erlosch die deut-
sche Stoßkraft 27 km vor dem Kreml am 1.12. Bis zu diesem Tag hatte das Ostheer schon 
158.773 Tote, 31.191 Vermißte und 563.082 Verwundete verloren, die Luftwaffe 2.093 Ma-
schinen.  
Sowjetische Winteroffensiven (ab 5./6.12.41) mit frischen sibirischen Kräften, die wegen des 
Sowjetisch-Japanischen Neutralitätspakts (13.4.41) in Fernost entbehrlich waren, forderten 
auf deutscher Seite schwere Opfer (21.808 Tote, 5.247 Vermißte, 75.169 Verwundete) und 
zwangen zur Aufgabe weiter Gebiete.  
Der Rußlandfeldzug des Jahres 1942 begann mit der Kesselschlacht südlich von Charkow 
(17.-26.5.) und der Zerschlagung der sowjetischen Truppen auf der Krim. Dann trat das deut-
sche Heer am 28.6. im Süden zur Sommeroffensive an: Die Heeresgruppe B erreichte am 3.7. 
den Don bei Woronesch; auf der Krim gelang am 1.7. die Eroberung von Sewastopol. Die 
sowjetische Front wankte, aber die nun erheblich niedrigeren Gefangenenzahlen zeigten, daß 
der Gegner nicht geschlagen war. In einer zweiten Operationsphase wurde am 23.7. Rostow 
erobert.  
Entgegen der bisherigen Planung bestimmte Hitler (Weisung Nr. 45 vom 23.7.) exzentrische 
Operationen gegen Stalingrad und zugleich gegen den Kaukasus. Nach Erreichen des Hoch-
kaukasus (Elbrus 22.8.) blieb die Heeresgruppe A am Terek stecken, die Heeresgruppe B er-
reichte Mitte September Stalingrad und wurde in wochenlange verlustreiche Häuserkämpfe 
verwickelt.  
Im Herbst 42 bot sich die Front dort der Roten Armee förmlich für eine großangelegte Zan-
genoperation an. Die nördliche und die südliche Flanke hielten je eine italienische, ungarische 
und zwei rumänische Armeen mit zusammen 37 Divisionen. Sie traf am 19.11. die volle Kraft 
sowjetischer Offensiven: Die deutsche 6. Armee wurde mit 250.000 Mann abgeschnitten. Hit-
ler untersagte, nicht zuletzt von Görings Versprechungen einer Luftversorgung verleitet, den 
noch möglichen Ausbruch. Der deutsche Widerstand in Stalingrad erlosch am 2.2.43: 91.000 
Verteidiger gerieten in sowjetische Gefangenschaft, nur 6.000 kehrten später heim.  
Die Rote Armee drang im Winter 42/43 überall weit nach Westen vor. In den deutsch besetz-
ten Gebieten führte zudem die barbarische Behandlung der Bevölkerung durch die nationalso-
zialistische Verwaltung v.a. im Mittelabschnitt zu lawinenartig anwachsender Partisanentätig-
keit.  
Örtliche Erfolge (8.2. Kursk, 9.2. Belgorod, 16.3. Charkow zurückerobert) schufen im Ruß-
landfeldzug des Jahres 1943 Voraussetzungen für einen letzten Offensivversuch Hitlers, der 
allerdings durch Einmischung in kleinste Details und ständiges Auswechseln von nicht ge-
nehmen Heerführern die Operationen gefährdete.  
Nach mehrfachen Verschiebungen begann am 5.7. bei Kursk gegen einen großen sowjetischen 
Frontbogen mit 33 Divisionen, 2.000 Panzern und 1.800 Flugzeugen der längst vom Gegner 
einkalkulierte deutsche Angriff, der nach Anfangserfolgen am 12.7. liegenblieb. Im Herbst 
mußte der Kuban-Brückenkopf über See geräumt werden (7.9.-9.10.). Am 4.1.44 überschritt 
die Rote Armee bei Sarny (Wolhynien) die ehemals polnisch-sowjetische Grenze. Zugleich 
brach sie endgültig den Ring der deutschen Hungerblockade um das seit August 41 einge-
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schlossene Leningrad und trat am 4.3. in der Ukraine zur Frühjahrsoffensive an. Sie drückte 
die deutsche Front bis über den Pruth weit nach Rumänien, an die Karpaten und nach Ostgali-
zien zurück, wo sie sich kurzfristig konsolidierte.  
Bis 12.5.44 vernichteten sowjetische Truppen die abgeschnittene deutsche 17. Armee auf der 
Krim, deren rechtzeitige Räumung Hitler verboten hatte. Die Rote Armee gab die Initiative 
nicht mehr ab. Am 1.6.44 besaß sie 476 Divisionen, dazu 37 Panzer- und mechanisierte 
Korps, 93 Artilleriedivisionen und insgesamt 14.787 Kampfflugzeuge.  
Eine Großoffensive gegen die deutschen Heeresgruppe Mitte vom 22.6.44 an führte bis zum 
8.7. zur Vernichtung von 28 Divisionen mit 350.000 Mann, eine Katastrophe, die Stalingrad 
in den Schatten stellte. Auch im Norden drang die Rote Armee weit nach Westen vor, nahm 
Estland und den größten Teil von Lettland und Litauen und erreichte am 29.7.44 die Rigaer 
Bucht.  
Der in Erwartung der sowjetischen Truppen, die bei Sandomierz die Weichsel erreicht hatten, 
am 1.8. begonnene Warschauer Aufstand blieb ohne sowjetische Unterstützung und brach am 
2.10. zusammen, ebenso der slowakische Aufstand vom 28.8.-29.10.  
Im Süden fiel der nächste Schlag am 20.8. gegen die deutsche Heeresgruppe Südukraine. In 
wenigen Tagen wurde die deutsche 6. Armee mit 18 Divisionen zerschlagen, am 25.8. erklärte 
der frühere Bundesgenosse Rumänien Deutschland den Krieg, das Ölgebiet von Ploesti ging 
verloren (30.8.) und am 31.8. wurde Bukarest besetzt.  
Die Entwicklung zwang Hitler zur schrittweisen Aufgabe Südosteuropas: Am 16.9.44 rückten 
sowjetische Truppen in Sofia ein, neben der rumänischen nahm nun auch die bulgarische Ar-
mee den Kampf gegen die Wehrmacht auf. Im Norden mußte Finnland nach Verlust Kareliens 
am 4.9. den Kampf einstellen. Danach blieb Ungarn, seit 19.3.44 deutsch besetzt, der letzte 
Bundesgenosse. Im Oktober drang die Rote Armee auch auf ungarisches Gebiet vor (20.10. 
Debrecen) und eroberte einen Teil Jugoslawiens (Belgrad 20.10.). Ende 44 war damit die Lage 
Deutschlands an allen Fronten hoffnungslos.  
Zwischen 12. und 14.1.45 traten zwischen Memel und den Karpaten vier sowjetische Heeres-
gruppen mit 25 Armeen zur Großoffensive an. Die deutsche Front zerbrach, am 17.1. zog die 
Rote Armee in Warschau ein, am 19.1. in Krakau und Lodz und erreichte am 22.1. die Oder 
nördlich und südlich von Breslau. Das oberschlesische Industrierevier ging verloren, und am 
26.1. riß die Landverbindung zu Ostpreußen ab. In dieses Inferno wurden in Ostpreußen und 
Schlesien zahllose Flüchtlingstrecks hineingezogen, deren rechtzeitiger Abtransport durch die 
politische Führung (Gauleiter Koch und Hanke) verhindert worden war.<<  
 
Die Ermordung der europäischen Juden während des Zweiten Weltkrieges 
Nach dem Scheitern der "NS-Auswanderungspolitik" im Jahre 1940 (Hitler hatte anfangs ge-
dacht, daß er die Juden meistbietend "verkaufen" könnte) wurden alle Umsiedlungsverhand-
lungen abgebrochen. Danach war das tragische Schicksal der europäischen Juden praktisch 
entschieden. Die westpolnischen Juden wurden von SS- und SD-Sondereinheiten bereits ab 
1940 vorübergehend in "Groß-Gettos" zusammengetrieben, die man in den größten Städten 
des Generalgouvernements einrichtete. In diesen Gettos breiteten sich vielfach Epidemien und 
Seuchen aus, denen Tausende von Juden zum Opfer fielen.  
Im Vernichtungslager Auschwitz fanden vermutlich am 3. September 1941 die ersten "Probe-
vergasungen" von Menschen mit Zyklon B statt. Zyklon B war eine blausäurehaltige Chemi-
kalie, die bisher zur Ungezieferbekämpfung eingesetzt wurde. Nach Erprobung dieser effekti-
ven Mordtechnik errichtete man im Vernichtungslager Auschwitz weitere Gaskammern mit 
gasdichten Türen und Luken für den Gaseinwurf (x106/123). 
Seit dem 19. September 1941 mußte jeder Jude (über 6 Jahre) den "Davidstern" (gelber Stern 
mit der Aufschrift "Jude") auf der linken Brustseite tragen.  
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Goebbels berichtete später über diese menschenverachtende NS-Aktion (x025/148): >>... Die 
Einführung des Judensterns hat genau das Gegenteil von dem bewirkt, was erreicht werden 
sollte, mein Führer!  
Wir wollten die Juden aus der Volksgemeinschaft ausschließen, aber die einfachen Menschen 
meiden sie nicht, im Gegenteil! Sie zeigen überall Sympathie für sie. Dieses Volk ist einfach 
noch nicht reif und steckt voller Gefühlsduseleien.<<  
Am 14. Oktober 1941 trat für alle deutschen Juden ein absolutes Auswanderungsverbot in 
Kraft. Die ersten Juden (ehemalige deutsche Staatsbürger) wurden am 14. Oktober 1941 nach 
Polen deportiert.  
In der ehemaligen Garnisonstadt Theresienstadt ließ das NS-Regime am 24. November 1941 
ein Getto zur Aufnahme von älteren Juden errichten.  
Spätestens nach dem Scheitern des Rußlandfeldzuges im Dezember 1941 beschloß Hitler ver-
mutlich die endgültige Vernichtung aller europäischen Juden. 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck (von 2001-2006 Botschafter in 
Rom) berichtete später über die Vernichtung der europäischen Juden (x878/...): >>Kriegs-
wende Dezember 1941 und Holocaust 
These: Hitler wußte ab Dezember 1941, daß die Kriegslage aussichtslos war - und handelte 
danach. Eine Folge ist der Holocaust.  
Die Kriegswende im Zweiten Weltkrieg wird vielfach auf die deutsche Niederlage in Stalin-
grad im Winter 1942/1943 oder später datiert. Aber schon im Dezember 1941 befand sich das 
Deutsche Reich in einer aussichtslosen Lage, aus der heraus der Krieg nicht mehr zu gewin-
nen war. Anfang Dezember 1941 blieb die Wehrmacht vor Moskau stecken, die Rote Armee 
startete am 5. Dezember eine Gegenoffensive, die die Wehrmacht zurückwarf. Die Erwartung, 
ein rascher Sieg über die Sowjetunion würde Großbritannien zu einem Einlenken bewegen, 
erfüllte sich somit nicht.  
Am 11. Dezember 1941 erklärte Deutschland überdies den USA den Krieg, nachdem die Ver-
einigten Staaten die deutschen Kriegsgegner schon massiv "short of war" unterstützt hatten. 
Rußland war unbesiegt, Großbritannien kämpfte weiter und die USA standen im Begriff, ihr 
gewaltiges Potential, das schon den Ersten Weltkrieg entschieden hatte, für den Krieg zu mo-
bilisieren. Objektiv war dieser Krieg gleichzeitig gegen die Sowjetunion, die USA und Groß-
britannien samt ihren Verbündeten von Deutschland nicht mehr zu gewinnen. Auf mittlere 
und längere Sicht hatte Deutschland den immensen humanen und materiellen Ressourcen sei-
ner Kriegsgegner zu wenig entgegen zu setzen. 
Die Frage ist, wie Hitler, der im "Führerstaat" alle wichtigen Entscheidungen selbst traf, im 
Dezember 1941 die Kriegslage beurteilte? Machte er sich noch Illusionen oder rechnete er ab 
diesem Zeitpunkt mit einer deutschen Niederlage? ... 
Vernichtung der Juden 
... Der Historiker und Friedenspreisträger des deutschen Buchhandels, Saul Friedländer, der 
sein Lebenswerk der Erforschung des Holocaust gewidmet hat, datiert diese fatale Entschei-
dung auf die Krisentage im Dezember 1941. Zur selben Datierung kommt Ian Kershaw:  
Danach machten die Kriegserklärung an die USA und der Beginn eines langen weltweiten 
Konflikts im Dezember 1941 eine Deportation der Juden in die Sowjetunion unmöglich, wenn 
sie überhaupt jemals in Frage kam. Als die verschobene Wannseekonferenz am 20. Januar 
1942 stattfand, sei die Grundentscheidung schon gefallen gewesen. Die Aufgabe der Wann-
seekonferenz bestand nur noch in der organisatorischen Umsetzung der sogenannten "Endlö-
sung". 
Das Dunkel, das die Dezember-Entscheidung zum organisierten, systematischen Judenmord 
umgibt, war von Hitler und der NS-Spitze gewollt. Es gibt keine Gesprächsaufzeichnungen, 
Notizen, Protokolle o.ä. - einfach nichts; jedenfalls wurde bis heute nichts aufgefunden. Auch 
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die Durchführung des Genozids unterlag strikter Geheimhaltung, was nicht verhindern konnte, 
daß ein Kreis von ca. 200.000 Personen, auch im Offizierskorps, Bescheid wußte oder Be-
scheid wissen mußte. Der Schleier strengster Geheimhaltung war bewußt über den von Hitler 
und der NS-Spitze im Dezember 1941 beschlossenen Genozid und seine Durchführung von 
1942 bis 1945 gelegt worden. Die große Masse der deutschen Bevölkerung, die vom Kriegs-
alltag im Übermaß in Anspruch genommen und von eigenen Sorgen bedrückt war, konnte nur 
sporadisch oder gerüchteweise wahrnehmen, was sich in den Vernichtungslagern im Osten 
abspielte. ...<< 
Im Verlauf der "Wannsee-Konferenz", die am 20. Januar 1942 in einem Gebäude der Kripo 
am Großen Wannsee in Berlin stattfand, kündigte Heydrich den Leitern der wichtigsten NS-
Behörden die Endlösung der Judenfrage an.  
Im Besprechungsprotokoll der "Wannsee-Konferenz" hieß es z.B. zur bisherigen Auswande-
rung und zukünftigen Massendeportation der jüdischen Bevölkerung (x058/372-373): >>... 
Unter entsprechender Leitung sollen im Zuge der Endlösung die Juden in geeigneter Weise im 
Osten zum Arbeitseinsatz kommen. In großen Arbeitskolonnen, unter Trennung der Ge-
schlechter, werden die arbeitsfähigen Juden straßenbauend in diese Gebiete geführt, wobei 
zweifellos ein Großteil durch natürliche Verminderung (schwere Zwangsarbeit und unzurei-
chende Ernährung) ausfallen wird.  
Der allfällig endlich verbleibende Rest wird, da es sich bei diesem zweifellos um den wider-
standsfähigsten Teil handelt, entsprechend behandelt werden müssen, da dieser, eine natürli-
che Auslese darstellend, bei Freilassung als Keimzelle eines neuen jüdischen Aufbaues anzu-
sprechen ist (siehe die Erfahrung der Geschichte).  
Im Zuge der praktischen Durchführung der Endlösung wird Europa von Westen nach Osten 
durchgekämmt. Das Reichsgebiet einschließlich Protektorat Böhmen und Mähren wird, allein 
schon aus Gründen der Wohnungsfrage und sonstigen sozialpolitischen Notwendigkeiten, 
vorweggenommen werden müssen. 
Die evakuierten Juden werden zunächst Zug um Zug in Durchgangsgettos verbracht und von 
dort aus weiter nach dem Osten transportiert werden. 
Wichtige Voraussetzung, so führte Obergruppenführer Heydrich weiter aus, für die Durchfüh-
rung der Evakuierung überhaupt, ist die genaue Festlegung des in Betracht kommenden Per-
sonenkreises. 
Es ist beabsichtigt, Juden im Alter von über 65 Jahren nicht zu evakuieren, sondern sie einem 
Altersgetto – vorgesehen ist Theresienstadt – zu überstellen. 
Neben diesen Altersklassen – von den am 31.10.1941 sich im Altreich und der Ostmark be-
findlichen etwa 280.000 Juden sind etwa 30 % über 65 Jahre alt – finden in den jüdischen Al-
tersgettos weiterhin die schwerkriegsbeschädigten Juden und Juden mit Kriegsauszeichnungen 
(EK I) Aufnahme. Mit dieser zweckmäßigen Lösung werden mit einem Schlag die vielen In-
terventionen ausgeschaltet. ... 
Im Zuge der Endlösungsvorhaben sollen die Nürnberger Gesetze gewissermaßen die Grundla-
ge bilden, wobei Voraussetzung für die restlose Bereinigung des Problems auch die Lösung 
der Mischehen und Mischlingsfragen ist. ...<< 
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schrieb später über die "Endlö-
sung" (x051/150-153): >>Der Begriff Endlösung der Judenfrage hatte im nationalsozialisti-
schen Sprachgebrauch nicht von Anfang an (erste Belege: Eichmann-Notiz vom 12.3.41 und 
RSHA-Befehl vom 29.5.41) die Bedeutung "physische Vernichtung" der Juden.  
Schon in der antisemitischen Diskussion der Jahrhundertwende war eine "Lösung" der Juden-
frage gefordert worden im Sinne einer rechtlichen Sonderstellung (Fremdengesetzgebung) 
oder allenfalls Ausweisung der Juden. Die nationalsozialistische Radikalisierung zu einer 
Endlösung wies zunächst nicht wesentlich darüber hinaus, nahm aber in Richtung Aussied-



 60 

lung (Madagaskarplan, Bildung von Judenreservaten im Osten) konkretere und brutalere For-
men an.  
Wann sich Hitler dann zur Vernichtung der Juden, wie in der Reichstagsrede vom 30.1.39 
rhetorisch angedroht, entschloß und wann er erste Befehle dazu gab, ist nicht mehr exakt fest-
zustellen. Im Lauf der Vorbereitungen des Rußlandfeldzuges aber häufen sich die Anhalts-
punkte für die stufenweise Fixierung auf eine Endlösung im tödlichen Sinn bis hin zum 
schriftlich nicht fixierten allgemeinen Vernichtungsbefehl.  
Zu den ersten umfangreichen, gegen das Leben der Juden gerichteten Aktionen kam es mit 
Beginn des Angriffs auf die Sowjetunion (22.6.41). SD-Chef Heydrich gab den ihm unterstell-
ten Einsatzgruppen den Befehl, in den neu zu besetzenden Gebieten Pogrome spurlos auszulö-
sen, zu intensivieren und in die "richtigen" Bahnen zu lenken. Er ordnete ferner an, Juden in 
Partei- und Staatsstellungen zu exekutieren.  
Insbesondere in den von der Wehrmacht besetzten Baltischen Staaten und in der Ukraine kam 
es zu zahlreichen Pogromen, die zum Tod einer Vielzahl von Juden führten. Darüber hinaus 
wurden aus "Sicherheitsgründen" oder aus "Vergeltung" für den Juden angelastete Vorfälle 
vorwiegend jüdische Männer massenweise erschossen.  
Ungefähr von August 41 an bezog man alle Juden in die Vernichtungsmaßnahmen der Endlö-
sung ein, "um keine Rächer entstehen zu lassen", wie Einsatzgruppenführer ihren Untergebe-
nen erklärten. Neben den Einsatzgruppen führten Polizeieinheiten Vernichtungsaktionen 
durch. Im allgemeinen handelten sie auf Befehl der Höheren SS- und Polizeiführer. Unterstüt-
zung fanden Einsatzgruppen und Polizeiverbände verschiedentlich durch Wehrmachtseinhei-
ten oder -dienststellen, die v.a. Lastwagen zum Abtransport der Juden zu den Exekutionsstät-
ten zur Verfügung stellten.  
Das Ausmaß der Vernichtungsaktionen ergibt sich aus den Ereignismeldungen und einzelnen, 
erhalten gebliebenen Berichten der den Einsatzgruppen unterstehenden Einsatz-(EK) bzw. 
Sonderkommandos (SK). So erschoß z.B. das EK 3 der Einsatzgruppe A nach einem Bericht 
vom 1.12.41 im "befreiten" Litauen und teilweise im Raum Minsk von Anfang Juli bis zum 
Berichtstag 133.346 Juden. Weitere 4.000 wurden vor Übernahme der "sicherheitspolizeili-
chen" Aufgaben durch das EK 3 im Lauf von Pogromen der einheimischen Miliz getötet.  
Der Berichterstatter, SS-Standartenführer Jäger, stellte abschließend fest, "daß das Ziel, das 
Judenproblem für Litauen zu lösen, ... erreicht worden ist. In Litauen gibt es jetzt keine Juden 
mehr, außer den Arbeitsjuden ... Diese ... wollte ich ebenfalls umlegen, was mir jedoch schar-
fe Kampfansage der Zivilverwaltung und der Wehrmacht eintrug".  
Die größten Einzelaktionen führte das SK 4 a der Einsatzgruppe C unter SS-Standartenführer 
Blobel durch (u.a. Babi-Yar). Im Spätherbst 41 stellte das Reichssicherheitshauptamt (RSHA) 
den Einsatzgruppen Gaswagen zur Tötung von Juden und anderen "potentiellen Gegnern" zur 
Verfügung. Diese mobilen Gaskammern wurden im allgemeinen bei der Durchführung "klei-
nerer" Vernichtungsaktionen eingesetzt, namentlich bei der "Räumung" kleiner Gettos und 
von Gefängnissen.  
Als die Vernichtungsaktionen der Einsatzgruppen bereits liefen, beauftragte Göring Heydrich 
am 31.7.41, einen Entwurf "zur Durchführung der angestrebten Endlösung der Judenfrage 
vorzulegen" und alle Vorbereitungen dafür im deutschen Einflußbereich in Europa zu treffen. 
Nach Fertigstellung des Plans lud Heydrich Vertreter von an der Mitwirkung notwendigen 
Ministerien und Behörden zum 20.1.42 nach Berlin (Wannseekonferenz) ein, um dessen 
Durchführung sicherzustellen.  
Inhalt des Plans war im wesentlichen, die Juden im Osten zum Arbeitseinsatz zu bringen und 
sie durch Ausbeutung der Arbeitskraft zu dezimieren. Der "verbleibende Restbestand" sollte 
"entsprechend behandelt werden". Vorgesehen war, sie zunächst in "Durchgangsgettos" zu 
transportieren und von dort weiter in den Osten abzuschieben.  
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Mit der Deportation der deutschen Juden hatte man bereits im Oktober 41 begonnen. Sie wa-
ren hauptsächlich in die Gettos Riga, Minsk und Lodz (Litzmannstadt) verbracht worden, die 
bei Beginn der Aussiedlung der Juden aus dem Reich teilweise "geräumt" worden waren, d.h. 
die einheimischen Gettobewohner waren von Angehörigen der Einsatzgruppen – nicht selten 
unter Mithilfe örtlicher Milizeinheiten – liquidiert worden.  
Sofern am Bestimmungsort eine Unterbringungsmöglichkeit noch nicht gegeben war, wurden 
die ausgesiedelten deutschen Juden sofort erschossen. Manchmal kam es auch nach der An-
kunft zur Aussonderung der arbeitsunfähigen Juden, die unmittelbar nach der Selektion er-
mordet wurden. Von dem 19. Berliner Osttransport nach Riga mit etwa 1.500 Männern, Frau-
en und Kindern wurden beispielsweise nur 60 arbeitsfähige Männer von der sofortigen Ver-
nichtung ausgenommen.  
Trotz der angespannten Kriegslage und des dringend benötigten Transportraums rollten lau-
fend Transporte aus dem Reich und dem Protektorat Böhmen und Mähren in die besetzten 
Ostgebiete. Allein von Berlin fuhren vom 18.10.41 bis Ende Oktober 42 mindestens 22 Trans-
portzüge mit wenigstens 13.000 Juden nach Lodz, Minsk, Kowno, Riga, Trawniki und Reval 
(Deutsche Reichsbahn).  
Im Zuge der Vorbereitungen zur Endlösung wählte man geeignete Stätten zur Vernichtung der 
Juden aus; Himmler selbst entschied sich für das KZ Auschwitz. Er beauftragte (vermutlich) 
im August 41 den (ersten) Kommandanten, SS-Obersturmbannführer Höß, Voraussetzungen 
für Massentötungen zu schaffen.  
Nach Besprechung mit dem Leiter des Referats IV B 4 (später IV A 4) "Judenangelegenhei-
ten" im RSHA, SS-Obersturmbannführer Eichmann, kam man zu dem Entschluß, als Tö-
tungsmittel Gas zu verwenden.  
Höß ließ ein im Bereich des späteren Lagers Auschwitz II (Birkenau) liegendes Bauernhaus 
für Vergasungen umbauen und begann mit Probevergasungen in den Arrestzellen des Blocks 
11 und in der "Leichenhalle" des (alten) Lagerkrematoriums.  
Inzwischen waren in einem anderen Lager die Vorbereitungen für Massenvergasungen abge-
schlossen: Von Dezember 41 an ermordete in Kulmhof ein SK unter dem SS-Hauptsturm-
führer Lange und seinem Nachfolger SS-Hauptsturmführer Bothmann Juden, die überwiegend 
aus dem Warthegau und dem Getto Lodz dorthin transportiert worden waren.  
Die Tötung (bis März 43 insgesamt 145.500 und 1944 noch einmal vermutlich mindestens 
25.000 Juden) erfolgte nach einer Methode, die man beim Euthanasie-Programm angewandt 
hatte: Vergasung mittels Kohlenmonoxyd, allerdings nicht in Gaskammern, sondern in 
Gaswagen. In Auschwitz wurde das Blausäurepräparat Zyklon B verwendet, das nach Ansicht 
von Höß den Tod schneller herbeiführte und auch sicherer schien.  
Etwa Ende 41 war die Vergasungsanstalt in Auschwitz-Birkenau (der sogenannte Bunker 1) 
fertiggestellt. Seit Anfang 42 trafen laufend größere Transportzüge mit Juden ein, zunächst 
aus Ostoberschlesien, den angrenzenden Teilen des Generalgouvernements (GG), dem Reich 
und dem Protektorat Böhmen und Mähren, später aus den von der Wehrmacht besetzten Ge-
bieten und den unter deutschem Einfluß stehenden europäischen Ländern von Frankreich bis 
Rumänien.  
Bei der Ankunft in Auschwitz wurden die Juden selektiert: Die Arbeitsfähigen – um zehn bis 
15 % eines Transportes – kamen zum Arbeitseinsatz in SS-eigene Produktionsstätten und an-
dere im allgemeinen in der Nähe des KZ befindliche Betriebe; die Arbeitsunfähigen wurden 
vergast. Verschiedentlich wurden auch ganze Transporte sofort getötet, ohne daß vorher eine 
Selektion stattfand.  
Infolge der zunehmenden Zahl von Deportationszügen wurden zusätzliche Gaskammern ge-
baut. In Birkenau (Auschwitz II) bestanden schließlich fünf Vergasungsanlagen. Bei einem 
Aufstand sprengten Häftlinge am 7.10.44 eine Anlage; die noch bestehenden Anlagen wurden 
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von Ende November 44 an mit einer Ausnahme von der SS demontiert, die letzte im Januar 
45 kurz vor Aufgabe des Lagers zerstört.  
Die Anzahl der in Auschwitz getöteten Juden kann nicht annähernd festgestellt werden, da 
sichere Erkenntnisse fehlen. Fest steht jedoch, daß allein von Mai bis Oktober 44, als in gro-
ßem Umfang ungarische Juden nach Auschwitz deportiert wurden, mehr als 500.000 jüdische 
Menschen umkamen.  
Da von vornherein abzusehen war, daß für die Vernichtung der europäischen Juden Kulmhof 
und Auschwitz nicht ausreichen würden, wurden für die Sonderbehandlung der weit über zwei 
Millionen im Generalgouvernement lebenden Juden drei weitere Lager errichtet: Belzec (süd-
östliche Grenze Distrikt Lublin), Sobibór (östliche Grenze Distrikt Lublin) und Treblinka 
(nordöstlich von Warschau).  
Die "Umsiedlung" der Juden in diese Lager lief unter dem Decknamen Aktion Reinhard (nach 
dem Ende Mai 42 einem Attentat zum Opfer gefallenen Reinhard Heydrich). Sie wurde vom 
SS- und Polizeiführer im Distrikt Lublin, SS-Brigadeführer Globocnik, geleitet. Die Tötung 
der Menschen erfolgte in allen Lagern überwiegend durch Abgase aus Kfz- bzw. Panzermoto-
ren.  
Anfang März 42 war Belzec einsatzbereit. Am 17.3.42 begann man mit dem Abtransport der 
Juden aus Lublin. In Sobibór trafen die ersten Transporte im Mai 42 ein. Treblinka wurde als 
letztes Lager in Betrieb genommen (23.7.42). Die Lager waren als reine Vernichtungsstätten 
geplant. Nach der Ankunft wurden die Juden sofort in die Gaskammern getrieben und dort 
getötet. Selektionen kamen nur vor, wenn für bestimmte Verrichtungen Handwerker benötigt 
wurden oder z.B. die "Aufräumungs- bzw. Leichenkommandos" ausgewechselt, d.h. ermorde-
te Helfer ersetzt werden mußten.  
Die "Umsiedlung" der Juden aus den einzelnen Distrikten des Generalgouvernements in die 
Vernichtungslager stieß kriegsbedingt auf Transportschwierigkeiten. Im Sommer 42 kam es 
zu Zeiten der Stagnation, die die SS nutzte, um die Aufnahmekapazität der Gaskammern zu 
erweitern. Nach dem Umbau konnten die Gaskammern in Belzec 1.500 (vorher bis 150), Tre-
blinka 4.000 (vorher 600) und Sobibór 1.200 bis 1.300 (vorher bis 200) Menschen fassen. Seit 
Anfang August 42 lief die Vernichtungsmaschinerie wieder auf Hochtouren. Allen Lagern 
wurden im übrigen verschiedentlich Transporte aus dem Reich und anderen Ländern zuge-
führt.  
Ende 42 war der größte Teil der jüdische Bevölkerung des Generalgouvernements ermordet, 
so daß man beschloß, die Lager aufzulösen. Vorher mußten jedoch die Spuren der Endlösung 
beseitigt werden (Enterdungsaktion). Die in großen Massengräbern liegenden Opfer (allein in 
Treblinka mindestens 700.000) wurden durch "Arbeitsjuden" exhumiert und in Tag- und 
Nachtarbeit verbrannt. In Belzec war diese Tätigkeit bis März 43 abgeschlossen; in Sobibór 
und Treblinka nahm sie mehr Zeit in Anspruch, weil durch Verzögerungen bei Getto-
Auflösungen (z.B. Weigerung von deutschen Firmen, die jüdischen Arbeiter herauszugeben 
und Warschauer Getto-Aufstand) nebenher die Vergasungsanlagen weiter in Betrieb blieben.  
Aufstände von Häftlingen in Treblinka (2.8.43) und Sobibór (14.10.43) beschleunigten 
schließlich die Auflösung dieser Lager. Sie wurden dem Erdboden gleichgemacht und die 
"Arbeitsjuden" getötet. 
Mit Schreiben vom 4.11.43 meldete Globocnik Himmler: "Ich habe mit 19.10.43 die Aktion 
Reinhard, die ich im Generalgouvernement geführt habe, abgeschlossen und alle Lager aufge-
löst." Nach vorsichtiger Schätzung sind der Aktion mindestens 1,75 Millionen Juden zum Op-
fer gefallen.  
Von der Aktion "Reinhard" waren die Juden nicht erfaßt worden, die in kriegswichtigen Be-
trieben arbeiteten. Sie lebten nach der Liquidierung der Gettos – mit Ausnahme von Lodz – in 
Arbeitslagern der SS-eigenen oder privaten Betriebe. Gegen Ende der Aktion "Reinhard" stell-
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te sich heraus, daß im Distrikt Lublin mehr Juden von der Vernichtung zurückgestellt worden 
waren, als zum Arbeitseinsatz benötigt wurden. Zur Beschleunigung der Durchführung der 
Endlösung und aus Gründen der "Sicherheit" ("Erntefest") beschloß man, diese Juden zu "de-
zimieren". 
Anfang November 43 wurden Juden aus Lublin und den Lagern der Umgebung in das (zeit-
weise) als Vernichtungslager verwendete KZ Maidanek verbracht und mit den noch dort be-
findlichen Juden erschossen. Die Anzahl der Opfer belief sich auf mindestens 17.000. Er-
schießungen in großem Umfang wurden ferner in den Lagern Poniatowo und Trawniki durch-
geführt.  
Als die Rote Armee in Polen eindrang, gab der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des 
SD im Generalgouvernement, SS-Oberführer Schöngarth, am 20.7.44 den Befehl, die Lager 
zu räumen. Für die Juden bedeutete das im allgemeinen "Auschwitz", sofern sie nicht bereits 
vorher in ein Lager des Reichsgebietes verbracht worden waren. Die Auflösung des Gettos 
Lodz erfolgte Ende August/Anfang September 44. Am 21.8. befanden sich dort noch minde-
stens 62.000 Juden. Kurze Zeit später waren nahezu alle auf dem Weg nach Auschwitz, in 
Lager im Reich oder nach Kulmhof, wo für einige Monate noch einmal die Vernichtungsma-
schinerie in Gang gesetzt worden war. 
In den besetzten Teilen der UdSSR und im Baltikum lebten trotz der anfänglichen "Säube-
rungsaktionen" der Einsatzgruppen noch zahlreiche Juden. Viele vor den Mordkommandos 
der SS geflüchtete Juden waren nach den Massakern in die Städte und Dörfer in dem Glauben 
zurückgekehrt, daß die Verfolgungsmaßnahmen vorbei seien. Im übrigen hatten die Einsatz-
gruppen nicht überall "Bereinigungsaktionen" durchführen können. Durch den schnellen 
Vormarsch der Truppe hatten sie dauernd ihren Standort gewechselt, um den Heeresverbän-
den zu folgen.  
Nach Einführung der Zivilverwaltung in den besetzten Ostgebieten wurde die Gettoisierung 
betrieben. Schon im August 41 bestanden Gettos in Libau, Dünaburg, Wilna, Kowno und 
Minsk. Bald darauf liefen erneut Tötungsaktionen an, die häufig mit Hilfe der den Höheren 
SS- und Polizeiführern unterstellten Polizeiverbände und gebietsweise der einheimischen Mi-
liz durchgeführt wurden. Im Oktober 42 befahl Himmler persönlich die Liquidierung des letz-
ten großen Gettos im Reichskommissariat Ukraine (Pinsk). Ende 1942 war die Ukraine im 
wesentlichen "judenfrei".  
Im Reichskommissariat Ostland konnten die Gettoisierungen nicht so schnell durchgeführt 
werden. Zwar fanden bereits im Herbst 41 Massenerschießungen von Gettobewohnern statt; 
die Gettos wurden jedoch immer wieder mit Juden aus dem Reich und anderen Ländern auf-
gefüllt. Hinzu kam, daß sich in einigen Gebieten die deutsche Zivilverwaltung und die Wehr-
macht – im allgemeinen aus wirtschaftlichen Gründen – den Vernichtungsmaßnahmen entge-
genstellten. Ende Oktober 42 begann man schließlich, nach umfangreichen Selektionen die 
Gettos in Lager umzuwandeln oder die als arbeitsfähig Selektierten in bereits bestehende La-
ger zu überführen. Als die Rote Armee näher rückte, schob die SS einen Teil der Überleben-
den in Lager des Reichsgebietes und nach Auschwitz ab; die Restlichen wurden an Ort und 
Stelle erschossen. Wie bei der Auflösung der Vernichtungslager war man vor Aufgabe der 
Gebiete noch bemüht, die Massengräber zu beseitigen. ...<< 
Hitler erinnerte am 30. Januar 1942 im Berliner Sportpalast an den Jahrestag der Machtergrei-
fung. 
In dieser haßerfüllten Rede machte er England und die USA für den Krieg verantwortlich und 
kündigte die Ausrottung des Judentums an (x106/147): >>... Die Jahre 1914 bis 1918 bewei-
sen, daß nicht etwa der Gegner gesiegt hat; es war eine gemeine Revolte angezettelt von mar-
xistischen, liberalistischen, kapitalistischen Subjekten, und hinter allen als treibende Kraft der 
ewige Jude. ...  
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Damals trat uns ein Mann entgegen, der dem deutschen Volk unermeßlichen Schaden zuge-
fügt hat: 
Woodrow Wilson, der Mann, der mit eiserner Stirn log, wenn Deutschland die Waffen nieder-
legen würde, bekäme es einen Frieden der Versöhnung. ... 
1933/34 habe ich zunächst im Innern Ordnung geschaffen. 1935 begann nun der Kampf um 
die Freiheit nach außen. ... Überall aber entstanden neue Pläne von mir. ... 
Wenn ich mir demgegenüber meine Gegner ansehe: ... Dieser Schwätzer und Trunkenbold 
Churchill, ... dieses verlogene Subjekt, dieser Faulpelz ersten Ranges. ... Und von seinen 
Spießgesellen im Weißen Haus möchte ich dabei gar nicht reden, denn dieser ist nur ein arm-
seliger Irrer. ...  
Ich habe am 1. September 1939 im deutschen Reichstag schon ausgesprochen, ... daß dieser 
Krieg nicht so ausgehen wird, wie es sich die Juden vorstellen, ... sondern daß das Ergebnis 
dieses Krieges die Vernichtung des Judentums sein wird. Zum erstenmal wird diesmal das 
echt altjüdische Gesetz angewendet: Aug' um Aug', Zahn um Zahn.<< 
Im Rahmen der "Vernichtungsaktion Reinhard" (benannt nach Reinhard Heydrich, der am 
4.06.1942 an den Folgen eines Attentats starb) wurden vom 22. Juni bis zum September 1942 
mehr als 500.000 polnische Juden durch deutsche, baltische und ukrainische Todesbrigaden 
ermordet (x043/249). Sie fielen mehrheitlich Massenerschießungen zum Opfer. Die "Aktion 
Reinhard" leitete SS-Gruppenführer Odilo Globocnik. Nach dieser Vernichtungsaktion wurde 
Odilo Globocnik (1904 in Triest geboren, ehemaliger Gauleiter von Wien, seit 1942 SS-
Gruppenführer und Generalleutnant der Polizei, Spitzname: "Globus") im polnischen Distrikt 
Lublin eingesetzt. Er war dort maßgeblich an der Organisation der Vernichtungslager Belzec, 
Sobibór, Maidanek und Treblinka beteiligt.  
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schrieb später über die "Aktion 
Reinhard" (x051/20-21): >>Aktion Reinhard, Tarnbezeichnung für die Endlösung der Juden-
frage im Generalgouvernement, benannt nach dem Ende Mai 42 einem Attentat zum Opfer 
gefallenen RSHA-Chef Reinhard Heydrich.  
Mit der Durchführung der Aktion Reinhard beauftragte Himmler den SS- und Polizeiführer 
(SSPF) im Distrikt Lublin Globocnik. Seine Aufgabe umfaßte im wesentlichen Gesamt-
planung der Deportationen und der Vernichtungsaktion, Bau von Vernichtungslagern, Koor-
dination der Judentransporte aus den verschiedenen Verwaltungsbezirken in die Lager, Tötung 
der Juden, Sicherstellung der bei der Aktion Reinhard anfallenden Güter und deren Übergabe 
an die zuständigen Reichsbehörden.  
Zur Bewältigung der Aktion Reinhard gliederte Globocnik seiner Dienststelle eine Hauptab-
teilung ("Einsatz Reinhard") an, deren Leitung er dem Sturmbannführer Höfle (1962 in U-
Haft in Wien, Freitod) übertrug.  
Als Personal wurden Globocnik u.a. "erfahrene" ehemalige Mitarbeiter der Euthanasie-Aktion 
("T4") zur Verfügung gestellt, die er in Schlüsselpositionen einsetzte. Einer der ersten dieser 
Leute war der spätere Polizeimajor (Kriminalrat) und SS-Sturmbannführer Wirth, der zu-
nächst das Vernichtungslager Belzec aufbaute, von dort die Errichtung der Lager Sobibór so-
wie Treblinka beaufsichtigte und im August 42 Inspekteur der Lager wurde. Im März 42 nahm 
Belzec mit der Vernichtung von etwa 35.000 Juden aus dem Getto der Stadt Lublin den "Be-
trieb" auf. Anfang Mai 42 war Sobibór und im Juli 42 Treblinka einsatzbereit.  
Aufgabe der übrigen SSPF war es, die Juden in ihren Distrikten zu erfassen und den Vernich-
tungslagern im Bereich des SSPF Lublin zuzuführen. Die Abschiebung der Juden erfolgte in 
Sonderzügen mit geschlossenen Güterwagen unter dem Decknamen "Aussiedlung". Wegen 
kriegsbedingter Transportschwierigkeiten nahm man später davon Abstand, die Juden kleine-
rer Gettos in die Vernichtungslager zu bringen; sie wurden an Ort und Stelle erschossen. Von 
der "Aussiedlung" ausgenommen waren die in kriegswichtigen Betrieben arbeitenden Juden. 



 65 

Sie wurden in Arbeitslagern zusammengefaßt, die den SSPF unterstanden.  
Am 19.7.42 setzte Himmler den Abschluß der "Aussiedlung" auf den 31.12.42 fest. Außer den 
Arbeitslager-Häftlingen sollte es zu diesem Zeitpunkt im Generalgouvernement keine Juden 
mehr geben.  
Belzec stellte Ende Dezember 42 als erstes Lager die Vernichtungen ein. In Sobibór und Tre-
blinka verzögerte sich der Termin: Erst am 4.11.43 konnte Globocnik schließlich Himmler 
melden, daß er mit 19.10.43 die Aktion Reinhard abgeschlossen und die Lager aufgelöst habe. 
Insgesamt waren mindestens 1,75 Millionen Juden der Aktion Reinhard zum Opfer gefallen.  
Abschließend ließ Globocnik noch einen Bericht über die "verwaltungsmäßige Abwicklung 
der Aktion Reinhard" aufstellen, in dem "der Gesamtwert der angefallenen Gegenstände ... 
mit rund 180.000.000 RM" angegeben wurde.  
Betont wurde, daß nur Mindestwerte angenommen worden seien, die Verkehrswerte jedoch 
bedeutend höher lägen. Keine Erwähnung finden in dem Bericht die Werte des eingezogenen 
unbeweglichen Vermögens der Ermordeten. Gemäß Anordnung Himmlers vom 15.12.42 wur-
de es für Zwecke der "Festigung deutschen Volkstums" zur Verfügung gestellt, insbesondere 
für Umsiedler und andere bevorzugte Bewerber.<< 
 
Geheimhaltung der "Endlösung" 
Die NS-Behörden nutzten damals für die Durchführung der "Endlösung" grundsätzlich nur 
Tarnbezeichnungen. In den sichergestellten NS-Schriftstücken wurde jedenfalls später kein 
Hitler-Befehl gefunden, der eindeutig die Ausrottung der Juden anordnete. Die Deportationen 
tarnte und verharmloste man meistens als "Umsiedlungen" oder "Arbeitseinsatz im Osten". 
Die Sicherheitspolizei-, SS- und SD-Dienststellen führten später die Tarnbezeichnung "Son-
derbehandlung" ein. Himmler untersagte zwar ab 1943 diesen Begriff und ließ andere Be-
zeichnungen ("Aussiedlung" usw.) verwenden, aber die Tarnbezeichnung "Sonderbehand-
lung" blieb weiterhin ein "fester Begriff" für die physische Vernichtung des europäischen Ju-
dentums.  
Um die Ermordung der Juden vor der deutschen Bevölkerung zu verheimlichen, wurden alle 
Vernichtungslager (Auschwitz, Belzec, Kulmhof, Maidanek, Sobibór und Treblinka) in Polen 
errichtet und von speziell ausgewählten SS-Einheiten geleitet. Die "Endlösung" unterlag au-
ßerdem der höchsten Geheimhaltungsstufe des NS-Regimes ("Geheime Reichssache"), so daß 
man es fast bis zum Kriegsende schaffte, die Ausrottung des Judentums perfekt zu tarnen und 
zu verheimlichen.  
Im Verlauf des Zweiten Weltkrieges kümmerten sich die meisten Deutschen nicht um das 
Schicksal der deportierten Juden, denn damals hatte jeder genügend eigene Sorgen und viel-
fältige furchtbare Schicksalsschläge zu bewältigen. Bei der unmenschlichen Behandlung bzw. 
den Hungerkatastrophen der sowjetischen Kriegsgefangenen und der Verschleppung von aus-
ländischen Zivilarbeitern verhielt es sich ähnlich.  
Manche "Volksgenossen" ahnten schlimme Dinge und viele hatten ein schlechtes Gewissen, 
aber die eingeschüchterte Mehrheit des deutschen Volkes schwieg. Nach der Devise: "Mich 
geht's ja nichts an; ich kann's auch nicht ändern, hoffentlich geht das gut", nahmen die abge-
stumpften, unterdrückten Deutschen in den gnadenlosen Kriegsjahren alles widerstandslos 
hin. Angesichts der Tatsache, daß die Ermordung der deportierten Juden außerdem völlig 
sinnlos und vollkommen unvorstellbar war, glaubten fast alle Deutschen und die meisten jüdi-
schen Verschleppungsopfer den offiziellen NS-Informationen über den sogenannten "Ar-
beitseinsatz im Osten".  
Die große Mehrheit der Deutschen war bis zum Kriegsende davon überzeugt, daß die Juden 
nur vorübergehend Zwangsarbeit leisten mußten und danach wieder zurückkehren würden. 
Nur ein geringer Teil der deutschen Bevölkerung erfuhr aufgrund von Meldungen der auslän-
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dischen Rundfunksender (BBC etc.), daß in den besetzten Gebieten Polens NS-Vernichtungs-
lager existieren sollten. Diese unglaublichen Gerüchte über angebliche Vernichtungsaktionen 
nahm jedoch fast niemand ernst, sondern hielt sie für unsinnige Hirngespinste der ausländi-
schen Kriegspropaganda. 
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schrieb später über die Tarnbe-
zeichnung "Sonderbehandlung" (x051/543): >>Sonderbehandlung, Tarnbezeichnung der na-
tionalsozialistischen Machthaber für die physische Vernichtung von Menschen.  
Der Begriff wurde vermutlich durch ein Fernschreiben Heydrichs an alle Stapoleit- und Sta-
postellen vom 20.9.39 eingeführt betreffend die "Grundsätze der inneren Sicherheit während 
des Krieges", nach denen "zur Beseitigung von Mißverständnissen" zwischen Fällen zu unter-
scheiden war, "die auf dem bisher üblichen Wege erledigt werden können und solchen, die 
einer Sonderbehandlung zugeführt werden müssen", d.h. Fälle, die "hinsichtlich ihrer Ver-
werflichkeit, ihrer Gefährlichkeit oder ihrer Propagandistischen Auswertung geeignet sind, 
ohne Ansehen der Person durch rücksichtsloses Vorgehen (nämlich durch Exekution) ausge-
merzt zu werden. ..."  
Die Tarnbezeichnung wurde in den folgenden Jahren insbesondere in zahlreichen Erlassen des 
Chefs der Sicherheitspolizei und des SD, Verfügungen, Befehlen und Meldungen der diesem 
unterstellten Dienststellen sowie Einheiten verwendet. Im Laufe der Zeit scheint die Bedeu-
tung des Wortes so bekannt geworden zu sein, daß man dazu überging, andere Verschlüsse-
lungen zu wählen.  
Ungefähr ab Herbst 41 wurden z.B. für die Vorbereitung und Durchführung der Massenmorde 
an Juden u.a. die Worte "Umsiedlung" und "Aussiedlung" eingesetzt. Schließlich untersagte 
Himmler, daß von Sonderbehandlung (der Juden) gesprochen wurde, und ordnete an, den Be-
griff durch andere zu ersetzen (Schreiben des Persönlichen Stabs RFSS an dessen Inspekteur 
für Statistik vom 10.4.43). Tatsächlich blieb das Wort Sonderbehandlung jedoch weiterhin 
Bestandteil der spezifisch nationalsozialistischen Sprache.<<  
Der schlesische Schriftsteller Horst Bienek berichtete später über die Geheimhaltung der End-
lösung (x268/55-56): >>... Ich muß noch etwas zu Auschwitz sagen, daß nur 50 Kilometer 
von Gleiwitz entfernt lag. Auschwitz war natürlich ein Begriff, wir wußten, daß es ein KZ 
war. Auschwitz hatte ja zahlreiche Außenlager, darunter auch welche in Gleiwitz und im be-
nachbarten Blechhammer.  
Man wußte auch, daß dort Häftlinge schlecht behandelt wurden, an Hunger und Typhus star-
ben – aber daß dort planmäßig Juden vergast wurden, das hat wahrhaftig niemand gewußt, 
man hätte es damals wohl auch nicht geglaubt, wie es der Papst und das Foreign Office ja 
auch nicht glauben wollten.<< 
Der deutsche Politologe Eugen Kogon berichtete später über die Mitwisserschaft der Deut-
schen (x129/151-152): >>Was hat der Deutsche von den Konzentrationslagern gewußt? Au-
ßer der Existenz der Einrichtung beinahe nichts, denn er weiß heute noch wenig. Das System, 
die Einzelheiten des Terrors streng geheimzuhalten und dadurch den Schrecken anonym, aber 
um so wirksamer zu machen, hat sich zweifellos bewährt.  
Viele Gestapobeamte kannten, wie ich gezeigt habe, das innere der Konzentrationslager, in 
die sie ihre Gefangenen einwiesen, nicht; die allermeisten Häftlinge hatten vom eigentlichen 
Getriebe des Lagers und von vielen Einzelheiten der dort angewandten Methoden kaum eine 
Ahnung. Wie hätte das deutsche Volk sie kennen sollen? Wer eingeliefert wurde, stand einer 
ihm neuen, abgründigen Welt gegenüber. Das ist der beste Beweis für die allgewaltige Wirk-
samkeit des Prinzips der Geheimhaltung.  
Und dennoch! Kein Deutscher, der nicht gewußt hätte, daß es Konzentrationslager gab. Kein 
Deutscher, der sie für Sanatorien gehalten hätte. Wenig Deutsche, die nicht einen Verwandten 
oder Bekannten im Konzentrationslager gehabt oder zumindest gewußt hätten, daß der und 
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jener in einem Lager war. Alle Deutschen, die Zeugen der vielfältigen antisemitischen Barba-
rei geworden, Millionen, die vor brennenden Synagogen und in den Straßenkot gedemütigten 
jüdischen Männern und Frauen gleichgültig, neugierig, empört oder schadenfroh gestanden 
haben. Viele Deutsche, die durch den ausländischen Rundfunk einiges über die Konzentrati-
onslager erfahren haben. Mancher Deutsche, der mit Konzentrationslagern durch Außenkom-
mandos in Berührung kam. Nicht wenige Deutsche, die auf Straßen und Bahnhöfen Elendszü-
gen von Gefangenen begegnet sind. ...  
Kaum ein Deutscher, dem nicht bekannt gewesen wäre, daß die Gefängnisse überfüllt waren 
und daß im Lande unentwegt hingerichtet wurde. Tausende von Richtern und Polizeibeamten, 
Rechtsanwälten, Geistlichen und Fürsorgepersonen, die eine allgemeine Ahnung davon hat-
ten, daß der Umfang der Dinge schlimm war. ...<< 
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Dr. Alfred M. de Zayas berichtete über 
die beschränkte Zuständigkeit der Wehrmachtsuntersuchungsstelle (WUSt) und die Geheim-
haltung der "Endlösung" (x029/204): >>... Es ist anzunehmen, daß sie wohl gerüchteweise 
von der Tätigkeit der SS-Einsatzgruppen erfuhren. Dienstliche Mitteilungen über die Juden-
morde erhielten sie nicht; jedenfalls fehlt jeder Hinweis darauf, daß die WUST informiert o-
der eingeschaltet wurde. 
Die Existenz von Konzentrationslagern war allgemein bekannt, aber ob WUSt-Angehörige 
wußten, was sich dort tatsächlich abspielte oder gar das Ausmaß des Massenmordes erahnten, 
läßt sich aus den vorhandenen Akten nicht mehr feststellen. Dieser Informationsmangel könn-
te vielleicht auf die Geheimhaltung über die "Endlösung der Judenfrage" zurückzuführen 
sein.<<  
Alfred Grosser (französischer Politologe und Publizist) schrieb später über die vermeintliche 
"Unkenntnis der Deutschen" und die Mitschuld der westeuropäischen Alliierten (x075/101-
102): >>... Einerseits analysieren die Autoren als Forscher die Geheimhaltungstaktik der NS-
Führung, andererseits werfen sie als Ankläger der großen Mehrheit des deutschen Volkes vor, 
von der Natur und dem Ausmaß des Grauens Kenntnis gehabt zu haben. ...  
In Wirklichkeit war es nach 1945 unmöglich und ist es auch heute noch nach jahrzehntelanger 
Forschung sehr schwierig, genau zu wissen, wer was wußte, wer welchen Teil der furchtbaren 
Wirklichkeit aus seinem Gedächtnis verdrängt hat oder wer welche nach Hitlers Sturz aufge-
deckten Fakten in sein Gedächtnis aufnehmen mußte. Auf jeden Fall war das Wissen weiter 
verbreitet, als die Mehrzahl der Deutschen zugeben wollte, und viel weniger verbreitet, als die 
Sieger behaupteten. 
Erst viel später sollte man erfahren, daß die Weigerung, zur Kenntnis zu nehmen, daß die 
Komplizenschaft aufgrund bewußten Ignorierens und daß sogar die trotz Informiertseins un-
terlassene Hilfeleistung auch bei führenden ausländischen Politikern anzutreffen waren, insbe-
sondere bei dem amerikanischen Präsidenten Roosevelt. Dieser hatte aus Gründen politischer 
Opportunität (Anpassung) und vor allem aus Furcht vor dem nordamerikanischen Antisemi-
tismus nichts unternommen, um die Juden Europas zu retten, deren Schicksal er doch kannte. 
Allerdings wurde er in seinem tatenlosen Zusehen von einem bedeutenden Teil der nordame-
rikanischen Juden noch bestärkt, da diese sich weigerten zu wissen und zu handeln. ...<< 
Der deutsche Historiker Werner Maser (1922-2007) schrieb später über die angebliche Mit-
wisserschaft der deutschen Bevölkerung (x023/272-273): >>Die Bevölkerung wußte natür-
lich, daß die Juden nicht in Sanatorien geschafft wurden. Fragen blieben allerdings unbeant-
wortet. Daß niemand zurückkam, wurde als logisch empfunden; denn es war ja Krieg, und die 
Propaganda machte die Juden seit Sommer 1939 allein dafür verantwortlich. So konnte denn – 
neben der Verdrängung dieser Frage – vermutet werden, daß die jüdischen Mitbürger nach 
dem Sieg, auf den gerade nach den Erfolgen an den Fronten erneut gehofft wurde, wieder zu-
rückkehren würden. Kritische Zeitgenossen, die heimlich "Feindsender" hörten, erfuhren auch 
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von ihnen nichts über das, was Jahre später aller Welt bekannt wurde: die seit der sogenannten 
"Wannsee-Konferenz" vom 20. Januar 1942 über die "Endlösung" der Judenfrage besonders 
intensiv betriebene systematische Judenvernichtung. 
Nur ein verschwindend geringer Teil der Bevölkerung wußte, wenn er den mit Auschwitz ver-
deutschten Namen der in der Nähe von Warschau an der Eisenbahn-Hauptverbindung Wien-
Krakau liegenden polnischen Stadt hörte, daß sich da ein ganz besonders gefürchtetes Kon-
zentrationslager befand. 27 Monate lang wurden dort – seit April 1942 – Juden wie Ungezie-
fer umgebracht, ehe überhaupt etwas nach außen drang.  
Obwohl die SS in Auschwitz selbst kein Hehl aus dem machte, was sie "betrieb", war bis zur 
Flucht und der Berichte der Juden Vrba und Wetzler und des polnischen nichtjüdischen Ma-
jors Jerzy Tabeau außerhalb des Stacheldrahtes nicht bekannt, was innerhalb geschah. Selbst 
jüdische männliche Häftlinge, die bei ihrer Einlieferung von ihren Frauen und Kindern ge-
trennt worden waren, die kurz danach als nutzlos vergast wurden, erkundigten sich immer 
wieder, wo die Familienlager und "Sanatorien" seien, in denen sich ihre Familien befänden.  
Ein teuflisch ausgeklügeltes Sicherheitssystem garantierte ein schier undurchdringbares Ge-
heimhaltungsgeflecht, so daß Einzelheiten, die verängstigte und mißtrauische Auschwitz-
Flüchtlinge preisgaben, schließlich sehr viel eher ausländischen Institutionen als der deut-
schen Öffentlichkeit bekannt werden konnten. ... 
Wer das Verhalten der deutschen Bevölkerung, die zu jener Zeit im Gegensatz zu bestimmten 
ausländischen Stellen, Persönlichkeiten und Institutionen nahezu gar nichts wußte, beurteilen 
will, muß die inzwischen dokumentarisch abgesicherten Einzelheiten kennen, die nur als be-
stürzend bezeichnet werden können. ...<<  
Kletts Geschichtliches Unterrichtswerk Band IV berichtete über die Geheimhaltung der "End-
lösung" (x069/192): >>... Mit größter Heimlichkeit wird das schauerliche Vernichtungswerk 
betrieben. Nur ganz wenige wissen davon. Sehr viele ahnen, das Furchtbares geschieht, aber 
keiner hat Beweise, keiner wagt, die Stimme zu erheben: der Tod wäre ihm sicher, und sein 
Tod würde nicht den geringsten Erfolg haben.<< 
Der deutsche Historiker Hellmuth G. Dahms schrieb später über die angebliche Mitwisser-
schaft der Deutschen (x090/288): >>... Nachdem es Julius Stürmer, dem Herausgeber des an-
tisemitischen Wochenblattes "Der Stürmer", nicht gelungen war, das deutsche Volk gegen die 
Juden aufzuhetzen, erklärte die Führung den Massenmord zur "Geheimen Reichssache", so-
wie vorher schon die Tötung von über 100.000 Geisteskranken im Rahmen eines "Euthana-
sieprogrammes". Die "Vernichtung unwerten Lebens" hatte vielfach Entsetzen hervorgerufen. 
Über das Schicksal der Juden gab es wohl Gerüchte, doch da die Morde außerhalb Deutsch-
lands begangen wurden und die Weitergabe jeder Kunde von ihnen strenge Bestrafung nach 
sich zog, trat die ganze Wahrheit erst Jahre später zutage.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) schrieb später über die Ge-
heimhaltung der "Endlösung" (x025/145): >>... Es wäre naiv anzunehmen, in einem großen 
Staat wie Deutschland hätte niemand außer den Tätern selbst etwas von den Judenmorden 
gewußt. Ebenso naiv freilich wäre der Glaube, in einer Diktatur mit totaler Informationskon-
trolle würden die Spatzen Staatsgeheimnisse nur so von den Dächern pfeifen.  
Zur Frage der Mitwisserschaft ist u.a. daran zu erinnern, daß die Judenvernichtung "Geheime 
Reichssache" war, die höchste Geheimhaltungsstufe, die das Dritte Reich kannte. Uner-
wünschte Gesprächigkeit konnte mit sofortigem Erschießen geahndet werden. Der amtliche 
Schriftverkehr zum Thema bedient sich einer Tarnsprache; man redete nicht von Ausrottung, 
sondern von Partisanenbekämpfung bzw. Sonderbehandlung, nicht von Vernichtungslagern, 
sondern von Arbeitseinsatz im Osten, Evakuierung udgl. (wichtigste Ausnahme: die internen 
Berichte der Einsatzgruppen in der ersten Phase des Rußland-Feldzuges).  
Man beschränkte die Korrespondenz auf ein Minimum, so daß heute auffallend wenige ur-
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kundliche Beweise vorliegen. Auch nachträglich wurden Spuren aller Art verwischt, sobald es 
möglich war. In Einzelfällen war die Geheimhaltung nahezu perfekt. Ins Ghetto von Lodz z.B. 
drangen keine konkreten Informationen über die tödliche Gefahr, die im nahegelegenen KZ 
Kulmhof (Chelmno) lauerte.  
Da alle 6 großen Vernichtungslager im besetzten Polen jenseits der deutschen Polizeigrenze 
standen, war es im Reich naturgemäß besonders schwer, Informationen über die Vernich-
tungsstätten zu erhalten. Sogar Auschwitz, die größte der Todesfabriken, dürfte während des 
Krieges z.B. in Bayern unbekannt gewesen sein. – Die Vernichtungslager im Osten sind aller-
dings nicht mit den Terrorlagern in Deutschland zu verwechseln. Letztere waren von Anfang 
an ebenso bekannt wie gefürchtet.<< 
Der deutsche Historiker Eberhard Jäckel berichtete später über die Geheimhaltung der Endlö-
sung (x036/12): >>Das Unternehmen war streng geheim. Folglich wurde so wenig darüber 
wie möglich aufgeschrieben. Vieles wurde nur mündlich verhandelt, besonders auf der höch-
sten Führungsebene. Von den wenigen einschlägigen Dokumenten sind viele möglicherweise 
vor Kriegsende vernichtet worden. In denjenigen, die überliefert sind, ... (verwendet man) 
häufig Tarnbezeichnungen, die das Verständnis zusätzlich erschweren. ...<< 
Der nordamerikanische Historiker Norman G. Finkelstein schrieb später über Hitlers Geheim-
haltung der "Endlösung" (x268/53-54): >>Was sich für die Zeit bis 1939 nachweisen läßt, ist 
erstens, daß Hitlers früheste Reden durch und durch antisemitisch waren; daß er aber zweitens 
von seinen Angriffen auf die Juden abließ, nachdem er seit 1923 öffentlich auftrat, weil er 
gemerkt hatte, daß er mit antimarxistischer Propaganda besser ankam als mit antisemitischer; 
daß drittens in Hitlers Reden aus den Jahren unmittelbar vor seinem Wahlerfolg Angriffe auf 
die Juden nur am Rande vorkamen; und daß Hitler viertens in der Zeit von der Machtergrei-
fung bis zum Beginn des Krieges als sein letztes Ziel öffentlich nicht die Vernichtung, son-
dern die zwangsweise Emigration der Juden verkündete.  
"Selbst im Krieg, als seine Vernichtungsmaschinerie auf vollen Touren lief", heißt es bei Max 
Domarus, "beschränkte er sich in seinen Reden auf dunkle Andeutungen und Drohungen. Er 
wußte nur zu genau, daß ein derartiges Vernichtungsprogramm bei der Masse des Volkes und 
selbst der Mehrzahl seiner Parteigenossen auf Ablehnung gestoßen wäre." ...<< 
Der deutsche Publizist Rudolf Augstein (1923-2002, Herausgeber des Nachrichtenmagazins 
"Der Spiegel") berichtete später im Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" (5/1979): >>Ich habe 
es nicht gewußt 
Auf meine Nazi-Vergangenheit komme ich ungern zu sprechen. Nicht weil ich etwas zu ver-
bergen hätte, sondern, ganz umgekehrt, weil ich zufällig aus einer Familie stamme, die wegen 
ihrer katholischen Überzeugung in strikter Gegnerschaft zum Hitlerreich stand. 
Helden waren auch wir allesamt nicht. Ich beispielsweise, Jahrgang 1923, wurde 1938 Mit-
glied der Hitler-Jugend in einer Marionettenspielschar. Aber mit dem Schulspeisungs-Kakao, 
den ich als Sproß einer kinderreichen Familie kostenlos ... (trinken) durfte, sog ich Haß und 
Feindschaft gegen das Hitler-Regime mit ein. Mein Vater und meine Freunde, wir waren ü-
berzeugt, daß Hitler einen neuen Krieg machen werde und daß er ihn, um Deutschlands wil-
len, verlieren müsse. Nie war ich so deprimiert wie in den großen Tagen von 1940, als Hitler 
durch Paris streifte. 
Wie gesagt, nicht mein Verdienst. Man konnte auch anders aufwachsen. Ich schicke diese Er-
klärung nur voraus, um zu belegen, daß ich die Verbrechen der Nazis, wo ich ihrer gewahr 
wurde, sorgfältig registriert habe (mein Vater glaubte sogar, die Nazis hätten den Bischof von 
Hildesheim, Nikolaus Bares, vergiftet, und wir wissen ja inzwischen, daß die Nazis deutsche 
Bischöfe nicht umgebracht haben). 
Dreieinhalb Jahre war ich, Arbeitsdienst eingerechnet, an der Ostfront, als Soldat in einer 
selbständigen (Schwerpunkt-)Einheit der Heeresartillerie. Ich bin dort viel herumgekommen. 
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Aber erst nach Kriegsende erfuhr ich, daß die Nazis die Juden systematisch ermordet hatten. 
Auf diese Idee war selbst ich, der ihnen alles zutraute, nicht gekommen. 
Der Kaufmann Rüdenberg und seine Frau in Hannover, der meinem Vater seine Bildersamm-
lung, lauter Lovis Corinths, zum Geschenk anbot ("Nach dem Krieg geben Sie mir die Hälfte 
wieder, wenn ich noch lebe", mein Vater wollte nicht, er fand die Bilder auch zu schwei-
nisch), was war aus beiden nach unserer Ansicht geworden? Nun, man hatte sie nach Osten 
gefahren und in Arbeitslager gesteckt. Ihre Chancen, zurückzukehren, waren 50:50, vielleicht 
etwas geringer, wenn man ihr Alter bedachte. Aber einem Juden, der noch arbeiten konnte 
oder der pfiffig war, würde man dem nichts zu essen geben? Undenkbar übrigens, meine eige-
ne Chance, als VB-Funker den Krieg zu überleben, schätzte ich nicht viel höher ein). 
Als Kantinenwirt des Reichsarbeitsdienstes in Kulm 1941 erfuhr ich von dem Vormann 
Schnase (an dem Tag, als er das Lager verließ), SS-Leute hätten Kulmer Juden so lange mit 
Bambusstöcken auf die Hoden geschlagen, bis diese ohnmächtig geworden seien. Nun, das 
glaubte ich, so schätzte ich die Dreckskerle ein. 
Gerüchten dieser Art nachzugehen, fehlte unsereinem die Zeit, die Gelegenheit und die Ener-
gie. Wozu auch? Wir hatten mit der Nazi-Maschinerie selbst genug zu tun, und machen konn-
ten wir ohnehin nichts. Wir wollten nichts anderes als die Juden auch, nämlich überleben. 
In der Ukraine, im Sommer 1943, während des einzigen Vormarschs, den ich je mitgemacht 
habe, zogen unsere Leute bei der Mühle von Gadjatsch einen sowjetischen Kommissar aus 
einem Loch. Sie machten sich über seine rotgelackten Offiziersstiefel her und schickten ihn 
barfuß nach hinten: "Der wird ja doch erschossen." Dies wußten wir. Ich habe nicht prote-
stiert. Einen der Spionage verdächtigten Polen ließ ich entlaufen, als ich nachts Wachdienst 
hatte. Der Batteriechef brüllte mich an und sagte dann nur kurz: "Ich danke Ihnen." 
In Woitowka, einem rumänischen Dorf, wurden 1944 rumänische Juden zusammengezogen, 
konzentriert. Sie waren wegen ihrer Fertigkeiten bei der dumpfen bäuerlichen Bevölkerung 
unbeliebt, bei uns Soldaten beliebt. Ein junges Mädchen sagte mir: "Morgen muß ein Teil von 
uns weg. Wir werden alle ermordet." Ich fragte: "Wie machen die das? Und wieso ihr alle?" 
Sie sagte: "Weiß ich auch nicht. Wir haben aber zuverlässige Nachrichten, daß niemand von 
uns wieder zurückkommt, das ist alles." Ich sagte: "Du bist jung, und sie brauchen Arbeits-
kräfte, das sieht man doch." "Nützt alles nichts", sagte sie. Ich ahnte also und wußte nichts. 
Auf unseren Rückzügen trafen wir keine Juden an, aber das machte mich nicht stutzig. Wir 
trafen ja auch nicht auf junge Männer. Gegen Kriegsende kam ich als Offiziersanwärter noch 
nach Theresienstadt und konnte nun mit eigenen Augen feststellen, daß es noch Juden gab. Ob 
die beiden Rüdenbergs nicht vielleicht doch hier in Theresienstadt saßen? 
Und mein Vater, der jeden Abend Radio London und Radio Moskau hörte? Auch er hatte es 
nicht gewußt. Wie denn auch? Der kanadische Abwehroffizier im britischen Geheimdienst, 
Milton Shulman, hat in den ersten Monaten des Jahres 1944 "mit Entsetzen" das Verneh-
mungsprotokoll eines deutschen Kriegsgefangenen gelesen, in dem eine Massenerschießung à 
la "Holocaust" beschrieben wurde. 
Er und seine Kollegen hielten die Geschichte für übertrieben, "äußerstenfalls für einen schlim-
men Einzelfall". Ungeheuerlich bleibt, daß die Radiostationen des westlichen Auslands, daß 
der Papst das Morden nicht lauthals angeprangert haben: So unempfindlich waren die Nazis 
nicht, daß sie auf die Stimmung ihrer Truppen und der Bevölkerung nicht irgendwie hätten 
Rücksicht nehmen müssen; vielleicht, vielleicht auch nicht. 
Habe ich also wirklich nichts gewußt? Ja und nein. Jeder von uns kannte Dachau, Dachau 
stand für Eingesperrtsein und Nazi-Brutalität, für Konzentrationslager schlechthin. Ich kam 
aus dem östlichen Krieg nach Hause und wußte nichts von Gaskammern, nichts von der sy-
stematischen Ausmordung. Der Krieg hatte mich stumpf gemacht, mir wurde plötzlich be-
wußt, daß ich mich all die Zeit nur um mein eigenes Schicksal und das meiner Familie ge-
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kümmert hatte. Das Los der Juden war aus meinem Blickfeld herausgetreten. 
Die ersten Bilder von Skelett-Halden machten mir Grausen, aber kein schlechtes Gewissen. 
Sie waren nur der Anfang und kamen aus dem britisch besetzten Bergen-Belsen, wo nicht ver-
gast worden war. Als Reporter wurde ich von den Briten eingeteilt für den ersten KZ-
Prozeß.<< 
Die katholische Monatsschrift "THEOLOGISCHES" Nr. 3/4 – 2012 berichtete später über das 
Buch "Völkermord als Staatsgeheimnis" des nordamerikanischen Völkerrechtlers und Histori-
kers Alfred M. de Zayas (x853/...): >>Völkermord als Staatsgeheimnis 
Vom Wissen über die "Endlösung der Judenfrage" im Dritten Reich 
... Professor Doehring schreibt in seinem Vorwort, daß sein eigener Vater – der zeitweise 
Häftling im Konzentrationslager war und später im Untergrund überlebte - "diese Art der 
"Endlösung der Judenfrage" vielleicht geahnt, aber doch letztlich nicht für denkbar gehalten 
und von ihr konkret nichts "gewußt" hat (S. 9). 
Dem Verfasser geht es um die Frage, ob man von einer Kollektivschuld der Deutschen für die 
Judenmorde sprechen kann. Dabei stellt er klar heraus, daß der Massenmord ein historisches 
Ereignis ist, an dem man nicht rütteln kann. Es steht für ihn fest, daß der Führerbefehl Nr. 1 
vom 11.1.1940 eine entscheidende Rolle bei der Geheimhaltung spielte. Desgleichen die be-
rüchtigte Posener Rede Himmlers vom 4. Oktober 1943, in der dieser von der Notwendigkeit 
der "Endlösung" sprach, für die das deutsche Volk aber noch nicht reif sei und worüber des-
wegen nicht gesprochen werden dürfe: "Zwei Schwätzer wurden erschossen". 
Es ist nicht allgemein bekannt, daß deutsche Soldaten, die sich Vergehen oder Verbrechen 
gegen die Zivilbevölkerung zuschulden kommen ließen, hart bestraft wurden, selbst wenn es 
sich "nur" um Plünderungen bei Juden handelte. Ein Batteriechef wurde deswegen zum Tode 
verurteilt. Ein Unteroffizier, der eine russische Familie ermordete, wurde samt seinen Helfern 
ebenfalls erschossen (S. 23). 
Einige jüngere Historiker behaupten, daß die Kriegsgeneration über den Holocaust Bescheid 
wußte. Daniel Goldhagen meint in seinem Machwerk "Hitlers willige Vollstrecker" sogar, das 
deutsche Volk sei mit dem Holocaust einverstanden gewesen. 
Professor Jäger schreibt in seinem Buch "Verbrecher unter totalitärer Herrschaft", das Alfred 
de Zayas anführt: "Nur ein relativ kleiner Kreis von Eingeweihten durfte von ihnen (Vernich-
tungsmaßnahmen) Kenntnis haben; kein Presse- oder Wehrmachtsbericht erwähnte sie; im 
Unterschied zu den militärischen Siegen, die offen verkündet, gefeiert und von der Propagan-
da ausgewertet wurden, mußten die 'Erfolge', die das Regime auf dem Gebiet des 'Rassen-
kampfes' errang, absolut geheim gehalten werden" (S. 227). 
Der Chef der Parteikanzlei, Martin Bormann, gab am 11. Juli 1943 einen Erlaß heraus, nach 
dem "im Einvernehmen mit dem Führer (angeordnet wird), daß man bei einer öffentlichen 
Diskussion über die Judenfrage davon absehen soll, über eine Endlösung zu sprechen: Juden 
wurden zur Arbeit geschickt, en bloc und in angemessener Weise" (S. 33). 
Zahlreiche Leserbriefschreiber weisen darauf hin, daß die Feindsender keinerlei Berichte über 
die Massenmorde an Juden brachten. Auch in unserer Familie wurde regelmäßig BBC gehört. 
Niemals kamen Berichte über Massenmorde. 
In etlichen Feldpostbriefen berichteten deutsche Soldaten von Morden der SD-Einsatzgrup-
pen. Es gibt auch einige Fotoaufnahmen von Judenerschießungen, die aber in der Presse nicht 
veröffentlicht wurden. "Tatsächlich war es strengstens verboten, Erschießungen zu fotografie-
ren. Gerüchte machten vielfach die Runde. Aber glaubten die 'Volksgenossen' daran? 
War es nicht Feindpropaganda? Die Älteren erinnerten sich, daß die Alliierten während des 
Ersten Weltkriegs die deutschen 'Hunnen' beschuldigten, belgischen kleinen Kindern die Hän-
de abzuhacken. Waren Juden, die erschossen wurden, nicht womöglich Partisanen und Hek-
kenschützen? 
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Der Reichspressechef erteilte am 11. Juni 1942 die generelle Weisung: "Veröffentlichungen 
über die Maßnahmen gegen die Juden sind verboten" (S. 44). 
In den Nürnberger Kriegsverbrecherprozessen wurde deutlich, daß die "Endlösung der Juden" 
als geheime Reichsache eingestuft war.  
Hitler erließ am 11. Januar 1940 den "Grundsätzlichen Befehl": "Niemand: Keine Dienststel-
le, kein Offizier dürfen von einer geheim zu haltenden Sache erfahren, wenn sie nicht aus 
dienstlichen Gründen unbedingt davon Kenntnis haben müssen." - Dieser Befehl wird in den 
Nummern 2 - 4 noch weiter präzisiert (S. 189). 
Hitlers ehemalige Sekretärin, Christa Schröder, schrieb: 
"Dieser Befehl war in allen militärischen Büros und Schreibstuben aufgehängt" (S. 48). 
In seiner berüchtigten Posener Rede vom 4. Oktober 1943 über die "Judenevakuierung" sagte 
Himmler u.a.: "Unter uns soll es einmal ganz offen ausgesprochen sein, und trotzdem werden 
wir in der Öffentlichkeit nie darüber reden … Es gehört zu den Dingen, die man leicht aus-
spricht – das jüdische Volk wird ausgerottet … Und dann kommen sie alle an, die braven 80 
Millionen Deutschen und jeder hat seinen anständigen Juden …".  
Mit diesem letzten Satz macht Himmler ungewollt deutlich, daß das deutsche Volk nicht anti-
semitisch war. ... 
Es ist unbestritten, daß alle erwachsenen Deutschen, die von 1933 bis 1945 in Deutschland 
lebten, von der aggressiv antijüdischen Haltung der Machthaber wußten: "Deutsche, kauft 
nicht bei Juden!" - Selbst in kleineren Ortschaften gab es Stürmerkästen mit Hetzparolen ge-
gen Juden. 1938 kam es zur "Reichskristallnacht", die aber von der überwältigenden Mehrheit 
der Bevölkerung mißbilligt wurde. Daß 1941 der Judenstern eingeführt wurde, bekamen alle 
mit. Als im Lauf des Krieges zahlreiche Juden verschwanden, wurde dies mit Auswanderung 
erklärt. Später hieß es, sie kämen zum Arbeitseinsatz in den Osten. 
Den zweifellos in weiten Teilen verbreiteten Antisemitismus kann man nicht einfach mit dem 
Massenmord gleichsetzen: "Judenverfolgungen hat es über Jahrhunderte hin in allen Staaten 
Europas gegeben; Pogrome haben sich vor allem in der Ukraine, Rußland und Polen im 19. 
und 20. Jahrhundert ereignet" (S. 87 f.). 
Gerüchte über Tötungen und Massaker wurden bisweilen durch Feldpostbriefe und gelegentli-
che Äußerungen von Fronturlaubern bekannt. Bereits während des Nürnberger Prozesses wer-
tete eine ganze Armee von alliierten Juristen die NS-Akten aus, "um die zentralen Fragen zu 
klären, wer, was wann über den Holocaust wußte" (S. 94). 
Nach Befragung von über 150 Militärrichtern und zahlreichen Interviews mit führenden Offi-
zieren und Diplomaten ergab sich ein eindeutiges Bild: "Die 'Endlösung der Judenfrage' war 
nicht nur geheime Reichssache – sie ist in der Tat weitestgehend geheim gehalten worden" (S. 
97). ... 
Der vielleicht wichtigste jüdische Zeitzeuge, Viktor Klemperer, notierte am 2. April 1944 in 
seinem Tagebuch: "Einzeln genommen sind fraglos neunundneunzig Prozent der männlichen 
und weiblichen Belegschaft (in dem Betrieb, in dem er zwangsverpflichtet war) in mehr oder 
minder hohem Maße antinazistisch, judenfreundlich, kriegsfeindlich, tyranneimüde … Aber 
die Angst vor dem einen Prozent Regierungstreuer, vor Gefängnis, Beil und Kugel bindet sie" 
(S. 115 f.). 
Aus der Rede Himmlers in Posen geht hervor, daß dieser dem deutschen Volk nicht traute, 
auch nicht der Wehrmacht und nicht einmal seiner SS. Als sich 1943 etwa 200 SS-Leute zur 
Front meldeten, weil sie die Belastungen bei der Durchführung von Judenmorden nicht mehr 
tragen konnten und einige bereits Selbstmord verübt hatten, lehnte Himmler dies wegen der 
Geheimhaltung ab (S. 120). 
Denjenigen, die in einem Rechtsstaat aufgewachsen sind und immer wieder mit dem Holo-
caust konfrontiert werden, ist es unbegreiflich, daß viele der damals in Deutschland lebenden 
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Juden in einer Zeit, da es noch möglich war, nicht emigrierten. Es war ja unübersehbar, daß 
das Ausland Hitler hofierte, nicht nur, aber ganz besonders bei den Olympischen Spielen 
1936. 
Churchill schrieb am 12. November 1938 in der Times: "Ich habe immer gesagt, daß wenn 
Großbritannien in einem Krieg bezwungen worden wäre, wir einen Hitler ausfindig machen 
müßten, um uns zu dem uns gebührenden Platz unter den Nationen zurückzuführen" (S. 130 
f.). 
Der ehemalige amerikanische Richter im 11. Nürnberger Nachfolgeprozeß, Leon W. Powers, 
erklärte in seinem abweichenden Votum vom 14. April 1949: "Das Beweismaterial hat ge-
zeigt, daß das Ausrottungsprogramm unter strengster Geheimhaltung gehandhabt wurde. Hit-
ler wies Himmler an, die Aktion anlaufen zu lassen. Himmler suchte sich die Leute sorgfältig 
aus, die … die Ausrottung durchführen sollten und verpflichtete sie zur Geheimhaltung. (Es 
ging darum) … die Vorgänge vor dem deutschen Volk und allen, die nichts mit dem Unter-
nehmen zu tun hatten, zu verbergen" (S. 146). 
Heutige Anklagen von "Spätgeborenen", warum die Menschen im Dritten Reich nicht mehr 
Widerstand geleistet haben, ermangeln jeglicher Kenntnis der historischen Situation. Wer im 
"Tausendjährigen Reich" öffentlich gegen das Regime protestierte, verschwand umgehend im 
Konzentrationslager, ohne den Verfolgten hierdurch helfen zu können.<< 
 
NS-Vernichtungslager: "Fabriken des Todes" 
Wegen der besseren Geheimhaltung und weil man die "Endlösung" unbeobachtet durchführen 
wollte, errichteten spezielle SS-Einheiten ab 1941 im besetzten Polen 6 Vernichtungslager. 
Während in den Konzentrations- und Arbeitslagern zunächst die Arbeitskraft der Häftlinge 
und Zwangsarbeiter ausgebeutet wurde, dienten die Vernichtungslager ausschließlich der 
Massentötung der europäischen Juden. Ernst Jünger nannte diese Lager später "Fabriken des 
Todes". 
Aufgrund der strengen Geheimhaltungspflicht erteilte Reichsführer SS Himmler den Befehl, 
die Vernichtungslager nur in spärlich besiedelten, abgelegenen polnischen Gebieten zu errich-
ten. Die Standorte mußten jedoch über Bahnanschlüsse verfügen und durften wegen der Mas-
sentransporte nicht zu weit von den polnischen Gettos entfernt sein. Die Vernichtungslager 
unterlagen strengster Geheimhaltung und wurden von den SS-Wacheinheiten weiträumig ab-
gesperrt. Alle Zufahrtswege und Straßen wurden ununterbrochen bewacht.  
Das große Vernichtungslager Auschwitz (ursprünglich österreichische Kasernen bzw. Gebäu-
de des Tabakmonopols) wurde damals als riesiges Arbeitslager für oberschlesische Industrie-
betriebe (IG-Farben und andere) getarnt. Da das Todeslager Auschwitz ziemlich weit von den 
nächsten Siedlungen entfernt war, konnte man die wahren Vorgänge fast bis zum Kriegsende 
vor der Außenwelt verbergen.  
Die Vernichtungslager Belzec und Sobibór (Distrikt Lublin) und Treblinka (Distrikt War-
schau) waren relativ klein. Das Lager Treblinka war z.B. nur 400 m x 600 m groß (x036/157). 
Jedes Todeslager wurde zunächst mit 3 Gaskammern ausgestattet. Später installierte man wei-
tere Gaskammern.  
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schrieb später über die "Vernich-
tungslager" des NS-Regimes (x051/601-602): >>Vernichtungslager, Lager oder Teile von La-
gern, die im Rahmen der Endlösung der Judenfrage eingerichtet und grundsätzlich für die Tö-
tung von Juden bestimmt waren.  
Der Begriff Vernichtungslager richtet sich nach der Zweckbestimmung des Lagers, nicht nach 
den Zuständen darin. Reine Vernichtungslager waren Kulmhof, Belzec, Sobibór und Treblin-
ka; Auschwitz(-Birkenau) und (zeitweise) Maidanek hatten eine Doppelfunktion: Sie waren 
sowohl Vernichtungslager wie KZ.  
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In den reinen Vernichtungslagern wurden die Juden sofort nach der Ankunft getötet, wenn 
man von der Zurückstellung weniger für gewisse Kommandos (Leichen-, Aufräumkommando 
u.a.) absieht. In den Lagern mit Doppelfunktion fand nach Ankunft eines Transportes im All-
gemeinen eine Selektion statt. Die Arbeitsunfähigen wurden in die Gaskammern getrieben, 
die Arbeitsfähigen kamen zum Arbeitseinsatz in private oder SS-eigene Betriebe und wurden 
erst nach Ausschöpfung der Arbeitskraft getötet. Teilweise fanden in den Vernichtungslagern 
auch Tötungen von nichtjüdischen Häftlingen statt, z.B. von "Zigeunern" und "politisch un-
tragbaren" sowjetischen Kriegsgefangenen.<< 
Um die Zahl der Mitwisser zu begrenzen und wegen der Geheimhaltung, ließ Himmler oft-
mals ausländische SS-Wachmannschaften in den Vernichtungslagern einsetzen. Es handelte 
sich vielfach um baltische SS-Angehörige, ukrainische Hilfswillige und um sowjetische 
Kriegsgefangene, die sich freiwillig zum Dienst bei der SS gemeldet hatten. Die SS-Wach-
mannschaften waren in erster Linie für die Außenbewachung der Lager und die Bewachung 
der auswärtigen Arbeitsgruppen zuständig.  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) schrieb später über das SS-
Personal in den NS-Vernichtungslagern (x268/56): >>... Die Verfolgungsmaschinerie war so 
konstruiert, daß sie mit einem Minimum an deutschem Personal auskam. Besonders der Eich-
mann-Prozeß in Jerusalem (1961) hat offengelegt, mit welcher diabolischen Intelligenz die 
Nazis ihre Helfer aus den Reihen der Opfer zu gewinnen verstanden, angefangen von den Ju-
denräten in verschiedenen Ländern Europas bis zu den Hilfspolizisten in den Lagern; in The-
resienstadt war sogar der Henker ein Jude. ...<< 
Robert Pendorf vermerkte während des "Eichmann-Prozesses" (x025/146): >>... Auf dem 
ganzen Weg in den Tod bekamen die polnischen Juden kaum mehr als eine Handvoll Deut-
sche zu sehen.<< 
Der deutsche Historiker Eberhard Jäckel berichtete später über die Organisation und Durch-
führung der "Endlösung" (x036/12-14): >>Man kann 4 verschiedene Dienststellen unterschei-
den, die überwiegend nacheinander tätig wurden.  
Da waren erstens die 4 Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD, die dem Reichssi-
cherheitshauptamt unterstanden.  
Da war zweitens der SS- und Polizeiführer in Lublin, Globocnik, der unmittelbar Himmler 
unterstand, im Zuge der sogenannten Aktion Reinhard die Vernichtungslager von Belzec, So-
bibór und Treblinka betrieb und sich dabei weithin eines Personals bediente, das von der 
Kanzlei der NSDAP abgestellt worden war, die zuvor die sogenannte Aktion T 4, die Tötung 
von Geisteskranken geleitet hatte.  
Da war drittens der Kommandant des Konzentrationslagers Auschwitz, Höß, der als solcher 
dem SS-Verwaltungs- und Wirtschaftshauptamt unterstand, seine Weisungen für den Betrieb 
des Vernichtungslagers Auschwitz II (Birkenau) aber gleichfalls unmittelbar von Himmler 
erhielt.  
Da war viertens das Vernichtungslager Chelmno bei Lodz in den eingegliederten polnischen 
Gebieten, das einen Sonderfall darstellte. ... 
Desgleichen kann man verschiedene Tötungsarten unterscheiden. Es gab die Erschießungen, 
deren sich vor allem die Einsatzgruppen bedienten, und es gab die Tötungen durch Gas. Hier 
sind wieder 2 Gasarten zu unterscheiden, einerseits Kohlenmonoxid, vor allem in der Form 
von Auspuffgasen aus Verbrennungsmotoren, und andererseits Blausäure, besser bekannt un-
ter dem Handelsnamen Zyklon B. Kohlenmonoxid, das bei der Aktion T 4 in Stahlflaschen 
verwendet worden war, wurde beim Mord an den Juden in zwei Formen verwendet, nämlich 
in mobilen Gaswagen und in stationären Gaskammern. Zyklon B wurde nur in Gaskammern 
verwendet.  
Man kann verschiedene Personenkreise oder Nationalitäten unterscheiden, die zu verschiede-



 75 

nen Zeiten in den Mordprozeß einbezogen wurden.  
Da waren zunächst die sowjetrussischen Juden, deren erste wohl am 24. Juni 1941 in dem 
litauischen Grenzort Garsden erschossen wurden. 
Da waren sodann die deutschen Juden, deren erste am 25. November 1941 in Kowno durch 
das Einsatzkommando 3 der Einsatzgruppe A erschossen wurden. 
Da waren drittens die polnischen Juden, deren Massentötung vermutlich am 8. Dezember 
1941 im Vernichtungslager Chelmno in Gaswagen begann. 
Und da waren schließlich die übrigen europäischen Juden, deren Massentötung im Frühjahr 
1942 einsetzte. 
Man kann in diesem Zusammenhang auch die Unterscheidung treffen, daß viele Juden. vor 
allem die sowjetrussischen und die polnischen, an oder nahe bei ihren Wohnsitzen getötet 
wurden, während die meisten anderen mit der Eisenbahn zu den Tötungseinrichtungen trans-
portiert wurden, anfänglich einige zu den Erschießungsplätzen der Einsatzgruppen, später alle 
in die Vernichtungslager. ...<<  
Der französische Politikwissenschaftler und Germanist Alfred Grosser berichtete später über 
die NS-Todesmaschinerie (x075/83-85): >>... Als die Maschinerie erst einmal reibungslos 
funktionierte, konnten Millionen von Männern, Frauen und Kindern getötet werden. Zuerst 
diejenigen, die von vornherein arbeitsunfähig waren, dann diejenigen, die die Schinderei am 
Rande des Hungertodes vielleicht noch überlebt hätten, der "widerstandsfähige Rest", der um 
so gefährlicher war, als er Rächer in die Welt setzen konnte.  
Die Maschinerie funktionierte dank einer sachkundigen Verwaltung mit genauester Aufga-
benverteilung. Unter dem Stichwort "Endlösung der Judenfrage" teilte Heydrich am 25. Juni 
1942 allen Verantwortlichen der Sicherheitspolizei, des Sicherheitsdienstes und der "Einsatz-
gruppen" mit, daß er ab sofort beauftragt sei, alle organisatorischen und materiellen Maßnah-
men für eine Gesamtlösung der Judenfrage innerhalb der deutschen Einflußgebiete in Europa 
zu treffen. ... 
Diese Organisation schloß auch die wirtschaftliche Ausbeutung der Gefangenen zu Lebzeiten 
ein; sie wurden z.B. Industrieunternehmen zur Verfügung gestellt und auch zur systemati-
schen Perfektionierung der Mordmaschinerie eingesetzt.  
In gewisser Weise stellten die grausamen, sadistischen Willkürhandlungen in der Endphase 
der Lager so etwas wie eine Ausnahme dar: Im Gegensatz zu den Erniedrigungen, denen die 
Gefangenen der dreißiger Jahre ausgesetzt waren, weil die diensthabenden SA-Leute sich ih-
nen unterlegen fühlten, hatten diese Willkürhandlungen nicht den Zweck, Menschen zu ent-
würdigen. Jetzt betrachtete man sie einfach als Untermenschen, als Nicht-Menschen. ... Die 
Juden wurden gemordet, weil sie Juden waren. ...<< 
 
Opfer der Endlösung 
Die "bürokratische, industrialisierte" NS-Tötungsmaschinerie arbeitete während des Zweiten 
Weltkrieges unter strengster Geheimhaltung und vernichtete kaltblütig und "rationell" Millio-
nen von wehrlosen Menschen. Wie viele Juden durch die SS-Organisationen ermordet wur-
den, konnte man nie genau ermitteln.  
SS-Obergruppenführer Ernst Kaltenbrunner soll nach seiner Verhaftung die Gesamtzahl von 5 
Millionen ermordeten Juden genannt haben (x090/287).  
Der Nürnberger Gerichtshof unterstellte im Jahre 1946, daß etwa 5,7 Millionen europäische 
Juden ermordet wurden.  
Das "Institut für jüdische Probleme" in New York ermittelte im Jahre 1957 eine Gesamtzahl 
von 5.978.000 ermordeten Juden (x129/69). 
Der englische Historiker Gerald R. Reitlinger (1900-1975) berichtete im Jahre 1960 in seinem 
Buch "Die Endlösung. Hitlers Versuch der Ausrottung der Juden Europas 1939–1945" von 
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4.194.000 bis 4.581.000 jüdischen Opfern (x025/246).  
Der nordamerikanische Historiker Raul Hilberg (1926-2007, "The Destruction of the Europe-
an Jews"; 1961, 1971) berichtete von 5,1 Millionen Opfern des NS-Völkermordes (x025/246). 
Gemäß Hilberg wurden etwa 1,5 Millionen jüdische Mordopfer durch mobile SD- und SS-
Einsatzgruppen liquidiert, annähernd 3,0 Mio Juden ermordete man in den 6 Vernichtungsla-
gern, während die übrigen Opfer durch Hunger, Kälte und Seuchen in den Gettos und Kon-
zentrationslagern oder im Verlauf der katastrophalen Todesmärsche und Räumungstransporte 
umkamen (x042/11).  
Der deutsche Historiker Andreas Hillgruber (1925-1989) berichtete im Jahre 1981 von insge-
samt 4,2 bis 5,7 Millionen ermordeten europäischen Juden (x041/118).  
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schrieb im Jahre 1985 über die Op-
fer der "Endlösung" (x051/153): >>... (Endlösung) ... Die genaue Anzahl der im Rahmen der 
Endlösung ums Leben gekommenen Juden läßt sich nicht feststellen. Aus erhalten gebliebe-
nen Berichten über Tötungsaktionen der Einsatzgruppen und anderer Einheiten, Transportli-
sten in die Vernichtungslager, Statistiken über die bei Beginn der Aktionen in den Gebieten 
lebenden Juden in Verbindung mit Rückmeldungen nach dem Kriege u.a. ist davon auszuge-
hen, daß rd. 5 Millionen Juden ermordet worden oder infolge der Lebensverhältnisse in den 
Lagern verstorben sind.  
Wie viele von ihnen hätten gerettet werden können, wenn die Alliierten zu systematischen 
Bombardierungen der Zufahrtswege, insbesondere nach Auschwitz, übergegangen wären, ist 
neuerdings - zuweilen aus untauglichen Gründen der Zuweisung von Mitschuld - viel erörtert 
worden. Eine Antwort ist nicht möglich. Die Alliierten handelten nach Roosevelts Devise, daß 
allen Verfolgten am besten geholfen würde durch Konzentration aller Mittel auf eine Be-
schleunigung des Sieges über Hitler.<< 
"DAS NEUE DUDEN LEXIKON" berichtete im Jahre 1989 von 5-6 Millionen jüdischen 
Mordopfern (x017/1.921).  
Der "dtv-Atlas", Band II berichtete im Jahre 1991 von mindestens 5,29 Millionen getöteten 
europäischen Juden (x061/483).  
Die jüdischen Historiker der Forschungs- und Gedenkstätte Yad Vashem in Jerusalem gehen 
von 6,0 Millionen jüdischen Mordopfern aus. Diese Zahl wird auch regelmäßig von israeli-
schen Regierungsvertretern zitiert (x025/246).  
"DER BROCKHAUS" berichtete im Jahre 2006 von etwa 6 Millionen jüdischen Opfern 
(x251/149). 
 
Gleichgültigkeit und fehlende Hilfsbereitschaft der westlichen Alliierten 
Obwohl die Vernichtung der europäischen Juden etwa seit Juni 1942 in Nordamerika und 
England bekannt war und die SS- und SD-Einheiten bereits Hunderttausende von wehrlosen 
Juden massakriert hatten, unternahmen die westlichen Alliierten fast nichts, um die verfolgten 
Juden zu retten. Es war eine beschämende, unfaßbare Tragödie, denn in fast allen Ländern 
wurden die ausgestoßenen Juden weiterhin abgewiesen.  
Die Rettung der Juden scheiterte damals überall an bestürzender Gleichgültigkeit und man-
gelnder Hilfsbereitschaft. Während des Zweiten Weltkrieges interessierte sich eigentlich nie-
mand für den Überlebenskampf des jüdischen Volkes oder war tatsächlich bereit, den Juden 
zu helfen. Fast alle Staaten und Organisationen waren nicht bereit, die Verfolgten ent-
schlossen und ernsthaft zu unterstützen. Das Internationale Rote Kreuz lehnte es damals 
grundsätzlich ab, die Betreuung der jüdischen KZ-Häftlinge zu übernehmen (x023/274).  
Auch die nordamerikanischen Juden (damals ca. 5,0 Millionen US-Bürger) blieben jahrelang 
meistens stumm. Die einflußreichen jüdischen Organisationen, wie z.B. American Jewish 
Committee (überwiegend wohlhabende deutschstämmige Juden), American Jewish Congress 
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(Mittel- und Unterschichtsjuden) und World Jewish Congress, der 1936 gegründet wurde, ver-
hielten sich zunächst ebenfalls abwartend (x023/275).  
Aufgrund der damaligen militärischen Lage konnten die westlichen Alliierten den Völker-
mord an den Juden zwar nicht verhindern, aber sie hätten die gefährdete jüdische Bevölkerung 
mindestens vor den drohenden Gefahren warnen müssen. Hunderttausende der verfolgten eu-
ropäischen Juden wären außerdem nicht umgekommen, wenn man sie wenigstens vorüberge-
hend aufgenommen hätte. 
Das unchristliche Verhalten der westlichen Alliierten verminderte natürlich nicht die grenzen-
lose Schuld des NS-Regimes, aber diese "demokratischen Länder" wurden zweifellos wegen 
unterlassener Hilfeleistung mitschuldig.  
Von 1933 bis zum Kriegsausbruch im Jahre 1939 flohen etwa rd. 218.100 Juden, überwiegend 
Deutsche und Österreicher, nach Palästina (x055/507).  
1940/41 durften 28.927 Juden in Nordamerika einwandern. Von 1941/42-1944/45 wurden 
lediglich 28.045 Juden in Nordamerika aufgenommen (x042/12,164). Obwohl Nordamerika 
nur etwa 10 % der jüdischen Einwanderungsquoten ausschöpfte, lehnte die US-Regierung 
noch im Jahre 1943 die schwedische Anfrage ab, 20.000 deutsch-jüdische Flüchtlingskinder 
aufzunehmen, da man angeblich das festgesetzte Einreiselimit nicht überschreiten könnte 
(x043/470).  
Von 1933-1945 wurden lediglich 794.250 jüdische Emigranten und Flüchtlinge in folgenden 
Ländern aufgenommen (x043/470): Sowjetunion (250.000 jüdische Flüchtlinge), Nordameri-
ka (240.000), Südamerika (108.000), England (72.750), Schweiz (25.000), Schanghai 
(25.000), Portugal (15.000), Schweden (12.000), Australien (9.000), Südafrika (8.000), Kana-
da (8.000), Dominikanische Republik (5.000), China (5.000), Kuba (4.500), Spanien (3.000), 
Mexiko (2.000) und Japan (2.000).  
Ende 1945 berichtete die "New York Times" über die jüdische US-Einwanderungspolitik 
(x042/165): >>... Die Vereinigen Staaten, einst das Gelobte Land der Unterdrückten und Ver-
folgten Europas, waren fast so unzugänglich wie Tibet. ...<<  
Der französische Politikwissenschaftler und Germanist Alfred Grosser schrieb später in sei-
nem Buch "Ermordung der Menschheit" über die Probleme der jüdischen Auswanderer 
(x075/81): >>... Alles in allem verließen ungefähr 254.000 jüdische Emigranten zwischen 
1933 und 1939 Deutschland, dazu kamen weitere 23.000 in den Jahren 1940 und 1941. Das es 
nicht mehr waren, lag zu einem Gutteil an der Weigerung der anderen Länder – der Vereinig-
ten Staaten, Großbritanniens, Frankreichs, der Schweiz -, sie in großer Zahl aufzunehmen. 
Die amerikanische Regierung beispielsweise beschränkte sich nicht etwa darauf, die Quote für 
deutsche Einwanderer nicht zu erhöhen; sie verlangte von jedem ... eine Bescheinigung dar-
über, daß ein Bürger der USA den Flüchtling aufnehmen und unterstützen würde.  
Da beim Verlassen Deutschlands eine bestimmte Summe verlangt wurde und bei der Ankunft 
ebenfalls Geldmittel erforderlich waren, war die Emigration für wohlhabende Juden leichter 
als für mittellose. Aber die wohlhabendsten waren oft auch die am meisten integrierten, die 
zutiefst deutschen, das heißt, sie neigten am stärksten dazu, trotz der immer härter werdenden 
Maßnahmen, denen sie ausgesetzt waren, zu bleiben.<< 
Der nordamerikanische Historiker David S. Wyman (Prof. für amerikanische Geschichte) 
schrieb später in seinem Buch "Das unerwünschte Volk" über die unzureichenden Hilfs-
maßnahmen der US-Regierung (x042/7-8): >>... Amerika, traditionell das Land für Verfolgte 
und Unterdrückte, hat wenig Hilfsbereitschaft gezeigt. Die amerikanischen Christen waren 
keine barmherzigen Samariter. Selbst den amerikanischen Juden gebrach es an tatkräftigem 
Engagement, das angesichts der Ungeheuerlichkeit dessen, was mit den europäischen Juden 
im Dritten Reich geschah, geboten gewesen wäre. Die Nazis waren die Mörder, aber wir lie-
ßen sie gewähren. 
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Zwischen Juni 1941 und Mai 1945 haben die Nazis fünf bis 6 Millionen Juden ermordet. Die 
Deutschen hatten fast ganz Europa besetzt. Selbst wenn die Alliierten alles in ihrer Macht ste-
hende versucht hätten, wäre sicherlich auch nur ein Drittel der Opfer zu retten gewesen. 
Gleichwohl – mehrere hunderttausend Menschen hätten überleben können, und zwar ohne 
Beeinträchtigung der alliierten Kriegführung. Aus den Unterlagen geht hervor, daß entschlos-
sene Rettungsbemühungen möglich gewesen wären, wenn die Vereinigten Staaten die Initiati-
ve dazu ergriffen hätten. Aber die US-Regierung hat lange Zeit überhaupt nichts getan. ... 
Der Holocaust war sicherlich eine jüdische Tragödie. Aber er war nicht nur dies. Er war auch 
eine christliche Tragödie, eine Tragödie für die westliche Zivilisation, ja, für die ganze 
Menschheit. Menschen haben Menschen umgebracht, während andere untätig zusahen. Auch 
wenn die Täter kaum als gläubige Christen zu bezeichnen sind, entstammten sie doch der 
christlichen Kultur. Auch die Zuschauer, die am ehesten imstande gewesen wären zu helfen, 
waren Christen. Ihnen hätte klar sein müssen, was ihre Pflicht war. 
Doch nur verhältnismäßig wenige nichtjüdische Amerikaner hatten begriffen, daß die Krise 
des europäischen Judentums auch ihre eigene Krise war. Die meisten haben entweder die Au-
gen vor dem Völkermord verschlossen oder ihn als jüdisches Problem betrachtet, um das die 
Juden sich zu kümmern hatten. Dies erklärt vielleicht zum Teil, warum die Vereinigten Staa-
ten so wenig Hilfsbereitschaft gezeigt haben. 
Wäre die Reaktion heute eine andere? Wären wir heute sensibler, weniger egoistisch, zu grö-
ßeren Opfern bereit und beherzter, als es die Menschen damals waren? ...<< 
 
Kollektivschuld oder historische Mitverantwortung der Deutschen? 
Angesichts der unfaßbaren Menschenverluste und äußerst grausamen Durchführung zählt die 
Ermordung der europäischen Juden zweifelsohne zu den dunkelsten Kapiteln der bisherigen 
Menschheitsgeschichte. Ungeachtet der historischen Mitverantwortung darf man jedoch nicht 
vergessen, daß die große Mehrheit des deutschen Volkes (im Gegensatz zu manchen osteuro-
päischen Nachbarn) in der jahrhundertealten deutsch-jüdischen Geschichte kein Feind des 
jüdischen Volkes war, sondern daß ausschließlich Mitglieder der verbrecherischen NS-
Organisationen die Judenvernichtung durchführten.  
Der israelische Historiker Saul Friedländer berichtete später über den angeblichen Antisemi-
tismus der deutschen Bevölkerung (x036/48-49): >>... Der Historiker, der nicht durch ideolo-
gische oder theoretische Scheuklappen behindert ist, kann leicht erkennen, daß es der natio-
nalsozialistische Antisemitismus und die antijüdische Politik des Dritten Reiches waren, die 
ganz wesentlich den besonderen Charakter des Nationalsozialismus prägten. ...  
Allenfalls kann man von einem bis heute einzigartigen Auftauchen eines messianischen Glau-
bens und einer apokalyptischen Vision der Geschichte mitten im politischen, bürokratischen 
und technologischen System einer hochentwickelten Industriegesellschaft sprechen. Aber 
auch hierbei entsteht wieder ein falscher Eindruck - es gab keine Massenbewegung gegen die 
Juden, nicht einmal den Kreuzzug einer fanatischen Sekte. Die Bürokratie spielte die zentrale 
Rolle, eine Bürokratie, die der Vernichtung gleichgültig gegenüberstand, aber von einem Füh-
rer gelenkt wurde, der seinerseits von den stärksten Überzeugungen getrieben wurde.  
Die Lähmung der Historiker resultiert aus der Gleichzeitigkeit und Verquickung völlig hete-
rogener Phänomene: messianischer Fanatismus und bürokratische Strukturen, pathologische 
Handlungsantriebe und administrative Erlasse, archaische Denkweisen in einer hochentwik-
kelten Industriegesellschaft. 
Wir wissen im einzelnen, was geschah; wir kennen die Abfolge der Ereignisse und ihre mög-
lichen Zusammenhänge; aber die Tiefendynamik des Phänomens entgleitet uns. Und was wir 
auch nicht begreifen, ist die fast schlagartige Auflösung der politischen, institutionellen und 
der Rechtsstrukturen Deutschlands sowie die Kapitulation der moralischen Kräfte, die natur-
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gemäß wichtige Hindernisse hätten darstellen müssen für die Nazis in Deutschland, in anderen 
europäischen Ländern und in der gesamten westlichen Welt. ...<<  
Prof. Hans Rothfels (1891-1976, deutsch-amerikanischer Historiker) schrieb später über den 
vermeintlich ausgeprägten Antisemitismus der deutschen Bevölkerung (x025/143-144): 
>>Daß Antisemitismus zum Urbestand der nationalsozialistischen Bewegung gehörte – auf 
der Grundlage einer tendenziösen Rassentheorie, aber auch in Verbindung mit Antikapitalis-
mus oder Antikommunismus -, daß er auf breite Schichten eine starke Anziehungskraft hatte 
und Gelegenheit zu schlimmsten Exzessen wie auch widerlicher Bereicherung bot, braucht 
nicht betont zu werden.  
Aber daß diese Gesinnungen und Handlungsweisen sich mehr oder weniger allgemeiner Zu-
stimmung erfreuten oder bereitwillig hingenommen wurden, trifft keineswegs zu. ...<< 
Der britisch-jüdische Schriftsteller und Verleger Sir Victor Gollancz (1893-1967, Mitbegrün-
der des Nationalkomitees für die Rettung der Opfer des Naziterrors und entschiedener Gegner 
der "deutschen Kollektivschuld") schrieb später in seinem Buch "Unser bedrohtes Erbe" 
(x025/131): >>... Jetzt, so sagte man, wüßten wir nun endlich, daß die deutsche Nation als 
Ganzes schuldig wäre: Warum nämlich hätte sie nicht, wofern es anders wäre, um jeden Preis 
sich gegen diese Verbrechen ausgesprochen und sich gegen Hitler aufgelehnt?  
Dabei kam man gar nicht auf den Gedanken, sich die Frage vorzulegen, was man denn selber 
unter ähnlichen Verhältnissen geleistet haben würde; man hielt nicht einen Augenblick inne, 
um sich innerlich darüber Rechenschaft abzulegen, ob man wohl, wofern der Preis, über den 
man so glatt dahinschwätzte, Tod oder Folter nicht nur für einen selbst, sondern auch für die 
eigenen Kinder gewesen wären - ob man dann auch noch, jenseits aller Zweifel, das hinrei-
chende Maß von Heroismus besessen haben würde, um solche Gefahren auf sich zu nehmen. 
...<< 
Der deutsche Historiker Andreas Hillgruber (1925-1989) berichtete später über den Mord an 
den europäischen Juden im Zweiten Weltkrieg (x036/222-223): >>... Der Massenmord an den 
europäischen Juden wurde möglich durch das Zusammentreffen einer Reihe von Faktoren im 
Sommer 1941: Vor dem Hintergrund der breiten antisemitischen Tendenzen in Deutschland 
seit dem Ersten Weltkrieg waren dies 
- erstens die fanatische Entschlossenheit des von einem infernalischen Judenhaß getriebenen 
"Führers" Hitler, der in der Situation des Sommers 1941 mit der Eröffnung des Vernichtungs-
krieges gegen den "jüdischen Bolschewismus" den Weg für "seine" "Endlösung" frei sah; 
- zweitens die Bereitschaft und Bereitstellung einer – nicht notwendigerweise von gleichem 
Fanatismus getragenen, vielmehr durchaus aus apolitischen, unterschiedlichen Motiven dafür 
zu gewinnenden - Personengruppe, die das Verbrechen ausführte. 
- drittens eines sehr viel größeren Personenkreises, der im weiteren Sinne innerhalb eines or-
ganisatorischen und technischen Apparats vor allem die Massendeportationen aus dem 
deutsch-beherrschten Europa in die Vernichtungslager besorgte; 
- viertens die zu erwartende Hinnahme des – wenn auch unvermeidlich nur unzulänglich – 
verschleierten Vorgangs durch die auf den als "nationale" Sache betrachteten Krieg und auf 
die davon herrührenden Alltagsnöte und Sorgen (an der Front wie in der Heimat) konzentrier-
ten Masse der deutschen Bevölkerung. 
So einmalig die Konstellation des Jahres 1941 war: Die Tatsache eines direkten und indirek-
ten Mitwirkens einer großen Zahl von Menschen innerhalb der den Mord ausführenden und in 
Gang haltenden Organisationen, Behörden und Dienststellen ganz unterschiedlicher Prägung 
wie auch die Hinnahme des zumindest dunkel geahnten grauenhaften Geschehens durch die 
Masse der Bevölkerung weisen über die historische Einmaligkeit des Vorgangs hinaus. Die 
offenkundige Leichtigkeit, unter den zivilisatorischen Bedingungen des 20. Jahrhunderts 
Menschen dafür zu gewinnen, sie dahingehend zu manipulieren", Menschen wie Waren zu 



 80 

behandeln und in großer Zahl umzubringen, wie es bei der Aufklärung vieler Einzelfälle in 
den Prozessen gegen Täter zutage trat, ist dabei das am meisten Beunruhigende, der hohe An-
teil von Akademikern daran das zutiefst Erschreckende.  
Es stellt sich die ins Anthropologische, Sozialpsychologische wie ins Individualpsychologi-
sche reichende Frage möglicher Wiederholungen unter anderen ideologischen Rahmenbedin-
gungen in tatsächlich oder vermeintlich wiederum extremen Situationen und Konstellationen. 
Über das Wachhalten an die Erinnerung an die Millionen Opfer hinaus, das dem Historiker 
aufgegeben ist, stellt diese Frage, die auf ein zentrales Problem der Gegenwart und der Zu-
kunft verweist und somit die Aufgabe des Historikers transzendiert, eine fundamentale Her-
ausforderung an uns alle dar.<< 
Die nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges erhobenen Vorwürfe der Kollektivschuld (recht-
liche Schuld einer Gemeinschaft bzw. eines Volkes) wurden in den folgenden Jahren offiziell 
fallengelassen, denn sie widersprachen eindeutig dem allgemeinen Rechtsdenken, das nur die 
Rechtsschuld des einzelnen Täters kennt. Die Kollektivschuld und die kollektive Haftung (wie 
z.B. die Sippenhaft des Stalin- und Hitlerregimes) wurden schließlich in allen demokratischen 
Staaten als Rechtsbeugung eingestuft. 
Der deutsche Philosoph Karl Jaspers (1883-1969) schrieb im Jahre 1946 ("Die Schuldfrage") 
über den Vorwurf der deutschen Kollektivschuld (x129/153-154): >>Es ist zu unterscheiden:  
1) Kriminelle Schuld: Verbrechen bestehen in objektiv nachweisbaren Handlungen, die gegen 
eindeutige Gesetze verstoßen. Instanz ist das Gericht. ... 
2) Politische Schuld: Sie besteht in den Handlungen der Staatsmänner und in der Staatsbür-
gerschaft eines Staates, infolge derer ich die Folgen der Handlungen dieses Staates tragen 
muß, dessen Gewalt ich unterstellt bin und durch dessen Ordnung ich mein Dasein habe. Es 
ist jedes Menschen Mitverantwortung, wie er regiert wird. Instanz ist die Gewalt und der Wil-
le des Siegers. ... 
3) Moralische Schuld: Für Handlungen, die ich doch immer als dieser einzelne begehe, habe 
ich die moralische Verantwortung, und zwar für alle meine Handlungen, auch für politische 
und militärische Handlungen, die ich vollziehe. Niemals gilt schlechthin "Befehl ist Befehl". 
Wie vielmehr Verbrechen Verbrechen bleiben, auch wenn sie befohlen sind (obgleich je nach 
dem Maße von Gefahr, Erpressung und Terror mildernde Umstände gelten), so bleibt jede 
Handlung auch der moralischen Beurteilung unterstellt. Die Instanz ist das eigene Gewissen 
und die Kommunikation mit dem Freund und dem Nächsten, dem liebenden, an meiner Seele 
interessierten Mitmenschen. 
4) Metaphysische Schuld: Es gibt eine Solidarität zwischen Menschen als Menschen, welche 
einen jeden mitverantwortlich macht für alles Unrecht und alle Ungerechtigkeit in der Welt, 
insbesondere für Verbrechen, die in seiner Gegenwart oder mit seinem Wissen geschehen. 
Wenn ich nicht tue, was ich kann, um sie (Verbrechen) zu verhindern, so bin ich mitschuldig. 
Wenn ich mein Leben nicht eingesetzt habe zur Verhinderung der Ermordung anderer, son-
dern dabeigestanden bin, fühle ich mich auf eine Weise schuldig, die juristisch, politisch und 
moralisch nicht angemessen begreiflich ist. Daß ich noch lebe, wenn solches geschehen ist, 
legt sich als untilgbare Schuld auf mich. ... Instanz ist Gott allein. ... 
Es ist die Frage, in welchem Sinne ein Kollektiv, in welchem nur der einzelne beurteilt wer-
den kann. Ohne Zweifel ist es sinnvoll, alle Staatsangehörigen eines Staates für die Folgen 
haftbar zu machen, die aus dem Handeln eines Staates entstehen. Hier wird ein Kollektiv ge-
troffen. Diese Haftung aber ist bestimmt und begrenzt, ohne moralische und metaphysische 
Beschuldigung der einzelnen. Sie trifft auch diejenigen Staatsangehörigen, welche sich gegen 
das Regime und die in Betracht kommenden Handlungen gewehrt haben. ... 
Für Verbrechen kann je nur der einzelne bestraft werden, sei es, daß er allein ist, oder daß er 
eine Reihe von Komplizen hat, die jeder für sich nach dem Maße der Teilnahme und im Mi-
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nimum schon durch ihre bloße Zugehörigkeit zu dieser Gesellschaft zur Rechenschaft gezo-
gen werden. Es gibt Zusammenrottungen von Räuberbanden, Verschwörern, die als Ganzes 
als verbrecherisch gekennzeichnet werden können. Dann macht die bloße Zugehörigkeit straf-
fällig. 
Es ist aber sinnwidrig, ein ganzes Volk eines Verbrechens zu beschuldigen. Verbrecher ist 
immer nur der einzelne. 
Es ist auch sinnwidrig, ein Volk als Ganzes moralisch anzuklagen. Es gibt keinen Charakter 
eines Volkes derart, daß jeder einzelne der Volkszugehörigen diesen Charakter hätte. Wohl 
gibt es Gemeinsamkeiten der Sprache, der Sitten und Gewohnheiten, der Herkunft. Aber darin 
sind zugleich derartig starke Differenzen möglich, daß Menschen, die dieselbe Sprache reden, 
doch darin sich so fremd bleiben können, als ob sie gar nicht zum gleichen Volk gehörten. 
Moralisch kann immer nur der einzelne, nie ein Kollektiv beurteilt werden. ... 
Ein Volk kann nicht zu einem Individuum gemacht werden. Ein Volk kann nicht heroisch un-
tergehen, nicht Verbrecher sein, nicht sittlich oder unsittlich handeln, sondern immer nur die 
einzelnen aus ihm. Ein Volk als ganzes kann nicht schuldig und nicht unschuldig sein, weder 
im kriminellen, noch im politischen (hier haften nur die Bürger eines Staates), noch im mora-
lischen Sinn. Die kategoriale Beurteilung als Volk ist immer eine Ungerechtigkeit; ... - sie hat 
eine Entwürdigung des Menschen als einzelnen zur Folge.<< 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Kollektivschuld" (x051/-
321): >>Kollektivschuld, rechtliche Schuld einer Gemeinschaft (etwa eines Volkes) für die 
Verbrechen einzelner ihrer Glieder.  
Der Begriff der Kollektivschuld widerspricht dem modernen Rechtsdenken, das nur eine 
Rechtsschuld des einzelnen Täters kennt und kollektive Haftung wie z.B. die nationalsoziali-
stische Sippenhaft als Rechtsbeugung verwirft.  
Der nach 1945 erhobene Vorwurf einer Kollektivschuld des deutschen Volkes für die natio-
nalsozialistischen Verbrechen wurde daher in diesem Sinne fallen gelassen. Heuss sprach statt 
dessen von einer "Kollektivscham", die das deutsche Volk angesichts der in seinem Namen 
begangenen Untaten empfinden müsse, aus der die Verpflichtung zur Wiedergutmachung er-
wachse. Im gleichen Sinne äußerte sich 1946 Jaspers, der von "Mitbetroffenheit" sprach, 
"auch wenn wir moralisch und juristisch nicht haften"; und so wollte auch das Stuttgarter 
Schuldbekenntnis der evangelischen Kirche verstanden werden.  
Helmut Schmidt bezeichnete am 23.11.77 in einer Rede am Mahnmal in Auschwitz die "heu-
tigen Deutschen" als persönlich nicht schuldig, bejahte aber eine "Mitverantwortung" auch der 
nachwachsenden Generationen für die deutsche Geschichte.<<  
Der französische Politikwissenschaftler und Germanist Alfred Grosser schrieb später über die 
Kollektivschuld der Deutschen (x075/11-12): >>... Ich habe nie den Begriff der Kollektiv-
schuld eines Volkes akzeptieren können. Ich war jedoch immer der Ansicht, daß jeder mündi-
ge Bürger mit an der Verantwortung für jede im Namen seines Landes begangene Ungerech-
tigkeit, jede menschliche Handlung, trägt. Weiß er nichts von den Mißständen, dann ist er da-
für verantwortlich, nichts versucht zu haben, um sich zu unterrichten. Weiß er und schweigt 
dennoch, dann ist er dafür verantwortlich, durch sein Schweigen verhindert zu haben, daß die-
sen Taten ein Ende bereitet wird. ...<< 
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Dr. Alfred M. de Zayas lehnte die Kol-
lektivschuld ebenfalls entschieden ab (x028/198): >>... Auch der Gedanke der Kollektiv-
schuld ist ein für allemal zu verwerfen, sei es einer deutschen Kollektivschuld für die NS-
Greuel, sei es einer osteuropäischen oder anglo-nordamerikanischen für die Vertreibung.  
Victor Gollancz hat diesen Gedanken bereits in seiner Londoner Rede, 1947, als "unsinnigen, 
unliberalen, antichristlichen, beklagenswert nazistischen Gedanken" verurteilt. Bundespräsi-
dent Richard von Weizsäcker äußerte sich ebenfalls zur kollektiven Schuldzuweisung in sei-
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ner Bundestagsansprache vom 8. Mai 1985: "Schuld oder Unschuld eines ganzen Volkes gibt 
es nicht. Schuld ist, wie Unschuld, nicht kollektiv, sondern persönlich."...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) schrieb später über die Kollek-
tivschuld der Deutschen (x025/156-157,161-162, x268/33): >>... Die Frage "warum habt ihr 
den Tyrannen nicht gestürzt?" ist alt und doch immer aktuell. Als Chruschtschow auf dem 
XX. Parteitag Stalins Verbrechen anprangerte, riefen die Delegierten spontan: "Warum habt 
ihr Stalin nicht getötet?"  
Chruschtschow erwiderte: "Was konnten wir tun?  
Es war eine Terrorherrschaft." 
Nüchtern stellte der US-Chefankläger Jackson vor dem Nürnberger Kriegsverbrecher-
Tribunal fest: "Wenn die breite Masse des deutschen Volkes das nationalsozialistische Partei-
programm willig angenommen hätte, wäre die SA nicht nötig gewesen, und man hätte auch 
keine Konzentrationslager und keine Gestapo gebraucht." ... 
Psychologisch gesehen stellt die Kollektivschuld-Theorie ebenso wie Blutrache und Sippen-
haftung einen Rückfall in sehr frühe Entwicklungsstadien der Menschheit dar, wie der interna-
tional bekannte Freud-Schüler C. G. Jung ausgeführt hat.  
Jung spricht von einer "magischen Unreinheit" und meint, die Schuld dehne sich als psychi-
sche Erscheinung "über die örtliche und menschliche Umgebung aus. Ein Wald, ein Haus, 
eine Familie, ein Dorf sogar, wo ein Mord geschehen ist, fühlt die psychische Schuld und be-
kommt sie von außen her zu spüren." 
Daß die barbarische Simplifizierung der Kollektivschuld ein menschliches (oder besser un-
menschliches) Urphänomen darstellt und damit alles andere als eine anglo-amerikanische Er-
findung, hat erst wieder 1982 F. W. Rothenspieler in seiner gründlichen Analyse "Der Gedan-
ke der Kollektivschuld in juristischer Sicht" dargelegt. ...<< 
>>... Nach den Erfahrungen mit der nationalsozialistischen Judenpolitik neigt man heute mehr 
dazu, die nationalistisch-rassistischen Motive in den Vordergrund zu stellen. Religionsverfol-
gungen in Reinkultur hat es nie gegeben, und lupenreinen Rassismus ebensowenig. Entschei-
dend bleibt der Anknüpfungspunkt der Verfolger; beim religiösen Fanatiker ist es der Glaube, 
beim Rassisten die Abstammung. Was in dem blutigen Spiel selten fehlt, sind die hohen Idea-
le, allerdings in der Form des selektiven Humanismus: Menschlichkeit im Prinzip ja, aber 
nicht für diese oder jene Gruppe. So gesehen ist die Kollektivschuld-Theorie eine der vielen 
historischen Erscheinungsformen des Rassismus. 
Ähnlich wie der altchristliche Antisemitismus liefert sie in der letzten Konsequenz einen 
Blanko-Scheck für alle Verbrechen am "schuldigen" Volk in Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft. Aus dem Osten stammt die Lehre vom gerechten Krieg; alle Lehrbücher des Mar-
xismus-Leninismus geben über sie erschöpfenden Aufschluß. Kommt aus dem Westen eine 
Lehre vom gerechten Völkermord? 
Gilt in Zukunft etwa der Satz, daß der Völkermord im Prinzip nichts Schlechtes ist, und daß 
man eben nur die richtigen Völker morden muß? Wer bestimmt, welche Völker schuldig und 
damit ohne Menschenrechte sind? Wenn der Tod von 2,8-3 Millionen Frauen, Kindern und 
Greisen jenseits der Oder-Neiße die gerechte Sühne für die Naziverbrechen war, wieviele 
Russen z.B. müßte man dann gerechterweise liquidieren, um die Sowjetverbrechen seit 1917 
zu sühnen? ...<<  
>>... Ein Strafsystem, daß ohne Unterschied auf den Schuldigen und den Unschuldigen ein-
schlägt, wirkt bloß wie eine Seuche oder eine große Naturkatastrophe und ist ebensowenig 
wie die Cholera oder ein Erdbeben geeignet, Verbrechen zu verhüten. ... 
Die Menschen hunderteweise zu enthaupten, ohne nach ihrer Schuld zu fragen, dem Reichen 
mit Hilfe von Kerkermeistern sein Geld abzupressen ... das ist die einfachste und leichtbe-
greiflichste aller Regierungsweisen. Über ihren sittlichen Rang wollen wir schweigen, gewiß 
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erfordert sie aber keine Fassungskraft, die über die des Barbaren oder des Kindes hinaus-
geht.<< 
Der Psychoanalytiker Prof. Hubert Speidel berichtete später über die Kollektivschuld der 
Deutschen (x268/239-243): >>... Kollektivschuld steht im Gegensatz zu den herrschenden 
Rechtsprinzipien.  
Jeder Bürger weiß, daß Schuld individuell nachgewiesen werden muß und - flankierendes 
Rechtsprinzip - davor die Unschuldsvermutung gilt. Unser Recht verlöre sich im Chaos, wenn 
diese Dioskurenprinzipien (Zwillingsgrundsätze) nicht peinlich befolgt würden. Der individu-
elle Schuldnachweis gilt uns als Ausweis zivilisierten Umgangs und kultureller Entwicklung. 
... 
Die unterschiedlichen Interessen von Staaten führen im Konflikt zu (wechselseitiger) kollekti-
ver Schuldzuweisung ... Unter diesen Bedingungen kommen regelhaft Kollektivschuldzu-
schreibung, Tötung, Unterwerfung und Beraubung vor, unter Wahrung von Resten zivilisier-
ter, epochenabhängiger Gesetze wie zum Beispiel den Geboten der Ritterlichkeit, dem Schutz 
von Frauen und Kindern und den Kombattantenstatus (kampfberechtigte Personen gemäß 
Kriegsrecht), die im Zweiten Weltkrieg einer weitgehenden Anomie (Gesetzlosigkeit) wichen 
(beiderseitige massenhafte Vernichtung von Zivilisten).  
Nach Abschluß von Kriegshandlungen kommt es zu Friedensverträgen: unterlegene Staaten 
werden mehr oder weniger gedemütigt und beraubt, und zwar vorzugsweise mit Begründun-
gen aus der Rechtssprache. Nicht Gerechtigkeit wird aber gewährt, sondern die Überlegenheit 
der Sieger und ihre unumschränkte Handlungsmacht kommen zur Geltung. 
Kollektivschuldurteile sind also rationalisierende, affektgeleitete, machtgestützte Zuschrei-
bungen. Sie dienen dazu, den eigenen, vom gegnerischen Blut besudelten "Volkskörper" von 
der Schuld des Tötens durch Projektion auf den unterlegenen Feind zu befreien, und sie die-
nen der moralischen Unterwerfung des Gegners durch die Entwertung seines kollektiven Wer-
tesystems, seines Nationalgefühls. ... 
Wird die Selbstwahrnehmung eines Kollektivs durch hinreichende, den nationalen Narzißmus 
stabilisierende Konzepte gestützt, was immer auch ein hohes Maß flankierender historischer 
Verleugnung voraussetzt, wird die Kollektivschuldzuschreibung nicht wirksam, wie zum Bei-
spiel im Falle der massenhafte Morde im Zusammenhang mit der Französischen Revolution 
oder der Ausrottung der amerikanischen Ureinwohner. Beide Massaker haben der positiven 
kollektiven Selbstwahrnehmung, dem jeweiligen nationalen Narzißmus nicht geschadet. We-
der wurde wirksam der Kollektivschuldvorwurf erhoben, noch wurde er in das nationale 
Selbstkonzept übernommen.  
Sind solche den kollektiven Narzißmus stützenden Konzepte beschädigt, aber noch vorhan-
den, zum Beispiel im Falle der deutschen Niederlage im ersten Weltkrieg, so können sich re-
parative Tendenzen gegen die Übernahme von Kollektivschuldvorwürfen und deren materiel-
len Folgen durchsetzen, was im Falle Deutschlands schließlich zur Etablierung einer Diktatur 
führte. 
Ist die Niederlage zu schwer und steht ihr kein stabilisierendes Konzept im Sinne der Schuld-
abwehr zur Erhaltung des nationalen Narzißmus und der ihr flankierenden Verleugnung ent-
gegen, so kann der von außen kommende Selbstvorwurf in das Innere der kollektiven Selbst-
wahrnehmung eindringen. Es wird damit zum Bestandteil des nationalen Selbstkonzepts und 
entwickelt nun ungehindert sein aggressives Potential als kollektive Autodestruktion (Selbst-
zerstörung). Dies ist die Situation Deutschlands nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Eine derartige Sozialpathologie ist also die Folge der Destruktion (Zerstörung) des National-
gefühls und dessen das Kollektiv schützende Funktion, und gleichzeitig destabilisiert sie des-
sen Reste, nämlich das kulturelle Zusammengehörigkeitsgefühl. Die im Namen dieser kultu-
rellen Gemeinschaft begangenen Verbrechen sind natürlich eine Voraussetzung für diese 
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Entwicklung, aber vermutlich nicht die wichtigste, denn andere Völker konnten ihr National-
gefühl vor dem eindringen kollektiver Scham- und Schuldgefühle wirksam schützen, obwohl 
in deren Namen ebenfalls grausame Verbrechen begangen wurden.  
Hier wirkt eine Kombination idealisierender und verleugnender Mechanismen protektiv, wie 
sie im militärischen Triumph wirksam werden kann, nicht aber unter den Bedingungen von 
Zerstörung, Niederlage, Vertreibung, Verlust bisheriger geistiger Orientierung und entwerten-
der Indoktrination, also der Situation Deutschlands am Ende des Zweiten Weltkrieges und 
nach diesem. ...<< 
Theodor Heuss (1884-1963, von 1949-59 erster Bundespräsident der Bundesrepublik 
Deutschland) erklärte am 7. Dezember 1949 während einer christlich-jüdischen Feierstunde 
(x075/112-113): >>... Man hat von einer Kollektivschuld des deutschen Volkes gesprochen. 
Das Wort Kollektivschuld und was dahinter steht, ist aber eine simple Vereinfachung, es ist 
eine Umdrehung, nämlich der Art, wie die Nazis es gewohnt waren, die Juden anzusehen: daß 
die Tatsache, Jude zu sein, bereits das Schuldphänomen in sich eingeschlossen habe.  
Aber etwas wie eine Kollektivscham ist aus dieser Zeit gewachsen und geblieben. Das 
Schlimmste, was Hitler uns angetan hat - und er hat uns viel angetan - , ist doch dies gewesen, 
daß er uns in die Scham gezwungen hat, mit ihm und seinen Gesellen gemeinsam den Namen 
Deutsche zu tragen. ...<< 
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Alfred M. de Zayas berichtete später 
über die krankhaften Schuldkomplexe der Deutschen (x268/80): >>Wenn mich etwas im heu-
tigen Deutschland stört und beunruhigt, ist es gerade diese Neigung zur übertriebenen Selbst-
kritik, die für mich bedeutet, daß viele Menschen den Sinn für Realität, für Geschichte, für 
Verhältnismäßigkeit verloren haben. Oder schlimmer, daß viele Deutsche anscheinend an ei-
ner Megalomanie (Größenwahn) leiden – sie wollen die größten Verbrecher der Geschichte 
sein und zugleich die größten Büßer. Dies halte ich für pathologisch. ...<< 
 
Das Hitler-Attentat vom 20. Juli 1944 
Im Führerhauptquartier "Wolfsschanze", bei Rastenburg in Ostpreußen, scheiterte am 20. Juli 
1944, um 12.42 Uhr, ein Bombenattentat auf Hitler.  
Spätestens ab 1941/42 hatten die meisten politischen und militärischen Widerstandskämpfer 
erkannt, daß Hitler das gesamte Deutsche Reich zugrunde richten würde. Im Jahre 1944 war 
die Beseitigung Hitlers längst überfällig, denn angesichts der hoffnungslosen militärischen 
Lage mußte der Umsturzversuch unverzüglich erfolgen, wenn man die vollständige Zertrüm-
merung des gesamten Landes verhindern wollte. Da die NS-Diktatur nur durch einen gewalt-
samen Putschversuch beseitigt werden konnte, benötigte die deutsche Widerstandsbewegung 
unbedingt die Unterstützung der deutschen Wehrmacht.  
Zuerst mußte man Hitler "erledigen", danach sollte die Wehrmacht alle wichtigen Leiter und 
Führer der Gestapo, SS, SD und der anderen NS-Organisationen verhaften oder sofort liqui-
dieren.  
Anschließend beabsichtigte die provisorische deutsche Reichsregierung, unter der Führung 
von Generaloberst Beck, einen Waffenstillstand mit den westlichen Alliierten abzuschließen, 
um das Deutsche Reich vor der völligen Vernichtung zu bewahren.  
Das Hitler-Attentat vom 20.07.1944 wurde bereits seit 1941 durch eine Gruppe von deutschen 
Offizieren und bürgerlich-konservativen Widerstandskämpfern geplant. Aus unerklärlichen 
Gründen war damals kein Offizier bereit, Hitler persönlich zu töten, so daß der sorgfältig ge-
plante Umsturzversuch schließlich kläglich scheiterte.  
Vor einer Lagebesprechung deponierte von Stauffenberg, ein Führer der "Verschwörung Wal-
küre", am 20.07.1944, um 12.40 Uhr, eine Bombe in seiner Aktentasche im Sitzungsraum des 
Führerhauptquartieres in Rastenburg/Ostpreußen. Da die Bombe mit einem Zeitzünder ausge-
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stattet war, konnte sich von Stauffenberg unauffällig entfernen.  
Hitler überlebte aber auch dieses Attentat, wie die rd. 40-50 Attentate vorher, dank glücklicher 
Umstände und fast unheimlicher Fügungen. Nur weil ein anwesender Offizier Stauffenbergs 
Aktentasche zufällig auf die andere Seite des schweren Kartentisches schob, kam Hitler mit 
dem Leben davon. Bei der Explosion um 12.42 Uhr wurden 4 Wehrmachtsoffiziere getötet 
und 7 weitere Offiziere schwer verletzt bzw. furchtbar verstümmelt, während Hitler lediglich 
leicht verletzt wurde. Der Führer erlitt nur leichte Verbrennungen am Hinterkopf, Verletzun-
gen am Trommelfell und Schnittwunden an den Beinen.  
Am 20.07.1944, um 18.45, informierte das NS-Regime bereits per Rundfunk über das ge-
scheiterte Attentat (x033/508): >>... Auf den Führer wurde heute ein Sprengstoffanschlag ver-
übt ... Der Führer selbst hat außer leichten Verbrennungen und Prellungen keine Verletzungen 
erlitten. ...<<  
Da Hitler das Attentat lebend überstand, waren natürlich sämtliche Planungen der deutschen 
Widerstandsbewegung hinfällig. Die Putschversuche in Berlin und in Paris endeten im totalen 
Chaos. Hitler befahl umgehend, an den Verschwörern grausame Rache zu nehmen. Noch am 
20.07.1944 wurden Oberst von Stauffenberg, Leutnant Werner von Haeften, General Friedrich 
Olbricht und Oberst Albrecht Merz von Quirnheim in Berlin von Wehrmachtsoffizieren ver-
haftet und um 22.50 Uhr im Hof der Bendlerstraße, ohne Gerichtsprozeß, standrechtlich er-
schossen. Generaloberst Beck wurde nach einem mißglückten Selbstmordversuch um 23.30 
Uhr erschossen.  
Am 1. August 1944 verfügte Hitler für die Familienangehörigen der führenden Verschwörer 
die sog. "Sippenhaft" und ließ sie inhaftieren.  
Im Zusammenhang mit dem "Hitler-Attentat vom 20. Juli 1944" verloren insgesamt ca. 5.000 
verdächtige Deutsche ihr Leben - davon waren etwa 180-200 Direktbeteiligte des 20. Juli 
1944 (x061/486).  
Die Widerstandskämpfer, die den NS-Schergen lebend in die Hände fielen, wurden fast aus-
nahmslos von dem berüchtigten "Blutrichter" Freisler zum Tod verurteilt. Zahlreiche verur-
teilte "Landesverräter" mußten manchmal monatelang in den Konzentrationslagern auf die 
Vollstreckung der Todesurteile warten. Einige Widerstandskämpfer wurden teilweise erst 
während der letzten Kriegstage hingerichtet, weil Hitler bzw. Himmler die Hinrichtungen per-
sönlich anordneten.  
 
Keine Unterstützung für die demokratische Widerstandsbewegung 
Den deutschen Widerstandskämpfern mangelte es damals nicht an Mut und Selbstaufopfe-
rung, sondern es fehlte vor allem die ausländische Unterstützung. Während fast alle europäi-
schen Staaten und die USA die verbrecherische NS-Diktatur jahrelang politisch sowie wirt-
schaftlich anerkannt bzw. unterstützt und aufwertet hatten, erhielten die demokratischen deut-
schen Widerstandsbewegungen bis zum Kriegsende fast keine Hilfe aus dem Ausland.  
Schon vor dem Kriegsausbruch versuchten die demokratischen Widerstandsbewegungen 
mehrfach vergeblich, britische Unterstützung zu erhalten, um Hitler zu stürzen. Der Diplomat 
Trott zu Solz bemühte sich jahrelang, britische und nordamerikanische Politiker für die deut-
sche Widerstandsbewegung zu gewinnen.  
Im Mai 1942 nahm die deutsche Widerstandsbewegung über den britischen Bischof George 
Bell von Chichester (einer der wenigen unermüdlichen Helfer der demokratischen deutschen 
Widerstandsbewegung) geheime Verhandlungen mit der britischen Regierung auf und bat um 
Hilfe. Der britische Außenminister Eden antwortete dem Bischof schließlich am 17. Juli 1942 
schriftlich, daß es nicht im Interesse der Nation liege, den Hitler-Gegnern auch nur eine Ant-
wort zukommen zu lassen (x025/137).  
Am 21. September 1943 lehnte es Premierminister Winston Churchill vor dem britischen Un-
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terhaus entschieden ab, die Deutschen den Italienern – hinsichtlich Befreiung aus Erniedri-
gung und Knechtschaft - gleichzustellen. 
US-Präsident Roosevelt wollte vom deutschen Widerstand ebenfalls nichts hören und sehen. 
Jede Erwähnung der deutschen Widerstandsbewegung war ab 1942 im "Weißen Haus" in Wa-
shington offiziell "verboten" (x025/154).  
Der deutsche Theologe Paul Tillich, der sich damals in Nordamerika aufhielt, versuchte im 
März 1944 eine deutsche Exilregierung zu bilden. Da die US-Regierung diesen Plan ablehnte 
sowie jegliche Unterstützung verweigerte und fast alle Exil-Deutschen, wie z.B. auch Thomas 
Mann, ihre Mitarbeit verweigerten, scheiterten Tillichs Bemühungen schließlich kläglich.  
Am 17. August 1944 teilte der britische Außenminister Eden dem Bischof George Bell von 
Chichester schriftlich mit, daß man die deutsche Widerstandsbewegung auch weiterhin nicht 
unterstützen würde (x103/349). 
Der Widerstandskämpfer Carl Goerdeler schrieb später während seiner Haft über die fehlende 
Hilfsbereitschaft der Alliierten (x103/358): >>Und was tatet Ihr, als die ersten Notschreie an 
Euer Ohr drangen? Was taten Eure Regierungen? Sie besuchten und ehrten Hitler! Was Sie 
Hitlers Vorgänger versagt hatten, ließen sie ihn sich nehmen. ...<< 
Das gescheiterte Attentat auf Hitler vom 20. Juli 1944 wurde von den westlichen Alliierten 
entsprechend ablehnend kommentiert.  
Die "New York Times" berichtete am 9. August 1944 über das "Hitler-Attentat" vom 20. Juli 
1944 (x025/130): >>... Die Einzelheiten des Attentats erinnerten eher an die Atmosphäre der 
finsteren Verbrecherwelt ... Sie verwirklichten ihren Plan mit einer Bombe, der typischen 
Waffe der Verbrecherwelt ...<< 
Die New Yorker Zeitung "Herold Tribune" berichtete am 9. August 1944 über das "Hitler-
Attentat" vom 20. Juli 1944 (x103/347): >>... Sollen doch die Generäle den Gefreiten um-
bringen oder ungekehrt, der Tod beider Seiten wäre vorzuziehen.<< 
Die Londoner Tageszeitung "The Times" berichtete damals über das gescheiterte Attentat auf 
Hitler vom 20. Juli 1944 (x106/359): >>... Sind es nicht die gleichen Männer, die sich der na-
tionalsozialistischen Bewegung als Mittel zur Weltherrschaft bedienen wollten? Die gleichen, 
die Hitler getreulich dienten, solange alles gut ging?  
Sie lehnen sich nicht gegen den Krieg auf, sondern nur gegen den Mißerfolg.<< 
Der "Manchester Guardian" berichtete damals über das gescheiterte Attentat auf Hitler vom 
20. Juli 1944 (x106/359): >>... Um der Zukunft willen mag es gut sein, daß die Verschwörung 
stattfand – und besser vielleicht noch, daß sie fehlschlug.<< 
Das britische Informationsministerium begrüßte ebenfalls das gescheiterte Attentat auf Hitler 
vom 20. Juli 1944 (x106/359): >>... Hitlers Strategie stellt einen der größten Vorteile der Alli-
ierten dar. Wir haben alles Interesse daran, ihn und seine Institution uns bis Kriegsende zu 
erhalten.<< 
Der ehemalige Widerstandkämpfer Eugen Gerstenmaier schrieb später (am 31. März 1975) in 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (x268/68): >>... Was wir im deutschen Widerstand wäh-
rend des Krieges nicht wirklich begreifen wollten, haben wir nachträglich vollends gelernt: 
daß dieser Krieg eben nicht nur gegen Hitler, sondern gegen Deutschland geführt wurde.<< 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die fehlende Unter-
stützung der Alliierten (x063/594): >>Es war eine Tragödie der Widerstandsbewegung, daß 
sie auch den alliierten Regierungen nicht genehm war.  
Die Forderung nach bedingungsloser Übergabe, die Roosevelt, Churchill und General de 
Gaulle, als Führer des freien Frankreichs, auf der Konferenz von Casablanca, von 14. bis 26. 
Januar 1943, aufstellten, hat sich lähmend auf die Widerstandsbewegung ausgewirkt und der 
Goebbelsschen Propaganda, daß die Alliierten nicht den Sturz des Nationalsozialismus 
wünschten, sondern die Vernichtung Deutschlands, in die Hände gearbeitet.<< 
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Der deutsche Historiker Alfred Schickel berichtete später (am 16. Juli 1994) in der Wochen-
zeitung "Das Ostpreußenblatt" über das gescheiterte Attentat vom 20. Juli 1944 (x887/...): 
>>Alliierte waren sogar "erleichtert" über das Scheitern des Hitler-Attentats 
... Die Rooseveltschen Erklärungen in der sogenannten "Atlantik-Charta" vom 14. August 
1941 mit dem Ziel der "endgültigen Zerstörung der Nazi-Tyrannei" und bei der Gründung der 
"United Nations" als Kriegsallianz gegen Deutschland am 1. Januar 1942 hatten die Annahme 
genährt, dem Westen ging es in seiner Auseinandersetzung mit dem Reich in erster Linie um 
die Bekämpfung und Austilgung des Nationalsozialismus. In diese Erwartung schien auch das 
entgegenkommende Verhalten der Westmächte gegenüber Italien zu passen. 
Die Alliierten aber setzten Deutschland immer mehr mit einem Konzentrat von "wilden und 
brutalen Kräften, die die Welt zu unterwerfen suchen", wie es im "Washington-Pakt" vom 1. 
Januar 1942 hieß, gleich, was schließlich in die bekannte "Kreuzzugsidee" mündete. Entspre-
chend negativ war das Urteil der Alliierten über die Deutsche Wehrmacht und ihr Offiziers-
korps. 
Als am Spätnachmittag des 20. Juli 1944 offenkundig wurde, daß Hitler das Attentat in der 
"Wolfsschanze" überlebt hatte und zum Gegenschlag ausholte, kommentierten die Anglo-
Amerikaner das Scheitern des Unternehmens fast mit einer gewissen Erleichterung. Das do-
kumentiert ein "OSS-Geheimbericht" vom 30. Juli 1944. Unter der Überschrift "das beste Er-
gebnis des Hitler-Wunders" überliefert er die freimütige Einschätzung der Lage Deutschlands 
und der Alliierten.  
Danach sprachen "die Leute, welche Deutschland und die Deutschen am besten kennen, über 
das glückliche Entkommen Hitlers" und kamen zu der Überzeugung, daß Hitlers Überleben 
ein Glücksfall für die Alliierten gewesen sei; und zwar deswegen, weil den "konspirierenden 
Generalen", die sich gegen Hitler erhoben hätten, danach keine Möglichkeit mehr geboten sei, 
den verlorenen Krieg allein Hitler anzulasten und selber bereits einen Revanchekrieg vorzube-
reiten. 
Bestanden bislang noch Bedenken - besonders unter jüdischen Emigranten in den Vereinigten 
Staaten und in kirchlichen Kreisen -, das deutsche Volk unterschiedslos mit dem Nationalso-
zialismus gleichzusetzen und alle Deutschen für die Untaten der NS-Machthaber haftbar zu 
machen, schienen diese Hemmungen … nach dem mißlungenen Attentat überholt. 
"Der Weg ist jetzt klar für die alliierte Besetzung Deutschlands auf nicht weniger als 25 Jahre 
- vielleicht soll sie 50 Jahre dauern", hieß nun die Parole. ...<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die antideutsche Ein-
stellung der westlichen Alliierten (x268/68-69): >>Geheime amerikanische Dokumente, die 
erst 1987 freigegeben wurden, bestätigen diese Analyse. In einer Studie … mit der Überschrift 
"Das beste Ergebnis des Hitlerwunders" vom 30. Juli 1944 heißt es wörtlich, das "glückliche 
Entkommen Hitlers" sei ein Glücksfall auch für die Alliierten gewesen; Deutschland ließe 
sich jetzt wesentlich leichter bekämpfen.  
In der Tat wäre es nach dem Sturz der Diktatur der Öffentlichkeit schwerer zu vermitteln ge-
wesen, mit einem demokratischen und friedensuchenden Land so rücksichtslos umzuspringen 
wie später geschehen. ...<< 
Der britische Premierminister Winston Churchill, der während des Zweiten Weltkrieges ein 
entschiedener Gegner der deutschen Widerstandsbewegungen war, erklärte später nach dem 
Krieg im britischen Parlament (x049/117): >>In Deutschland lebte eine Opposition, die quan-
titativ durch ihre Opfer und durch eine entnervende internationale Politik (Casablanca) immer 
schwächer wurde, aber zu den Edelsten und Größten gehört, was in der politischen Geschichte 
aller Völker bisher hervorgebracht wurde. Diese Männer kämpften ohne Hilfe von innen und 
außen – einzig getrieben von der Unruhe ihres Gewissens.  
Ihre Taten und Opfer sind das Fundament eines neuen Aufbaus. Wir hoffen auf die Zeit, in der 
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das heroische Kapitel der inneren deutschen Geschichte seine gerechte Würdigung finden 
wird.<< 
Der deutsch-amerikanische Historiker Prof. Hans Rothfels schrieb später über die deutsche 
Widerstandsbewegung (x025/155-156): >>Während alle sonstigen Untergrundbewegungen 
über Europa hin reichlich materielle wie psychologische Unterstützung erfuhren und sehr 
konkrete Belohnungen in Reichweite hatten, war die deutsche allein völlig auf ihre eigenen 
Kraftquellen angewiesen. Diese waren nur an der Oberfläche militärisch, im Prinzip war sie 
geistiger und religiöser Art. ...<< 
Der deutsche Historiker und Philosoph Hans-Jochim Schoeps schrieb später über die deutsche 
Widerstandsbewegung (x215/9): >>Das Datum, an dem das alte Preußen zum letzten Mal 
sichtbar wurde, ist der 20. Juli 1944 gewesen. ...  
Es war dies ein letzter Ausklang der sittlichen Idee dieses Staates. Die Männer der Wider-
standsbewegung gegen den Nationalsozialismus – Offiziere, Beamte, Gewerkschaftsführer -, 
die des Glockenspielmotivs der Potsdamer Garnisonskirche halber aufstanden, sind Blutzeu-
gen des wirklichen Preußentums in unserer Generation geworden.  
Das Glockenspiel der Potsdamer Garnisonskirche lautete wie folgt:  
"Üb immer Treu und Redlichkeit, /  
bis an dein kühles Grab, /  
und weiche keinen Finger breit /  
von Gottes Wegen ab." 
Fast alle klangvollen Familiennamen Preußens finden sich im Register der ... am Galgen Auf-
gehängten: Yorck und Moltke, Witzleben und Schulenberg, Schwerin und Stülpnagel, Dohna 
und Lehndorff ...<< 
Während der verhängnisvollen Hitler-Diktatur quälte das NS-Regime Tausende von aufrech-
ten deutschen Frauen und Männern zu Tode. In den Jahren 1933-1939 inhaftierten die Nazis 
vorübergehend ca. 750.000-1.200.000 "unbequeme Deutsche", davon waren ca. 500.000-
600.000 politische Gefangene (x025/151).  
In den Gestapo-Archiven lagerten wahrscheinlich etwa 2,0 Millionen Akten über verdächtige 
deutsche Staatsbürger (x063/580). In den deutschen Konzentrationslagern kamen ca. 100.000-
150.000 politische Gefangene um (x025/151).  
Von 1933-44 verurteilte das NS-Reichsjustizministerium zahllose politische "Staatsfeinde" zu 
langen Haftstrafen und ließ mindestens 11.881 Todesurteile vollstrecken (x049/115). Ab 1937 
richtete das NS-Regime viele Delinquenten mit dem Fallbeil hin. Während der NS-Zeit wur-
den die nebenberuflichen Henker reiche Männer, denn für jede Hinrichtung gab es 300 RM. 
Bis zum Kriegsende ließ das NS-Regime wahrscheinlich insgesamt etwa 12.500 deutsche Wi-
derstandskämpfer hinrichten.  
Die demokratische deutsche Widerstandsbewegung konnte das NS-Terror-Regime zwar nicht 
beseitigen, aber sie leistete einen ungemein wichtigen Beitrag, um die erbärmlichste Epoche 
der deutschen Geschichte zu überwinden. Innerhalb der Widerstandsbewegung spielten be-
sonders der Glaube und die Religion eine außerordentliche Bedeutung. Für die meisten deut-
schen "Patrioten" war es schließlich nur noch ein Bußgang für das mit Schande und Schuld 
besudelte Vaterland.  
Obgleich die westlichen Alliierten die deutsche Widerstandbewegung jahrelang mißachteten 
und verleugneten, verdienen alle aufrechten, kritischen und mutigen Widerstandskämpfer, die 
ihr Leben im Kampf für freiheitliche demokratische Grundrechte und die Ehre der deutschen 
Nation opferten, unseren Respekt und angemessene Wertschätzung. 
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Das Ende des NS-Regimes 
Hitler, der seit 1933 die "alleinige Führerverantwortung" verherrlichte, entzog sich erwar-
tungsgemäß der Haftung und Verantwortung. Adolf Hitler (1889 in Braunau/Österreich gebo-
ren) schoß sich am 30. April 1945 einige Minuten nach dem Tod seiner Ehefrau in die rechte 
Schläfe und zerbiß vermutlich gleichzeitig eine Blausäurekapsel (x044/82). 
Der NS-Rundfunk berichtete am 1. Mai 1945, um 22.26 Uhr, über Hitlers angeblichen Hel-
dentod (x023/352): >>Aus dem Führerhauptquartier wird gemeldet, daß unser Führer Adolf 
Hitler heute nachmittag in seinem Befehlsstand in der Reichskanzlei, bis zum letzten Atem-
zug gegen den Bolschewismus kämpfend, für Deutschland gefallen ist. Am 30. April hat der 
Führer Großadmiral Dönitz zu seinem Nachfolger ernannt.<<  
Dönitz, den Hitler verfassungswidrig per Testament zum Reichspräsidenten und Oberbefehls-
haber der Wehrmacht ernannt hatte, erklärte danach in einer Rundfunkansprache (x023/352): 
>>Der Führer ist gefallen.  
Getreu seiner großen Idee, die Völker Europas vor dem Bolschewismus zu bewahren, hat er 
sein Leben eingesetzt und den Heldentod gefunden. ...  
Der Führer hat mich zu seinem Nachfolger als Oberster Befehlshaber der Wehrmacht und 
Staatsoberhaupt bestimmt.  
Ich übernehme den Oberbefehl über alle Teile der deutschen Wehrmacht mit dem Willen, den 
Kampf gegen die Bolschewisten so lange fortzusetzen, bis die kämpfenden Truppen und bis 
die Hunderttausende von Familien des deutschen Ostraums vor der Versklavung und der Ver-
nichtung gerettet sind. Gegen Engländer und Amerikaner muß ich den Kampf so weit und so 
lange fortsetzen, wie sie mich in der Durchführung des Kampfes gegen die Bolschewisten 
hindern.  
Die Lage fordert ... weiteren bedingungslosen Einsatz. Nur durch vorbehaltlose Ausführung 
meiner Befehle werden Chaos und Untergang vermieden. Ein Feigling und Verräter ist, wer 
sich gerade jetzt seiner Pflicht entzieht und damit deutschen Frauen und Kindern Tod und 
Versklavung bringt.  
Der dem Führer ... geleistete Treueid gilt nunmehr für jeden einzelnen ... mir als dem vom 
Führer eingesetzten Nachfolger.  
Deutsche Soldaten, tut eure Pflicht.  
Es gilt das Leben unseres Volkes.<< 
Festungskommandant General Weidling kapitulierte am 2. Mai 1945, um 15.00 Uhr. Der 
Kampf um Berlin war zu Ende.  
Großadmiral Dönitz (nach Hitlers Selbstmord amtierender "Reichspräsident") bevollmächtigte 
am 2. Mai 1945 erfahrene Wehrmachtsbefehlshaber, unverzüglich Teilkapitulations- und 
Übernahmeverhandlungen aufzunehmen. In erster Linie wollte man genügend Zeit gewinnen, 
um die Soldaten des Ostheeres und die Flüchtlingsmassen vor den Sowjets zu retten. Für die 
Rettung der etwa 3.000.000 Soldaten des deutschen Ostheeres und der Flüchtlinge benötigte 
man mindestens 10 Tage. 
Großadmiral Karl Dönitz, der von seiner Ernennung überrascht wurde, berichtete damals über 
seine militärische Strategie (x023/353): >>Schluß machen, Heldenkampf ist genug gekämpft, 
Volkssubstanz erhalten, keine unnötigen Blutopfer mehr.  
Um Menschen – Soldaten und Zivilpersonen – vor dem Bolschewismus zu retten, Fortsetzung 
des Kampfes gegen Osten, besonders mit Rücksicht auf die Flüchtlinge in Mecklenburg, die 
Armee Wenck in Brandenburg und die Armeegruppe Schörner im Protektorat; weiterkämpfen 
an der Elbe bei Lauenburg, um das Loch zwischen Lübeck und Lauenburg offenzuhalten. ...<< 
Der damalige Staatschef Dönitz schrieb später in seinem Buch "10 Jahre und 20 Tage" (x031/-
25): >>... Es war mir klar, daß mir die dunkelste Stunde bevorstand, die ein Soldat erleben 
konnte, die Stunde der bedingungslosen militärischen Kapitulation.  
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Ich wußte auch, daß mein Name für alle Zeiten mit ihr verknüpft bleiben würde und daß man 
mit Haß und Tatsachenentstellung versuchen würde, meine Ehre anzugreifen. Das Gebot der 
Pflicht verlangte von mir, daß dies alles keine Rolle spielen durfte.  
Mein Regierungsprogramm war einfach. Es galt, so viele Menschenleben zu retten wie mög-
lich. Das Ziel war das gleiche wie in den letzten Kriegsmonaten. Alle Maßnahmen waren un-
ter diesem Gesichtspunkt zu treffen. ...<< 
Der britische Oberbefehlshaber Feldmarschall Montgomery akzeptierte am 4. Mai 1945 die 
deutsche Teilkapitulation, weil er weitere deutsch-britische Kämpfe vermeiden wollte (x023/-
353). Im britischen Hauptquartier in der Lüneburger Heide unterzeichnete Generaladmiral von 
Friedeburg um 18.30 Uhr die Kapitulationsurkunde für alle deutschen Streitkräfte in den Nie-
derlanden, Nordwestdeutschland, Dänemark und in Norwegen - ab 5.05.1945, 8.00 Uhr. 
Montgomery erteilte anschließend den Befehl, die Wehrmachtstruppen der Heeresgruppe 
Weichsel aus Mecklenburg in britische Kriegsgefangenschaft zu übernehmen.  
Zum Problem der Flüchtlingsübernahme bemerkte der britische Oberbefehlshaber (x044/86): 
>>... Er wolle über Möglichkeiten nachdenken, er sei ja kein Unmensch.<<  
Feldmarschall Montgomery, der im Gegensatz zu General Eisenhower sehr viel tat, um den 
deutschen Flüchtlingen und Soldaten zu helfen, stellte später in seinen Erinnerungen fest 
(x028/91-92): >>Aus ihrem Verhalten merkte man sehr bald, daß die Russen, obschon gute 
Kämpfer, tatsächlich unzivilisierte Asiaten waren und noch nie eine Kultur gekannt hatten, die 
der des übrigen Europa vergleichbar war. Ihre Einstellung war in jeder Hinsicht völlig ver-
schieden von unserer und ihr Benehmen, besonders gegenüber Frauen, widerte uns an. ...<<  
Nach Abschluß der deutsch-britischen Verhandlungen flog von Friedeburg unverzüglich nach 
Reims und traf noch in der Nacht vom 4.05.1945 im nordamerikanischen Hauptquartier ein. 
Dort übermittelte von Friedeburg die deutschen Teilkapitulationsvorschläge.  
US-Stabschef General Smith, der wie Eisenhower äußerst jähzornig war und schnell fuchs-
teufelswild wurde, teilte den Unterhändlern jedoch schon frühzeitig mit, daß der damalige 
Oberbefehlshaber der alliierten Truppen in Westeuropa, US-General Eisenhower, jede Art von 
Teilkapitulation ablehnen würde und höchstens eine bedingungslose Gesamtkapitulation an-
erkennen könnte (x044/86).  
Generaloberst Jodl flog am 6. Mai 1945 mit einer britischen Maschine nach Reims, um die 
schwierigen deutsch-amerikanischen Kapitulationsverhandlungen fortzusetzen, die auf der 
Gegenseite weiterhin von US-General Walter B. Smith geleitet wurden.  
Der deutsche Schriftsteller Jürgen Thorwald (1915-2006) berichtete später über diese Ver-
handlungen (x027/421): >>... Jodl wurde zunächst von General Smith empfangen. Mit unper-
sönlicher, kühler Art erklärte er noch einmal ... Eine bedingungslose Kapitulation dieser Ar-
meen auch gegenüber Rußland, so wie General Eisenhower sie fordere, liefere nicht nur die 
deutschen Soldaten, sondern auch alle Deutschen, die sich noch im Schutze dieser Truppen 
befänden, der bolschewistischen Sklaverei aus.  
Eine solche Tat könne kein Deutscher von Ehre mit seinem Namen decken. Der Fluch von 
Millionen würde seinen Namen ächten, und die deutsche Geschichte würde ihn als Verräter 
brandmarken. Keine deutsche Regierung könne die Truppen der genannten Heeresgruppen 
zwingen, einem Befehl zum Niederlegen der Waffen vor den Russen nachzukommen, solange 
sie noch einen Weg nach rückwärts in den amerikanischen Raum sähen. ...<<  
US-General Smith teilte nach einer kurzen Rücksprache Eisenhowers ablehnende Antwort mit 
(x027/422): >>... Was die Schwierigkeiten betrifft, ... so kann ich Ihnen nicht helfen. ... Ich 
muß wiederholen, daß eine einseitige Einstellung der Kampfhandlungen ... und die Gefangen-
nahme von Armeen, die zum größten Teil seit Jahren gegen unsere russischen Verbündeten 
gekämpft haben, eine absolute Unmöglichkeit ist. Sie widerspräche der Fairneß jedes Bünd-
nisses. Sie machte uns zu Vertragsbrechern und untergrübe die Koalition, welche den Sieg 
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über sie errungen hat. ...  
Wenn ... einzelne deutsche Soldaten an die amerikanischen Linien kommen, so werden wir sie 
als Kriegsgefangene behandeln. Unter gar keinen Umständen aber können wir die Kapitulati-
on ganzer Heeresgruppen entgegennehmen. Unsere Bedingungen sind eindeutig und unverän-
derlich. ...<< 
US-General Smith drohte zum Schluß (x027/424): >>... Wenn Sie ablehnen, gelten die Ver-
handlungen als abgebrochen. Sie können dann mit den Russen allein verhandeln. Die Opera-
tionen unserer Luftstreitkräfte werden wieder aufgenommen, und unsere Linien werden auch 
für einzelne aus dem Osten kommende Soldaten und Zivilisten gesperrt.<< 
Da Eisenhowers Haltung unerbittlich blieb, unterzeichneten Generaloberst Alfred Jodl, Chef 
des Oberkommandos der Wehrmacht, Generaladmiral Hans-Georg von Friedeburg, Oberbe-
fehlshaber der Kriegsmarine, und General Wilhelm Oxenius als Vertreter der Luftwaffe am 7. 
Mai 1945, um 2.41 Uhr, die "bedingungslose" deutsche Gesamtkapitulation.  
General Eisenhower, der sich bis zum Schluß starrsinnig weigerte, persönlich mit den Deut-
schen zu verhandeln, schrieb später in seinen Memoiren "Kreuzzug in Europa" (x106/432): 
>>Als Admiral von Friedeburg am 5. Mai in Reims eintraf, erklärte er, er möchte eine Reihe 
von Punkten klären. Für uns führte mein Chef des Stabes, General Smith, die Verhandlungen. 
Dieser teilte Friedeburg mit, daß es keinen Sinn habe, über irgend etwas zu debattieren, da wir 
nur eine bedingungslose Kapitulation entgegennehmen würden. Friedeburg gab vor, er sei 
nicht ermächtigt, ein solches Dokument zu unterzeichnen. ... 
Uns war klar, daß die Deutschen Zeit gewinnen wollten, um möglichst viele deutsche Solda-
ten, die noch im Felde standen, hinter unsere Linien bringen zu können. Ich trug General 
Smith auf, er solle Jodl sagen, ich würde den Durchgang weiterer deutscher Flüchtlinge unter 
Gewaltanwendung verhindern, wenn sie nicht augenblicklich mit ihrer Vorspiegelungs- und 
Verzögerungstaktik aufhörten. 
Ich hatte es satt, mich dauernd hinhalten zu lassen. Schließlich setzten Jodl und Friedeburg 
einen Funkspruch an Dönitz auf, worin sie um Vollmacht zur Unterzeichnung einer bedin-
gungslosen Kapitulation baten, die 48 Stunden später in Kraft treten sollten. Hätte ich das 
noch länger mitgemacht, so hätten die Deutschen immer wieder eine Ausrede gefunden. ... 
Dönitz sah schließlich ein, daß er sich fügen mußte, und so unterzeichnete Jodl am 7. Mai um 
2.41 Uhr die Kapitulation. Am 8. Mai um Mitternacht sollten alle Feindseligkeiten eingestellt 
werden. ... << 
Nach der Kapitulationsanerkennung erklärte Generaloberst Alfred Jodl im nordamerikani-
schen Hauptquartier (x027/425): >>Herr General, mit dieser Unterzeichnung sind das deut-
sche Volk und die deutsche Wehrmacht auf Gedeih und Verderb dem Sieger ausgeliefert. ... In 
dieser Stunde bleibt mir nichts, als auf die Großmut des Siegers zu hoffen.<<  
Angesichts der feindseligen Haltung der Sieger, die verächtlich schwiegen, salutierte die deut-
sche Delegation und kehrte sofort nach Flensburg zurück. 
Im Artikel 1 der Kapitulationsurkunde hieß es (x063/602): >>... daß die hier Unterzeichneten 
... im Auftrag des Oberkommandos der Deutschen Wehrmacht handeln.<<  
Die Gesamtkapitulation war demnach rein militärischer Natur und keine politische Übergabe 
des gesamten deutschen Staatswesens, denn nicht die politischen Machthaber des Deutschen 
Reiches, sondern die Oberbefehlshaber der deutschen Wehrmacht unterzeichneten die Kapitu-
lationsurkunde. 
Mit dieser Kapitulation verhinderte die deutsche Wehrmacht wahrscheinlich unwissentlich 
den Abwurf der ersten Atombombe auf ein Ziel in Deutschland (x090/296).  
Ein Angehöriger der US-Air Force, die am 9. August 1945 eine Atombombe auf Nagasaki 
abwarf, berichtete später (x165/493): >>... Wenn der Krieg länger gedauert hätte, wäre die 
Bombe in Europa eingesetzt worden, daß weiß ich. Wir haben öfters Simulationsflüge durch-



 92 

geführt, die über zwei-, dreitausend Meilen gingen. Der Bomberschütze, ich und der Naviga-
tor, wir flogen diese Einsätze. Das war alles für Deutschland geplant, darauf waren wir die 
ganze Zeit eingestellt. Das es die Japaner treffen sollte, war, glaube ich, eine Entscheidung, 
die Truman in der letzten Sekunde gefällt hat.<< 
In einer Rundfunkansprache gab der damalige "Leiter der Geschäftsführenden deutschen 
Reichsregierung", Graf Schwerin von Krosigk, am 7. Mai 1945 die Kapitulation bekannt 
(x033/614): >>... Das Oberkommando der Wehrmacht hat heute auf Geheiß des Großadmirals 
Dönitz die bedingungslose Kapitulation aller Truppen erklärt. ... 
Auf dem Weg durch das Dunkel der Zukunft ... müssen wir uns durch 3 Sterne erleuchten und 
führen lassen, die stets das Unterpfand echten deutschen Wesens waren: Einigkeit und Recht 
und Freiheit!<<  
Die britische Nachrichtenagentur "REUTERS" meldete am 8. Mai 1945 die bedingungslose 
Kapitulation der deutschen Wehrmacht (x111/12): >>Deutschland ist ein unterworfenes, er-
obertes und besetztes Land, das keine unabhängige Existenz hat. ...<<  
Churchills Kommentar lautete am 8. Mai 1945 (x111/12): >>... Die bedingungslose Kapitula-
tion unserer Feinde war das Signal für den größten Freudenausbruch in der Geschichte der 
Menschheit.<< 
Charles de Gaulle erklärte am 8. Mai 1945 während eines Dankgottesdienstes in der Kathedra-
le von Notre-Dame in Paris (x111/12): >>... Als Staat, als Macht und als Doktrin ist das Deut-
sche Reich völlig zerstört.<< 
General Eisenhower verbot den US-Soldaten am 8. Mai 1945 nochmals jeden persönlichen 
Kontakt mit der deutschen Bevölkerung (x111/12): >>Die Offiziere und Mannschaften haben 
auf den Straßen, in Häusern, Cafés, Filmtheatern usw. sich den deutschen Männern, Frauen 
und Kindern fernzuhalten. Ein Kontakt mit der Bevölkerung ist nur im dienstlichen Verkehr 
gestattet. Jede Art des persönlichen Umgangs hat zu unterbleiben. Ich wünsche keine gegen-
seitigen Besuche, keine Teilnahme an sozialen Veranstaltungen, kein Händeschütteln.  
Bloße Kapitulation bedeutet noch nicht Frieden. Der Einfluß der Nazis hat alles durchdrun-
gen, selbst die Kirche und die Schulen. Die Besetzung Deutschlands ist ein Kriegsakt, dessen 
oberstes Ziel die Vernichtung des Nazi-Systems ist. Für euch Soldaten ist es noch zu früh, 
zwischen guten und schlechten Deutschen zu unterscheiden. ...<< 
Da Stalin ausdrücklich die Wiederholung der deutschen Kapitulationserklärung verlangte, 
unterzeichneten Generalfeldmarschall Wilhelm Keitel, der Chef des Oberkommandos der 
Wehrmacht, Generaladmiral von Friedeburg, der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine und Ge-
neraloberst Hans-Jürgen Stumpff, der stellvertretende Oberbefehlshaber der Luftwaffe, am 9. 
Mai 1945, um 0.16 Uhr, die militärische Kapitulationsurkunde im sowjetischen Hauptquartier 
in Berlin-Karlshorst. 
Die deutsche Gesamtkapitulation trat unverändert am 9. Mai 1945 um 0.01 Uhr in Kraft. An 
allen deutschen Frontabschnitten - mit Ausnahme der Tschechoslowakei - ruhten die Waffen.  
Das Oberkommando der Wehrmacht gab am 9. Mai 1945 bekannt (x013/569): >>Seit Mitter-
nacht schweigen nun an allen Fronten die Waffen. Auf Befehl des Großadmirals hat die 
Wehrmacht den aussichtslos gewordenen Kampf eingestellt. Damit ist das fast 6jährige hel-
denhafte Ringen zu Ende. Es hat uns große Siege, aber auch schwere Niederlagen gebracht. 
Die deutsche Wehrmacht ist am Ende einer gewaltigen Übermacht ehrenvoll unterlegen. 
Der deutsche Soldat hat, getreu seinem Eid, im höchsten Einsatz für sein Volk für immer Un-
vergeßliches geleistet. Die Heimat hat ihn bis zuletzt mit allen Kräften unter schwersten Op-
fern unterstützt. 
Die einmalige Leistung von Front und Heimat wird in einem späteren gerechten Urteil der 
Geschichte ihre endgültige Würdigung finden.  
Den Leistungen und Opfern der deutschen Soldaten zu Lande, zu Wasser und in der Luft wird 



 93 

auch der Gegner die Achtung nicht versagen. Jeder Soldat kann deshalb die Waffe aufrecht 
und stolz aus der Hand legen und in den schwersten Stunden unserer Geschichte tapfer und 
zuversichtlich an die Arbeit gehen für das ewige Leben unseres Volkes.  
Die Wehrmacht gedenkt in dieser schweren Stunde ihrer vor dem Feinde gebliebenen Kame-
raden.  
Die Toten verpflichten zu bedingungsloser Treue, zu Gehorsam und Disziplin gegenüber dem 
aus zahllosen Wunden blutenden Vaterland.<<  
 
Schlußbemerkungen 
Durch die ungesetzliche Verabschiedung bzw. gewaltsame Durchsetzung des "Ermächti-
gungsgesetzes" vom 23. März 1933 wurde die deutsche Reichsregierung bzw. der Rechtsstaat 
völlig ausgeschaltet und das deutsche Volk verlor endgültig seine politische Freiheit.  
Die "deutsche Katastrophe" war danach nicht mehr aufzuhalten, denn nach Errichtung der NS-
Diktatur bestimmten in Deutschland nur noch Hitlers NS-Verbrecherorganisation bzw. Ge-
walt und Terror.  
Hitler wußte, daß eine Zwangsherrschaft grundsätzlich nicht der Mentalität des deutschen 
Volkes entsprach und daß er unter "normalen Bedingungen" niemals demokratische Abstim-
mungen und Wahlen gewonnen hätte, deshalb mußten sofort alle möglichen Gegner des NS-
Regimes beseitigt werden (Einrichtung von Konzentratrationslagern etc.).  
Der deutsche Philosoph Prof. Dr. Karl Jaspers schrieb später, daß am 23. März 1933 unter 
Hitlers Führung erstmalig in der deutschen Geschichte ein Verbrecherstaat gebildet wurde, 
also ein "Staat", der systematische Verbrechen mittels seiner Institutionen, seiner Träger und 
Untergeordneten verübte (x154/14).  
Das NS-Regime jagte damals ungezählte anständige, unbescholtene Arbeiter, Angestellte und 
Beamte von ihren Arbeitsplätzen. Wer sich wehrte, protestierte, einer demokratischen Partei 
angehörte oder irgendwie verdächtig erschien, war ein "Staatsfeind" oder "Judenknecht". Hit-
lers Wille war in jener Zeit oberstes Gesetz.  
Jeder Deutsche, der sich dem Willkürregime widersetzte, wurde sofort eingeschüchtert, ver-
prügelt oder landete unverzüglich in den "Schutzhaftlagern" bzw. Konzentrationslagern. Die 
unorganisierte Machtlosigkeit der deutschen NS-Gegner hatte gegenüber der militärisch orga-
nisierten Gewalt des NS-Regimes naturgemäß keine Chance. 
Die geheime Staatspolizei, der Sicherheitsdienst und die SIPO gingen mit drakonischer Härte 
gegen alle vermeintlichen Gegner der NS-Diktatur vor. Das NS-Regime unterdrückte jeden 
Einwand, jegliche Kritik und jede aktive oder passive Opposition mit den härtesten Strafen.  
Jeder Widerstand der deutschen Justiz, der Wissenschaft und der deutschen Intelligenz wurde 
mit brutalsten Mitteln gebrochen und ausgelöscht. Tausende von aufrechten Deutschen, die 
sich gegen die NS-Knebelung wehrten, wurden willkürlich als "Staatsfeinde" eingestuft und 
sofort ausgeschaltet. Sie landeten irgendwann im Konzentrationslager, falls sie nicht sofort 
liquidiert wurden oder rechtzeitig ins Ausland fliehen konnten. 
Das tragische Scheitern des Umsturzversuches vom 20. Juli 1944 bedeutete nicht nur das En-
de der demokratischen Widerstandsbewegungen, sondern auch die Ostdeutschen und alle 
noch lebenden Juden waren jetzt endgültig rettungslos verloren.  
Die deutsche Geschichte und das Schicksal der deutschen Ostprovinzen hätten vielleicht noch 
einen wesentlich anderen Verlauf genommen, wenn dieser Militärputsch gegen Hitler und 
seine NS-Anhänger erfolgreich verlaufen wäre.  
Aufgrund der alliierten Beschlüsse und Pläne hätte das Deutsche Reich zwar kaum bessere 
"Friedensbedingungen" erhalten, aber mehrere Millionen Menschen wären wahrscheinlich 
nicht umgekommen, sondern am Leben geblieben. 
Trotz aller Fehler und Mißverständnisse der deutschen Widerstandsbewegung sollte man nicht 
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vergessen, daß es ungeachtet des lebensbedrohlichen NS-Terrors in Deutschland überall Men-
schen gab, die sich durch vorbildliche Tapferkeit auszeichneten und letzten Endes auch bereit 
waren, für ihre moralische Grundhaltung zu sterben. Diese Widerstandskämpfer hatten ver-
standen, daß aufrichtiges Nationalgefühl und wahres Christentum überall dort vorhanden ist, 
wo Menschen bereit sind, trotz großer persönlicher Gefahren Widerstand zu leisten.  
Nach Hitlers Wahnvorstellungen sollte das "Dritte Reich" 1.000 Jahre dauern, aber schon 
nach "nur" 12 Jahren war der "braune Spuk" bereits vorbei. Innerhalb von 12 Jahren zerstörte 
dieser größenwahnsinnige "Führer", der eigentlich nur eine fremdbestimmte Marionette seiner 
perfiden ausländischen NWO-Geldgeber war, eine mehr als 1.000jährige glanzvolle deutsche 
Geschichte.  
Dieser "selbsternannte Führer" der NS-Verbrecherorganisation degradierte die jahrhunderte-
lang geachteten, stolzen Deutschen schließlich zu einem gebrochenen und mit beispielloser 
Schande belasteten "Volk der Täter".  
Nach dem verlorenen Zweiten Weltkrieg wurden die Deutschen schließlich, wie nach dem 
Ersten Weltkrieg, von den Siegermächten planmäßig und kompromißlos ausgebeutet, bevor-
mundet, entrechtet, gedemütigt und umerzogen.  
Das Deutsche Reich von 1871 war bis zum Abschluß des Waffenstillstandsabkommens vom 
11. November 1918 der letzte souveräne deutsche Staat bzw. das letzte gültige Völkerrechts-
subjekt.  
Infolge der Unterzeichnung des Waffenstillstandsabkommens am 11. November 1918 und der 
Unterzeichnung des Versailler Friedensvertrages am 28. Juni 1919 wurde die Geschäftsfähig-
keit der Deutschen durch die Siegermächte drastisch eingeschränkt.  
Nach nur 47 Jahren der Freiheit begann für die Deutschen eine endlose Zeit der Unfreiheit. 
Deutschland zählt seit dem Abschluß des Waffenstillstandsabkommens vom 11. November 
1918 zu den wirtschaftlich und politisch entmündigten Staatsgebilden (Staaten ohne Selbstbe-
stimmung). Die Deutschen besitzen seither keine frei gewählte Verfassung und keinen souve-
ränen Staat (Staatsgebiet, Staatsvolk, Staatsgewalt).  
Nach über 100 Jahren der Entmündigung, der politischen Unterdrückung, der wirtschaftlichen 
Ausbeutung und der ideologischen Umerziehung wird es allmählich Zeit, dem deutschen Volk 
das Recht auf Selbstbestimmung zurückzugeben. Vorübergehende Einschränkungen der Sou-
veränität sind gemäß Haager Landkriegsordnung legal. Die dauernde Einschränkung der Sou-
veränität ist jedoch völkerrechtlich verboten.  
Die Deutschen haben wie alle Völker das Recht, in Frieden und Freiheit sowie ohne Vor-
mundschaft zu leben. 
Die UN-Sozialcharta über das Selbstbestimmungsrecht der Völker lautet z.B. wie folgt 
(x870/...): >>… Artikel 1 
(1) Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden sie 
frei über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Entwicklung. 
(2) Alle Völker können für ihre eigenen Zwecke frei über ihre natürlichen Reichtümer und 
Mittel verfügen, unbeschadet aller Verpflichtungen, die aus der internationalen wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit auf der Grundlage des gegenseitigen Wohles sowie aus dem Völker-
recht erwachsen. In keinem Fall darf ein Volk seiner eigenen Existenzmittel beraubt werden. 
(3) Die Vertragsstaaten, einschließlich der Staaten, die für die Verwaltung von Gebieten ohne 
Selbstregierung und von Treuhandgebieten verantwortlich sind, haben entsprechend der Char-
ta der Vereinten Nationen die Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung zu fördern 
und dieses Recht zu achten.<< 
Wir dürfen nicht länger tatenlos zusehen, wie die Destabilisierungsmaßnahmen der internatio-
nalen NWO-Verbrecherorganisationen unser Land allmählich vernichten, sondern wir müssen 
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uns endlich wehren. Die Rückgewinnung der Freiheit und den Erhalt der Heimat wird es nicht 
kampflos geben! 
Bei dem Entscheidungskampf gegen das globale Terrorimperium geht es nicht nur um die 
Wiedergewinnung unserer Freiheit und um Sein oder Nichtsein, sondern es geht auch um die 
traditionelle Verpflichtung, das mehr als tausendjährige materielle und immaterielle Erbe 
unserer Vorfahren für unsere Nachkommen zu bewahren. Wir sind es nicht nur unserer eige-
nen Selbstachtung, sondern auch unseren Vorfahren und vor allem den nachfolgenden Gene-
rationen schuldig, alles für den Erhalt unserer deutschen Heimat zu tun. 

 
Allmächtiger, allwissender Gott, himmlischer Vater! 
Verleihe uns die nötige Kraft, Mut und Zuversicht,  

damit wir unsere Heimat Deutschland endlich befreien  
und für unsere Nachkommen bewahren können. 

Mit deiner Hilfe werden wir unser deutsches Volk  
und unsere Heimat mit allen uns zu Gebote stehenden Kräften 

bis zum letzten Atemzug verteidigen,  
denn wir sind es unseren Vorfahren und  

unseren nachfolgenden Generationen schuldig. 
 

Vater unser im Himmel 
Geheiligt werde dein Name. 

Dein Reich komme. 
Dein Wille geschehe, 

wie im Himmel, so auf Erden. 
Unser tägliches Brot gib uns heute. 

Und vergib uns unsere Schuld, 
wie auch wir vergeben unsern Schuldigern. 

Und führe uns nicht in Versuchung, 
sondern erlöse uns von dem Bösen. 

Denn dein ist das Reich 
und die Kraft und die Herrlichkeit 

in Ewigkeit. 
Amen. 

 

GOTT MIT UNS 
 



 96 

Hinweise für den Leser 
 
Einstellungstermin: 01.09.2021 
Die PDF-Datei wird kostenlos zur Verfügung gestellt. 
 
Rechtschreibregeln: Das Sonderheft Nr. 7 wurde nach den "alten Rechtschreibregeln" er-
stellt. 
 
Zitate: Die zitierten Zeitzeugenberichte, Berichte von Historikern, Publikationen und sonstige 
Quellentexte werden stets mit offenen Klammern >> ... << gekennzeichnet. 
Bei Auslassungen ... wurde sorgfältig darauf geachtet, daß der ursprüngliche Sinnzusammen-
hang der Zitate nicht unzulässig gekürzt oder verfälscht wurde.  
 
Anregungen und Kritik:  Für Anregungen bin ich stets dankbar. Sollten mir Fehler unterlau-
fen sein, bitte ich um Nachsicht und Benachrichtigung. 
 
Quellen- und Literaturnachweis 
Die Quellenangaben kennzeichnen nur die Fundstellen. Nach dem x wird der Buchtitel und 
nach dem Schrägstrich die Seite angegeben. 
Beispiel: (x051/79) = Das große Lexikon des Dritten Reiches. München 1985, Seite 79. 
 
x013 Gesellschaft für Literatur und Bildung mbH (Hg.): Die Wehrmachtsberichte 1939-

1945. Band 3. 1. Januar 1944 bis 9. Mai 1945. Unveränderter Nachdruck. Köln 1989. 
x017 Meyers Lexikonredaktion (Hg.): DAS NEUE DUDEN LEXIKON in 10 Bänden. 

Mannheim 1989. 
x023 Maser, Werner: Das Regime. Alltag in Deutschland 1933-45. Berlin 1990. 
x025 Nawratil, Heinz: Vertreibungs-Verbrechen an Deutschen. Tatbestand, Motive, Bewäl-

tigung. 4. überarbeitete Auflage. Frankfurt/Main; Berlin 1987 
x027 Thorwald, Jürgen: DIE GROSSE FLUCHT. München/Zürich 1979. 
x028 Zayas, Alfred Maurice de: Die Anglo-Amerikaner und die Vertreibung der Deut-

schen. Vorgeschichte, Verlauf, Folgen. 7. Auflage. Frankfurt/Main; Berlin 1988. 
x029 Zayas, Alfred Maurice de: Die Wehrmacht-Untersuchungsstelle. Deutsche Ermittlun-

gen über alliierte Völkerrechtsverletzungen im Zweiten Weltkrieg. 4. erweiterte Auf-
lage. München 1984. 

x030 Wistrich, Robert: Wer war wer im Dritten Reich? Ein biographisches Lexikon. 
Frankfurt/Main, 1987. 

x031 Schön, Heinz: Flucht über die Ostsee 1944/45 im Bild. 3. Auflage. Stuttgart 1994. 
x032 Overesch, Manfred, und Friedrich Wilhelm Saal: Das III. Reich 1933-1939. Eine Ta-

geschronik der Politik – Wirtschaft - Kultur. Augsburg 1991. 
x033 Overesch, Manfred: Das III. Reich 1939-1945. Eine Tageschronik der Politik - Wirt-

schaft - Kultur. Augsburg 1991. 
x034 Overesch, Manfred, und Friedrich Wilhelm Saal: Die Weimarer Republik. Eine Ta-

geschronik der Politik – Wirtschaft – Kultur. Augsburg 1992. 
x036 Jäckel, Eberhard, und Jürgen Rohwer (Hg.): Der Mord an den Juden im Zweiten 

Weltkrieg. Entschlußbildung und Verwirklichung. Stuttgart 1985. 
x040 Hillgruber, Andreas, und Gerhard Hümmelchen: Chronik des Zweiten Weltkrieges. 

Kalendarium militärischer und politischer Ereignisse 1939-1945. Neuausgabe. Düs-
seldorf 1989. 



 97 

x041 Hillgruber, Andreas, und Jost Dülffer (Hg.): PLOETZ "Geschichte der Weltkriege". 
Mächte, Ereignisse, Entwicklungen 1900-1945. Freiburg/Würzburg 1981. 

x042 Wyman, David S.: Das unerwünschte Volk. Amerika und die Vernichtung der euro-
päischen Juden. Frankfurt/Main 1989. 

x043 Zentner, Christian u.a.: DAS DRITTE REICH (Sammeldokumentation). John Jahr 
Verlag, Hamburg 1976. 

x044 Zentner, Christian: Große Geschichte des Dritten Reiches und des Zweiten Weltkrie-
ges - Zusammenbruch. München/Köln 1989. 

x046 Hoffmann, Joachim: Stalins Vernichtungskrieg. Planung, Ausführung und Dokumen-
tation. 7. Auflage. München 2001. 

x047 Dorst, Klaus, und Birgit Hoffmann (Hg.): Kleines Lexikon Sowjetstreitkräfte. 1. Auf-
lage. Militärverlag der DDR. Ost-Berlin 1987. 

x049 Holmsten, Georg: Kriegsalltag 1939-1945 in Deutschland. Bindlach 1989. 
x050 Ruhl, Klaus-Jörg: Brauner Alltag 1933-1939 in Deutschland. Bindlach 1990.  
x051 Zentner, Christian, und Friedemann Bedürftig (Hg.): Das große Lexikon des Dritten 

Reiches. München 1985. 
x055 Ploetz-Verlag (Hg.): DER GROSSE PLOETZ IM BILD. Ein Bildatlas zur Weltge-

schichte. Würzburg 1987. 
x057 Eilers, Willi: Kleine Weltgeschichte. Staat, Wirtschaft und Gesellschaft im Wandel 

der Geschichte. Stuttgart 1955. 
x058 Tenbrock, Robert H. u.a. (Hg.): Zeiten und Menschen. Ausgabe G. Band 2. Die ge-

schichtlichen Grundlagen der Gegenwart; 1776 bis heute. Geschichtliches Unter-
richtswerk. Paderborn 1970. 

x059 Lasius, Rolf, und Hubert Recker: Geschichte. Band 3. Das Zeitalter der Weltmächte 
und Weltkriege. 3.-5. Auflage. Weinheim 1964. 

x061 Kinder, Hermann, und Werner Hilgemann: dtv-Atlas zur Weltgeschichte. Band 2. 
Von der Französischen Revolution bis zur Gegenwart. 25. erweiterte Auflage. Mün-
chen 1991. 

x062 Mann, Golo u.a.: Unser Jahrhundert im Bild. Gütersloh 1964. 
x063 Löwenstein, Hubertus Prinz zu: Deutsche Geschichte. Erweiterte Auflage. Bindlach 

1990. 
x064 Pfister, Hermann (Hg.): Polen und Deutsche. Der lange Weg zu Frieden und Versöh-

nung. 2. Auflage. Waldkirch 1977. 
x067 Hüttenberger, Peter u.a. (Hg.): Geschichtsbuch. Band 4. Die Menschen und ihre Ge-

schichte in Darstellungen und Dokumenten. Vom Ende des 1. Weltkrieges bis heute. 
1. Auflage. Berlin 1988. 

x068 Deschner, Karlheinz: Der Moloch. Eine kritische Geschichte der USA. 3. Auflage. 
München 1996. 

x069 Klett, Ernst (Hg.): Kletts Geschichtliches Unterrichtswerk. Band IV. Um Volksstaat 
und Völkergemeinschaft. E. Klett Verlag, Stuttgart 1967. 

x073 Hug, Wolfgang (Hg.): Unsere Geschichte. Band 3. Von der Zeit des Imperialismus 
bis zur Gegenwart. Frankfurt/Main 1986. 

x074 Stein, Werner: Fahrplan der Weltgeschichte. Die wichtigsten Daten aus Politik, 
Kunst, Religion, Wirtschaft. Augsburg 1994. 

x075 Grosser, Alfred: Ermordung der Menschheit. Der Genozid im Gedächtnis der Völker. 
München/Wien 1990. 

x076 Andreae, Hugo: Lehrbuch der Geschichte für berufsbildende Schulen. Verlag Hand-
werk und Technik, Hamburg 1962. 



 98 

x080 Conquest, Robert: Stalin. Der totale Wille zur Macht. München 1991. 
x090 Dahms, Hellmuth Günther: Deutsche Geschichte im Bild. Frankfurt/Main 1991. 
x103 Klemperer, Klemens von: Die verlassenen Verschwörer. Der deutsche Widerstand 

auf der Suche nach Verbündeten 1938-1945. Berlin 1994. 
x106 Chronik Verlag (Hg.): Chronik des Zweiten Weltkrieges. 1. Auflage. Güters-

loh/München 1994. 
x111 Overesch, Manfred, und Jork Artelt: Das besetzte Deutschland 1945-1947. Eine Ta-

geschronik der Politik - Wirtschaft - Kultur. Augsburg 1992. 
x115 Glaser, Hermann u.a. (Hg.): So viel Anfang war nie. Deutsche Städte 1945-1949. 

Berlin 1989. 
x129 Klett, Ernst (Hg.): Politische Weltkunde II. Nationalsozialismus und Faschismus. E. 

Klett Verlag, Stuttgart 1987. 
x149 Klett, Ernst (Hg.): Erinnern und urteilen. Band IV. Unterrichtseinheiten Geschichte. 

1. Auflage. E. Klett Verlag, Stuttgart 1982. 
x154 Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen (Hg.): Forum für Kultur und Politik. Heft 

14. Bonn 1996. 
x165 Terkel, Studs: Der Gute Krieg. Amerika im Zweiten Weltkrieg; Zeitzeugen sprechen. 

München 1989.  
x172 Baker, Nicholson: Menschenrauch. Wie der Zweite Weltkrieg begann und die Zivili-

sation endete. 2. Auflage. Hamburg 2009. 
x175 Harenberg Lexikon-Verlag (Hg.): Harenberg Schlüsseldaten 20. Jahrhundert. Dort-

mund 1997. 
x191 Klett, Ernst (Hg.): Menschen in ihrer Zeit. Band 6. In unserer Zeit. 3. Auflage. Stutt-

gart 1978. 
x192 Parker, Geoffrey (Hg.): Grosse illustrierte Weltgeschichte. Wien/München/Zürich 

1996. 
x215 Fischer-Fabian S.: Preußens Krieg und Frieden. Der Weg ins Deutsche Reich. Mün-

chen/Zürich 1981.  
x243 Schmid, Heinz Dieter (Hg.): Fragen an die Geschichte. Band 4. Die Welt im 20. 

Jahrhundert. Geschichtliches Arbeitsbuch für Sekundarstufe I. Frankfurt/Main 1984. 
x244 Ripper, Werner (Hg.): Weltgeschichte im Aufriß. Band 1. Von der griechischen Anti-

ke bis zum Ende des Absolutismus. Frankfurt/Main, Berlin, München 1999. 
x251 F. A. Brockhaus GmbH, Leipzig (Hg.): DER BROCKHAUS IN DREI BÄNDEN  

Go-Pah 2. Leipzig 2006. 
x264 Gosztony, Peter: Stalins fremde Heere. Das Schicksal der nichtsowjetischen Truppen 

im Rahmen der Roten Armee 1941-1945. Bonn 1991. 
x268 Nawratil, Heinz: Der Kult mit der Schuld. Geschichte im Unterbewußtsein. 2. Aufla-

ge. München 2004. 
x296 Ebeling, Hans und Wolfgang Birkenfeld (Hg.): Die Reise in die Vergangenheit. Band 

4. Geschichte und Politik in unserer Zeit (Lehrerausgabe). Braunschweig 1975. 
x300 Hug, Wolfgang (Hg.): Geschichtliche Weltkunde. Band 3. Von der Zeit des Imperia-

lismus bis zur Gegenwart. 1. Auflage. Frankfurt/Main 1976. 
x301 Heumann, Hans (Hg.): Geschichte für Morgen. 1. Auflage. Frankfurt/Main 1988. 
x350 Elsässer, Jürgen (Hg.): Krieg gegen Rußland. Wie die NATO nach Osten marschiert. 

COMPACT-Sonderausgabe Nr. 3. Werder (Havel) 2014. 
 



 99 

Internet  
 
x844 Liebermann: http://de.wikiquote.org/wiki/Max_Liebermann - September 2013. 
x853 THEOLOGISCHES, katholische Monatschrift: http://www.theologisches.-

net/index.php?option=com_content&view=article&id=52&Itemid=58 - März 2015. 
x870 http://www.sozialpakt.info/selbstbestimmungsrecht-der-voelker-3181/ – Juli 2016. 
x878 http://www.guntram-von-schenck.de/ – September 2016. 
x887 http://www.preussische-allgemeine.de/archiv-suche.html - Dezember 2016 
x1.001 https://www.apostasia.net/images/Jesuiten.pdf ("Die verborgene Geschichte der 

Jesuiten") – März 2021 
 
 
 


